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Editorial

Editorial

Ökonomen erleben spannende Zeiten. Aber nicht nur die Wissenschaftler, sondern

auch Unternehmer, Manager, eigentlich alle Mitglieder der Gesellschaft sind damit

konfrontiert, dass sich vieles verändert. Manches ist nicht wirklich neu, erscheint

aber so, manches ist tatsächlich noch nie dagewesen. Dies zu sortieren, zu untersu-

chen und die Konsequenzen für Theorie und Praxis abzuleiten, zeigt sich in den Ak-

tivitäten des Instituts für Genossenschaftswesen. Wir bekommen viele Forschungs-

impulse aus den wirtschaftlichen, technologischen, regulativen und gesellschaft-

lichen Entwicklungen und davon gibt es zur Zeit mehr als genug. Im Instituts-News-

letter berichten wir über unsere Aktivitäten und Ergebnisse, nun bereits zum 29. Mal.

Ich hoffe, dass die Inhalte des www.ifg-muenster.de*, die sich auf das zweite Halbjahr 2014 beziehen, Ihr

Interesse wecken.

Besonders freue ich mich über die abgeschlossenen Dissertationsprojekte. So wurde eine Due Diligence für

Kooperationsprojekte entwickelt und es wurde eine empirische Analyse des Managements von Innova-

tionsclustern in der Hochtechnologiebranche vollendet. Dazu kamen die Erarbeitung von Konzepten und

Instrumenten für das Management der Außengrenzen von Kooperationen. Wie wichtig der institutionelle

Hintergrund für die ökonomische und nachhaltige Entwicklung von Ökonomien ist, wurde mittels Anwen-

dung neuer Methoden eindrucksvoll nachgewiesen und es zeigte sich, dass informelle Institutionen – Tra-

ditionen, Werte, Einstellungen – nicht vernachlässigt werden dürfen. Die Themen der neu begonnenen Dis-

sertationsprojekte sind vielversprechend: die Auswirkungen der Globalisierung auf Genossenschaftsban-

ken, die Analyse von Verrechnungspreisen in Kooperationen und ihr Stabilisierungspotenzial, die Bedeu-

tung und regulative Behandlung des Informationsaustausches in horizontalen Kooperationen sowie die re-

gionalen Wirkungen von Genossenschaftsbanken. Dazu kommen viele weitere Themen, mit denen wir uns

2015 auseinandersetzen werden, denn die Interessen, die Energie und gute Ideen der IfG-Mitarbeiter sind

nach wie vor ungebremst vorhanden.  

Mit den besten Wünschen für die bevorstehenden Weihnachtsfeiertage sowie für ein gesundes, erfolgrei-

ches und glückliches Jahr 2015

Für das Team des IfG

Dezember 2014

* Unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.
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Meine Meinung
EU-Integrationslogik

Bankenunion als Zwischenschritt: Doch wohin soll er uns führen?

Nun ist die Aufsicht über die Banken europäisch geworden, über manche direkt, über die
meisten indirekt. Wohl begründet und nicht frei von ihrer integrationspolitischer Logik hat
die Europäische Bankenunion begonnen und wird mit den heute noch ausstehenden Ele-
menten in den kommenden Jahren vervollständigt werden. Aus den gefährlichen Wirkun-
gen der Verbindungslinien zwischen Bankenkrisen und staatlichen Verschuldungskrisen
entstanden, die es auzulösen gilt, lässt sie sich für sich genommen, plausibel erklären.

Jedoch fallen die Gründe dieser Pro-

bleme einerseits dem Vergessen, Ver-

schweigen oder Verdrängen vergan-

gener integrationspolitischer Wei-

chenstellungen und andererseits der

konsequenten Vermeidung der Defini-

tion eines EU-Integrationszieles und

seiner Diskussion zum Opfer. Es gilt

also wieder einmal daran zu erinnern,

dass der EU-Integrationsprozess einer

Logik folgt, die nur politökonomisch

und ex post zu erkären ist. So sind die

eigentlichen Motive für eine Bank-

enunion, nämlich eine strengere Re-

gulierung risikoreicher Banken-Ge-

schäftsmodelle sowie die Lösung der

Too big to fail-Problematik im Zuge

der Verhandlungen doch eher in den

Hintergrund getreten und die entste-

hende Eigendynamik ließ sie in einen

umfangreichen Vergemeinschaftungs-

schritt hüllen. Dabei hat sich gezeigt,

mit welchen Mechanismen die EU-In-

tegration fortschreitet, die hier als

zwölf EU-Integrationsprinzipien zur

Diskussion gestellt werden: (1) Fehl-

entwicklungen werden konsequent zu

einer Vertiefung der Integration ge-

nutzt, eine (partielle) Rückführung

von Integrationsschritten wird als

Prolemlösungsoption ausgeschlossen.

Die „Flucht nach vorne“ ist angesagt.

(2) Politisch konstruierte Integrations-

schritte dominieren die Vertiefungs-

prozesse, nicht etwa ein Wettbewerb

zwischen nationalen Regulierungsele-

menten. (3) Die Vielfalt nationaler

Lösungen mit ihrer Pfadabhängigkeit

(z.B Einlagensicherungssysteme)

wird auch in jenen Bereichen kaum

akzeptiert, die eine vollständige Ver-

gemeinschaftung nicht erfordern. (4)

Im Verhandlungsprozess gelingen

diesbezüglich Zugeständnisse nur mit

höchstem Kommunikationsaufwand

und konsequenter Beharrlichkeit. (5)

Ein Wettbewerb von Geschäftsmodel-

len und daraus abgeleiteten Regulie-

rungskonsequenzen wird nicht akzep-

tiert, womit Genossenschaftsbanken

und Sparkassen nun reiche Erfahrung

gewonnen haben. (6) Es kommt zu

einer Ausweitung institutionalisierter

Transfermechanismen und Elementen

gemeinsamer Haftung, die Eingang in

unterschiedlichste Instrumente fin-

den. (7) Zusätzliche Organe und Ein-

richtungen der supranationalen Zen-

tralisierung gewinnen deutlichen Vor-

rang vor der Vereinbarung von Stan-

dards für nationale Organe. (8) Die

Überfrachtung von bestehenden EU-

Organen mit zusätzlichen, auch nicht-

kompatiblen, Aufgaben korrespon-

diert mit der Kompetenzverlagerung

und beschleunigt sie. Die neue Dop-

pelfunktion der EZB als Notenbank

und Aufsichtsorgan ist ein beredtes

Beispiel dafür. (9) Ein zunehmender

Staatseinfluss drängt private Lösun-

gen in den Hintergrund. (10) Eine Zu-

nahme der EU-Bürokratie mit den

damit verbundenen Kosten ist nicht

zu übersehen, z.B. die Quantifizie-

rung der Bankenaufsicht mit ihrer Da-

tenfülle, die es zu generieren und auf-

zubereiten gilt. (11) Die datenmässi-

gen Anforderungen und die zahlrei-

chen Verhaltensvorgaben wirken sich

auf Unternehmen, Banken und Priva-

te zunehmend als Überregulierung

aus. (12) Die Gemeinschaft belasten-

de Altlasten aus fehlerhaft ausgestal-

teten oder überstürzten Integrations-

schritten mit ihren schädlichen Anrei-

zen für Private und Mitgliedsstaaten,

werden mit einer bemerkenswerten

Konsequenz vernachlässigt. 

Die Formulierung dieser Prinzipien

sollte Anlass zum Nachdenken in den

stilleren Tagen sein, besagen sie doch

letztlich, dass aus integrationspoliti-

schen Fehlern wenig gelernt wird.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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Cooperative Due Diligence 

Konzeption und Gestaltung einer Due Diligence 
für Unternehmenskooperationen

Ausgangspunkt und Motivation der

Dissertation bildete dabei die Er-

kenntnis, dass Kooperationen zwar

weiterhin zunehmend als alternative

Form der Unternehmensentwicklung

genutzt werden, die steigende strate-

gische Bedeutung der Kooperation je-

doch mit einer hohen Misserfolgsrate

einhergeht. Zu den typischen Koope-

rationsfehlern zählen die Auswahl des

falschen Kooperationspartners sowie

eine unzureichende Vorbereitung von

Kooperationsprojekten aufgrund des

noch immer unvollständigen Koope-

rationsmanagements.

Die Untersuchungen der Arbeit begin-

nen mit einer theoretischen Aufarbei-

tung der immanenten Agency-Proble-

me im vorvertraglichen Management-

Prozess der Kooperation. Problema-

tisch ist im vorvertraglichen Manage-

ment insbesondere die Bewertung der

Eigenschaften und Qualitäten der

„Assets“ des Partners. Die Informa-

tionen zur Wertbestimmung sind

asymmetrisch verteilt. Ein kombinier-

ter Ansatz aus Screening- und Signal-

ling-Instrumenten kann aus der theo-

retischen Perspektive hierzu Abhilfe

schaffen und wird zur weiteren Kon-

kretisierung empfohlen. 

Das Instrument der Due Diligence

zeigt eben diese Möglichkeiten für

das vorvertragliche Management auf.

In der Praxis sind M&A-Transaktio-

nen ohne die Durchführung einer in-

tensiven Due Diligence-Phase kaum

vorstellbar. Die bestehenden Ansätze

aus dem Schrifttum zur Bedeutung

sowie den Vorgehensweisen der

„klassischen“ Due Diligence werden

in der Arbeit aufgegriffen. In ihrer

Ausgestaltung sind diese Instrumente

aber schwerpunktmäßig auf klassi-

sche M&A-Transaktionen ausgerich-

tet, Spezifika von Kooperationen wer-

den nur unzureichend berücksichtigt.

Für die Anwendung auf die Koopera-

tion bedarf es daher einer Adaption

der Instrumente für das Kooperations-

management. Grundlage hierzu bietet

das Konzept der Grundsätze einer

ordnungsgemäßen Due Diligence, das

als eine Strukturierungshilfe zur Kon-

zeption von Cooperative Due Diligen-

ce- Un tersuchungen herangezogen

wur de. Es wird hierdurch ein konzep-

tioneller Rahmen geschaffen, der es

ermöglicht, die für den Kooperations-

prozess passenden Due Diligence-In-

strumente zu entwickeln. So bestehen

hinsichtlich der Planung, der Durch-

führung und der Dokumentation spe-

zielle Anforderungen an die Coopera-

tive Due Diligence: In der Planung

müssen insbesondere die konstituie-

renden Merkmale der Kooperation

Berücksichtigung finden. Diese sind

richtungsweisend für den nachfolgen-

Die Due Diligence ist ein weit verbreitetes Instrument aus dem Management von Unterneh-
menskäufen, Übernahmen und Fusionen (M&A). Es überrascht demgegenüber, dass die
Due Diligence bei der Vorbereitung und Durchführung von Kooperationsprojekten ver-
gleichsweise wenig Bedeutung besitzt. Selbst wenn vergleichbare Prüfungen und Analysen
durchgeführt werden, ein konkreter Rückgriff auf die Konzepte und Ansätze der Due Dili-
gence erfolgt zumeist nicht. Hintergrund für die Dissertation war es dementsprechend,
einen analytischen Rahmen und, hierauf aufbauend, konkrete Instrumente für die Anwen-
dung im Kooperationsmanagement zu entwickeln.

Einordnung der Cooperative Due Diligence in das Kooperationsmanagement
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den Cooperative Due Diligence-Pro-

zess und entscheiden infolgedessen

maßgeblich über die Qualität der In-

formationsgewinnung. In der Durch-

führung der Cooperative Due Diligen-

ce sind speziell die dem Koopera-

tionsprozess inhärenten Chancen und

Risiken aufzubereiten und für den

Entscheider zu explizieren. Die nach-

folgende Dokumentationsphase dient

letztendlich maßgeblich der Schaf-

fung von Transparenz für den Ent-

scheidungsprozess.

Ausgehend von dem entwickelten

Rahmenkonzept und einer ange-

schlossenen qualitativ-empirischen

Untersuchung wurden konkrete Ge-

staltungsempfehlungen für die Coo-

perative Due Diligence entwickelt.

Die konkreten Ausführungen zu den

Cooperative Due Diligence-Instru-

menten orientieren sich strukturell an

den funktionalen Perspektiven des

synergieorientierten Due Diligence-

Ansatzes. In den Ausführungen wer-

den so konkrete Handlungsempfeh-

lungen für eine Basic, Financial,

Commercial, Organisational, Cultu-

ral, Human Resources, Legal und Tax

Due Diligence aufgezeigt.

In einem übergreifenden integrierten

Cooperative Due Diligence-Ansatz

werden die funktionalen Teilbereiche

schließlich konsolidiert. Diese Teilbe-

reiche sind für unterschiedliche Ko-

operationstypen modular zu kombi-

nieren. Herangezogen werden dabei

die Merkmalsausprägungen der Ko-

operation, die maßgeblichen Einfluss

auf die Auswahl der Untersuchungs-

gebiete und deren Schwerpunktset-

zung haben.

Die gewonnen Erkenntnisse aus den

Cooperative Due Diligence-Teilberei-

chen sind für den Entscheidungspro-

zess schließlich zu ordnen. Hierbei

müssen drei Erkenntnistypen unter-

schieden werden: 

– Erkenntnisse vom Typ A beeinflus-

sen den Entscheidungsprozess derart

schwerwiegend, dass das Koopera-

tionsvorhaben in seiner vorliegenden

Konstellation insgesamt hinterfragt

werden muss (sog. Deal-breaker). 

– Erkenntnisse vom Typ B betreffen

subjektive Entscheidungsparameter,

die maßgeblich für den Entscheider

sind. Diese Soft-Faktoren sind quali-

tativer Natur und erfordern eine sorg-

fältige und inhaltlich hinreichende

Auseinandersetzung mit dem Koope-

rationsvorhaben. 

– Letztlich dienen die Erkenntnisse

vom Typ C der Ermittlung von Cash-

flows der Kooperation und schließen

somit die Brücke zu den finanziellen

Bewertungsverfahren der Koopera-

tion. 

Somit gilt es zu beachten, dass die Er-

mittlung von Cashflows nicht der aus-

schließliche Zweck der entwickelten

Instrumente ist. Die Entscheidungssi-

tuation bzgl. einer Kooperation ist

von einer Vielzahl von Handlungsal-

ternativen geprägt, die durch unter-

schiedliche Präferenzen des Entschei-

ders mehrere Zielgrößen begründen.

Die Ordnung dieser Alternativen

muss daher anhand einer Nutzwert -

analyse erfolgen. Das hierfür notwen-

dige Gesamtbild der Kooperation

kann mit Hilfe der aufgezeigten Coo-

perative Due Diligence ermittelt wer-

den.

Mit der Arbeit wurde eine weitere

Lücke in der Kooperationsforschung

geschlossen. Zudem bietet sie auch

der unternehmerischen Kooperations-

praxis konkrete Instrumente für die

Due Diligence ihrer Kooperationspro-

jekte. Dementsprechend richtet sich

diese Arbeit sowohl an Wissenschaft-

ler der Kooperationsforschung als

auch an Vertreter der gestaltenden und

beratenden Wirtschaftspraxis.

Ü Marc Barrantes

( (0251) 83-2 28 01

* marc.barrantes@

uni-muenster.de

Integrierter Prozess der Cooperative Due Diligence 



Die Bedeutung der Interaktion formeller und informeller 
Institutionen für die ökonomische und nachhaltige Entwicklung
eines Landes

Empirische Evidenz auf der Basis eines Paneldatensatzes

Gleichwohl gehört das Themengebiet

noch zu den jüngeren in den Wirt-

schaftswissenschaften. Dies insofern,

als dass viele Studien existieren, die

theoretische Bedeutungen und Zu-

sammenhänge untersuchen und auf-

zeigen, es aber noch Bedarf an empi-

rischen Untersuchungen gibt. Die ein-

zige Erkenntnis, die als empirisch ge-

sichert angesehen gilt, ist die ange-

sprochene Korrelation von gut ausge-

stalteten Institutionen, nach North

Verhaltensregeln, und einer positiven

wirtschaftlichen Entwicklung, zu-

meist gemessen am Bruttoinlandspro-

dukt (BIP) pro Einwohner. Die Kau-

salität des Zusammenhangs ist eben-

falls in einigen Studien untersucht

worden, die Vorgehensweisen und Er-

gebnisse sind jedoch momentan

Gegenstand intensiver Diskussionen.

Neben den vielen Untersuchungen,

die sich mit dem Einfluss von Institu-

tionen auf die wirtschaftliche Ent-

wicklung befassen, gibt es darüber

hinaus momentan auch kaum Studien,

die ein weiter gefasstes Wohlstands-

konzept abbilden, obwohl in den ver-

gangenen Jahren in der Gesellschaft

eine Diskussion darüber geführt

wurde, ob das BIP als alleiniges Maß

zur Messung des Wohlstands geeignet

ist. 

An diesen Punkten setzt die Disserta-

tion an, die vor allem neue Erkennt-

nisse im Bereich der empirischen

Untersuchungen liefert. Das Ziel der

Arbeit ist das Aufzeigen des empiri-

schen Zusammenhangs zwischen gut

ausgestalteten Institutionen und der

positiven Entwicklung einer Gesell-

schaft. Diese Entwicklung wird im

Rahmen der Arbeit zum einen durch

das BIP pro Einwohner und zum an-

deren durch die ökonomische, gesell-

schaftliche und ökologische Form der

Nachhaltigkeit abgebildet. Es soll ge-

zeigt werden, dass gestaltete oder sich

unbewusst entwickelnde Einschrän-

kungen des Verhaltensspielraumes

eine Erwartungsstabilisierung anderer

Individuen zur Folge haben. Dadurch

kann die menschlichen Interaktionen

innewohnende Unsicherheit reduziert

und durch die damit verbundene Sen-

kung der Transaktionskosten ein posi-

tiver Effekt auf die Volkswirtschaft

verzeichnet werden. 

Die Dissertation liefert zum einen

durch die Verwendung eines Panelda-

tensatzes zusätzliche Evidenz für die

positive Kausalität von gut ausgestal-

teten Institutionen in Richtung positi-

ver wirtschaftlicher Entwicklung und

zeigt zum anderen erste Zusammen-

Institutionen spielen für die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes eine zentrale Rolle.
Diese Erkenntnis ist mittlerweile eine allgemein akzeptierte Aussage unter Ökonomen. Der
Erfolg des Buches „Warum Nationen scheitern“ von Daron Acemoglu und James Robinson
in den letzten Jahren zeigt darüber hinaus auch auf, dass dieser Zusammenhang sogar in
weite Teile der Gesellschaft getragen wird.
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hänge zwischen Institutionen und der

nachhaltigen Entwicklung einer

Volkswirtschaft auf.

Bei der empirischen Messung und

dem Vergleich von Institutionen hat

sich die Verwendung von Fragebögen

durch internationale Organisationen

als bewährtes Mittel etabliert. Diese

Organisationen sind deshalb im Vor-

teil, weil sie eine höhere Länderabde-

ckung gewährleisten und multinatio-

nale Daten günstiger erheben können.

Ein bekanntes Beispiel für eine derar-

tige Umfrage, ist das „World Values

Survey“. 

Aus den allgemein verfügbaren und

geeigneten Datensätzen wurde für 73

Länder über den Zeitraum von 1996

bis 2012 ein Paneldatensatz aufge-

stellt, der Variablen umfasst, die in

der Lage sind, insbesondere die Inter-

aktion von formellen und informellen

Institutionen abzubilden. Dieses ist

wichtig, da eine Übertragung von for-

mellen Institutionen in ein Land, das

über keine hierzu passenden informel-

len Institutionen verfügt, zu Proble-

men führt. Ein Beispiel dafür ist der

Transformationsprozess in Osteuropa.

Eine Übertragung der in den west-

lichen Ländern Europas positiv wirk-

samen formellen Institutionen hatte in

den osteuropäischen Ländern wirt-

schaftlich nicht die gewünschten Er-

gebnisse zur Folge. Die Akzeptanz

der formellen Institutionen war nicht

immer gegeben. 

Eine Beispielsvariable zur Messung

der Interaktion von formellen und in-

formellen Institutionen ist das Aus-

maß der politischen Stabilität. Wenn

die formellen politischen Institutio-

nen, also diejenigen, die von be-

stimmten Akteuren etabliert wurden,

nicht zu den informellen, also den in

der Gesellschaft insgesamt als akzep-

tiert oder gewünscht angesehenen,

passen, resultiert eine Unzufrieden-

heit in der Bevölkerung und somit

eine höhere politische Instabilität. Bei

einem Fit der formellen und informel-

len politischen Institutionen kann ein

Land als politisch stabil angesehen

werden. 

In der Folge wird der Zusammenhang

zwischen Institutionen und der wirt-

schaftlichen und nachhaltigen Ent-

wicklung theoretisch begründet und

es werden Hypothesen abgeleitet.

Eine von diesen lautet beispielsweise,

dass ein positiver Zusammenhang

zwischen gut ausgestalteten recht-

lichen Institutionen und der wirt-

schaftlichen Entwicklung besteht.

Dieser dürfte aber schwächer sein als

der Zusammenhang zwischen politi-

schen Institutionen und der wirt-

schaftlichen Entwicklung, da rechtli-

che Institutionen auf einer vergleichs-

weise untergeordneten Ebene eine

Rolle spielen.

Anschließend werden die Zusammen-

hänge mithilfe von paneldatenspezifi-

schen Modellen empirisch überprüft.

Überwiegend wird hierbei auf das

One-way Error Component Regres-

sionsmodell zurückgegriffen. 

Bezogen auf die Einflussfaktoren auf

die wirtschaftliche Entwicklung eines

Landes zeigt sich zum Beispiel im

Rahmen eines Fixed-Effects-Modells,

dass insbesondere wirtschaftliche und

rechtliche Institutionen eine Bedeu-

tung haben. Es wird darüber hinaus

auch Evidenz für die Kausalität von

Institutionen in Richtung der wirt-

schaftlichen Entwicklung gefunden. 

Wird hingegen die ökonomische

Form der Nachhaltigkeit als abhängi-

ge Variable gewählt, scheinen politi-

sche Institutionen die wichtigste Rolle

zu spielen. Bei der Betrachtung der

gesellschaftlichen Form der Nachhal-

tigkeit übernehmen diesen Part die

gesellschaftlichen und die rechtlichen

Institutionen. Bezüglich der ökologi-

schen Form können hingegen noch

keine Aussagen getroffen werden, da

sich die Operationalisierung insge-

samt als zu schwierig herausstellt. 

Wirkungsweise des Zusammenspiels formeller und informeller Institutionen

Ü Jochen Wicher

( (0251) 83-2 29 55

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de

Quelle: Helmke/Levitsky (2004), S. 728
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Die Gestaltung der Außenbeziehungen von Kooperationen 

In vielen Fällen von Kooperationen – z.B. Verbundgruppen – ist für außenstehende Dritte
nicht zu erkennen, dass es sich um eine Kooperation mehrerer Partner handelt, da häufig
gerade in einem bewussten gemeinsamen Auftreten der Kooperierenden auf dem Markt
ein Ziel der Zusammenarbeit besteht. Kooperativen Geschäftsmodellen liegt somit häufig
eine den Kooperationspartnern gemeinsame Außenbeziehung zum Markt zu Grunde.
Diese ist hinsichtlich Kommunikation und Markenführung, der Erstellung und dem Transfer
von Leistungen an Dritte sowie der Kontrahierungspolitik der Kooperierenden zu Ge-
schäftspartnern und der Erlösverteilung unter den Kooperierenden vom Kooperationsma-
nagement zu organisieren.

Kooperationen bestehen stets aus

selb stständig agierenden Partnern. Sie

zusammen müssen die interne Orga-

nisation der wertschöpfenden Ko -

operationsaktivitäten gewährleisten.

Hier zu bedarf es eines Kooperations-

managements, das in Anbetracht der

aus der Selbstständigkeit der Partner

resultierenden Individualität der Inter-

essen einerseits den jeweiligen Anfor-

derungen der Partner genügen, ande-

rerseits aber den Managementbedarf

der Kooperationsaktivitäten befriedi-

gen muss. Speziell angepasste Ausge-

staltungsformen der Innenbeziehun-

gen zwischen den Partnern können

zur Bewältigung dieser Aufgabe die-

nen.

Neben diesem internen Beziehungs-

geflecht treten Kooperationen mit

ihrer Umwelt in Interaktion, nur wer-

bend oder aber mit gemeinsam erstell-

ten Leistungen. Die Gestaltung dieser

Außenbeziehungen wird durch die

Heterogenität der Partner hinsichtlich

Struktur und Interessen gleicherma-

ßen erschwert. Die Formierung eines

gemeinsamen Außenauftritts, kann

dabei als umso schwieriger erwartet

werden, je informaler die Koopera-

tion institutionalisiert ist und je mehr

Partner in ihr beteiligt sind. Auch die

individuellen Beziehungen zur Um-

welt der Partner können Beeinflus-

sungen aus der Kooperation unterlie-

gen, wenn etwa mit der Kooperations-

vereinbarung Beschränkungen für das

individuelle Verhalten zur Umwelt

einhergehen. Bei der Ausgestaltung

dieser internen und externen Bezie-

hungen der Kooperation besteht die

Gefahr, dass sich einzelne Bezie-

hungs- und Organisationsstrukturen

wechselseitig beeinflussen und somit

ihr simultanes Management erschwert

wird.

Das gemeinsame Auftreten am Markt

kann hierbei in ganz unterschiedli-

chem Umfang geschehen. Dies gilt

einerseits hinsichtlich des Verhältnis-

ses der Kooperation zu den sonstigen

in dividuellen Partneraktivitäten au -

ßer halb der Kooperation und anderer-

seits für den Auftritt am Markt selbst.

Dieser kooperative Marktauftritt kann

in Form von einer lediglich koordi-

nierten, gemeinsamen Kommunika-

tion bis hin zur gesamthaft harmoni-

sierten Interaktionen mit Dritten er-

folgen. Schließlich kann der gemein-

same Marktauftritt auch in zeitlicher

und ihre Rückwirkungen auf das Kooperationsmanagement

Wirkungen der kooperativen Organisationsgrenze nach innen und außen
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Hinsicht unterschiedlich sein, wenn

dieser etwa lediglich sehr kurzfristig

oder aber auf eine längere Dauer an-

gelegt ist. So lassen sich vor allem in

der kommunikationsintensiven Kon-

sumgüterindustrie häufig Beispiele

für kurzfristige Kooperationen finden,

bei denen bekannte Marken verschie-

dener Unternehmen für temporäre

Aktionen in einem gemeinsamen Pro-

dukt am Markt auftreten (Co-Bran-

ding). Mit langfristiger Orientierung

können Verbundgruppen als gemein-

samer Marktauftritt von selbstständi-

gen, kooperierenden Einzelhändlern

gesehen werden. Im Falle von Ver-

bundgruppen zeigt sich besonders

deutlich, dass dem einzelnen Kunden

insbesondere durch eine einheitliche

Markenführung unter den Koopera-

tionspartnern nicht unmittelbar be-

wusst gemacht wird, dass er mit einer

Kooperation in Interaktion tritt. Den-

noch tritt der Kunde mit dem einzel-

nen Partner in Kontakt und in eine

Leistungsbeziehung, wenngleich die

Kooperation diesen Kontakt erst mög-

lich gemacht hat. 

Für die Kooperierenden entsteht die

Notwendigkeit eines aktiven Manage-

ments der mit der Kooperation entste-

henden Beziehungen zu Dritten und

zum Markt. Soweit die Kooperation

über eine einfache Kommunikation

hinaus auch Transaktionen zu Dritten

unterhält, ergeben sich aus Sicht von

Kunden und Lieferanten der Koopera-

tion zudem Fragen zur konkreten

Transaktionsabwicklung. So ist zu

klären, wer konkret Leistungen be-

zieht oder liefert: die Kooperation

oder einer ihrer Partner. Diese Frage-

stellung hat unmittelbaren Einfluss

auf die Bewertung der Kooperation

als Transaktionspartner durch Dritte,

wie z.B. Zahlungsunfähigkeitsrisiken

oder Produkthaftungen. Gleichzeitig

wird deutlich, wie wichtig ein Mana -

gement der Außenbeziehungen für die

Kooperation insgesamt, aber auch für

den einzelnen Partner ist, um unge-

wollte Haftungskonstellationen nach

innen zu vermeiden und nach außen

für Dritte Transparenz zu schaffen.

Dass auch eine Koordinierung der

Außenbeziehungen der Kooperation

selbst und denen der Partner relevant

ist, zeigt sich am Beispiel der Ver-

bundgruppe OBI: Hier plant die Sys-

temzentrale der Franchisingkoopera-

tion ein eigenes, direktes online-Ver-

marktungsangebot. Hiermit würde

eine direkte Konkurrenzbeziehung zu

den aktuellen Kunden der eigenen

Franchisingnehmer, den Koopera-

tionsteilnehmern, aufgebaut. 

Mit der Zunahme an kooperativen

Geschäftsmodellen entstehen somit

Beziehungen zur Kooperationsum-

welt, sowohl von den Kooperations-

partnern intendierte als auch uninten-

dierte. Diese sind von den Kooperie-

renden in ihrer Komplexität zu orga-

nisieren. Die Analyse dieser Bezie-

hungen und deren Organisation wur-

den in der Dissertation auf folgendem

Wege untersucht:

Die Partner einer Kooperation konsti-

tuieren mit dem Eingehen der Koope-

ration eine neue Organisationsgrenze,

die zusätzlich zu ihrer eigenen ent-

steht. Diese organisatorischen Gren-

zen der Kooperation konnten einer-

seits nach innen, d.h. auf das Verhält-

nis zwischen den Partnern gerichtete

Funktionen, wie aber auch Funktio-

nen für die entstehenden Außenbezie-

hungen und allgemein zur Umwelt

zugeordnet werden. Die so formierte

Außengrenze der Kooperationsorga-

nisation ist Anknüpfungspunkt für

alle weiter untersuchten Außenbezie-

hungen. Diese wurden modellhaft

nach von den Partnern bewusst mit

der Kooperation verfolgten und aktiv

gestalteten Funktionen (Aktive Inter-

aktionsschnittstelle) sowie uninten-

dierten Wirkungen (passive Perzep-

tionsschnittstelle) unterschieden. Die -

se beiden Sphären der Außenbezie-

hungen von Kooperationen wurden in

weitere Dimensionen aufgespalten.

Nach einer allgemeinen Beschreibung

der Ziele und Ausgestaltungmög lich -

keiten für diese Dimensionen sind

Ausgestaltungskonfigurationen in

Form von Interaktionsstrategien nor-

mativ beschrieben und um explorative

Beispiele ergänzt worden.

Die Anforderungen für das interne

Kooperationsmanagement und die

Ausgestaltung dessen konnten als

Folge des jeweils nach außen ange-

strebten Interaktionstyps erläutert

werden. In einer zusammenfassenden

Synopse aus der Perspektive des Ko-

operationsmanagements sind interak-

tionstypenübergreifend die wechsel-

seitigen Anforderungen zwischen

Außenbeziehung der Kooperation und

dem Kooperationsmanagement her-

ausgestellt worden.

Ü Alexander Wesemann

( (0251) 83-2 28 01

* alexander.wesemann@

ifg-muenster.de



Das Management von Innovationsclustern

Eine theoriebasierte empirische Analyse der Erfolgswirkungen der 
Institutionalisierung, operativen Führung und Erfolgskontrolle

Um diese Zielsetzung zu erreichen,

wurden anhand eines eklektischen

Theoriefundaments aus Neuer Institu-

tionenökonomik, Strategischer Mana-

gementforschung und der Wissensö-

konomie Ausgestaltungsmöglichkei-

ten und -notwendig keiten der Mana-

gementphasen der Institutionalisie-

rung und der operativen Clusterfüh-

rung analysiert. Die Institutionalisie-

rung beinhaltet dabei die Planung, Or-

ganisation und Verhandlung der Clus-

terstrukturen. Dazu gehören die Ziel-

setzung, die Gestaltung der Govern-

ancestrukturen bestehend aus formel-

len und informellen Institutionen

sowie der Implementierung des Clus-

termanagements, sowie die Selektion

geeigneter Mitglieder und die Alloka-

tion von Aufgaben und Ressourcen.

Wesentliche Elemente der operativen

Clusterführung stellen die Finanzie-

rung, das Angebot von zentralen

Dienstleistungen für die Mitglieder

(Clusterservices), das Wissensma-

nagement und die Regulationsfunk-

tion des Clustermanagements dar.

Darüber hinaus benötigt ein Clus-

ter eine effektive Erfolgskontrolle.

Grund lage dafür sind zum einen eine

klare Zielsetzung, zum anderen eine

Erfolgsdefinition. In der Organisa-

tionsforschung hat sich die Erfolgsde-

finition über den Zielerreichungsgrad

bewährt, die auch in dieser Arbeit ver-

wendet wird. Für eine quantitative

empirische Analyse müssen jedoch

Indikatoren gewählt werden, die über

eine Vielzahl von Clustern vergleich-

bar sind. Geeignete Indikatoren wer-

den auf der finanziellen und der struk-

turellen Ebene identifiziert, außerdem

werden Innovationsindikatoren sowie

die subjektive Erfolgseinschätzung

des Clustermanagements zur Opera-

tionalisierung des Erfolgs herangezo-

gen. Die einzelnen Indikatoren wer-

den zur umfassenden Analyse der

Wirkungskanäle im nächsten Schritt

zu thematischen Subindizes und an-

schließend zu einem Gesamtindex zu-

sammengefasst, der den Clustererfolg

möglichst umfassend darstellt. Dabei

wird das Forschungsdesign teilweise

durch die zur Verfügung stehenden

Daten determiniert. Analysiert wird

ein Datensatz aus 227 befragten Clus-

tern aus ganz Europa. Dieser wurde

im Rahmen des NGPExcellencePro-

jects, durchgeführt durch den

VDI/VDE-IT, im Auftrag des däni-

schen Ministeriums für Wissenschaft,

Technologie und Innovation, des Nor-

dischen Ministerrats und des Nordic

Innovation Centre unter Beteiligung

des deutschen Bundesministeriums

für Wirtschaft und Technologie (jetzt

Bundesministerium für Wirtschaft

und Energie), aufgebaut und nun erst-

mals hinsichtlich der managementbe-

zogenen Determinanten des Cluster -

erfolgs analysiert.

Durchgeführt werden auf disaggre-

gierter Ebene Korrelationsanalysen,

welche den Zusammenhang der durch

die theoretische Analyse identifizier-

ten Managementdeterminanten des

Clustererfolgs mit den einzelnen Er-

folgsindikatoren und den jeweiligen

Indizes bivariat messen. Um ein um-

fassendes Bild des Clustererfolgs und

Dass Innovationscluster als regionale Unternehmensnetzwerke, die häufig öffentlich geför-
dert und zur Steigerung der Innovationsfähigkeit von Wirtschaftsstandorten instrumentali-
siert werden, nicht per se wirtschaftliche Vorteile für die Mitglieder bringen, sondern ein ge-
zieltes Management erfordern, wird sowohl in der Forschung als auch in der Praxis oft ver-
nachlässigt. Ziel der Dissertation ist es daher, einen theoretisch fundierten Analyserahmen
für die Untersuchung der Erfolgswirkungen von Managementelementen zu entwickeln und
anhand dessen eine empirische Analyse durch einen Mixed-Methods-Ansatz durchzufüh-
ren. Daraus können praxisorientierte Gestaltungsempfehlungen für ein erfolgreiches Clus-
termanagement abgeleitet werden.
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dessen Einflüssen zu geben, werden

darüber hinaus ordinale Regressions-

modelle geschätzt, welche den Erklä-

rungsgehalt der theoretisch identifi-

zierten Einflussfaktoren auf den Clus-

tererfolg messen. Um die Sensitivität

der Ergebnisse sicherzustellen wird

außerdem eine Benchmarkingmetho-

de angewendet, die anhand von statis-

tischen Mittelwertvergleichen die Im-

plementierung der Managementele-

mente im Viertel der erfolgreichsten

Cluster im Datensatz mit dem Viertel

der am wenigsten erfolgreichen Clus-

ter vergleicht. Zur Validierung der in-

haltlichen Plausibilität der empiri-

schen Ergebnisse werden strukturierte

Experteninterviews geführt und aus-

gewertet.

Die Ergebnisse der Analysen ergeben,

dass die Cluster des Datensatzes er-

folgreicher sind, die eine klare Ziel-

setzung vorweisen, eine höhere Mit-

gliederanzahl und einen höheren An-

teil an überregionalen Mitgliedern

haben. Diese Faktoren lassen sich

vom Clustermanagement in der Insti-

tutionalisierungsphase beeinflussen.

Eine heterogene Mitgliederstruktur

wird in der ordinalen Regression als ne -

gativer Einflussfaktor auf den Clus ter -

erfolg identifiziert. Hier liegt gleich zeitig

eine Stärke wie auch eine Schwäche

des Clusterkonzepts. Durch die He te -

ro genität der Mitglieder können diese

sich jeweils auf ihre Kernkompeten-

zen konzentrieren. Andererseits gibt

es Raum für Interessenskonflikte.

Hier muss ein geeignetes Manage-

ment beispielsweise durch die Defini-

tion von Zielgruppen und durch eine

offene Kommunikation ansetzen, um

Interessensgegensätze zu harmonisie-

ren.

Im Rahmen der operativen Cluster-

führung sind das Angebot an Cluster-

services, die die Wettbewerbsfähig-

keit der Mitglieder steigern, ein zen-

trales Wissensmanagement im Cluster

sowie die Durchführung gemeinsamer

Aktivitäten im Bereich Forschung

und Entwicklung der Mitglieder er-

folgsfördernd. Voraussetzung für eine

Erhöhung der Wirkung von Erfolgs-

kontrollen sind das Vorhandensein

einer geeigneten Erhebungsmethodik,

von Instrumenten zur systematischen

Auswertung der Ergebnisse und letz-

tendlich die Implementierung der sich

ergebenden Optimierungspotenziale.

Methodische Grenzen der Analyse

liegen in der Abgrenzung des Cluster-

begriffs und der Operationalisierung

und Messung des Erfolgs von Innova-

tionsclustern, die in der wissenschaft-

lichen Literatur bisher nicht auf clus-

terübergreifender Ebene behandelt

wurde. Ebenso müssen weitere Daten,

auch Paneldaten, erhoben werden, um

weitere Erkenntnisse über Ursache-

Wirkung-Beziehungen des Manage-

ment und des Erfolges von Innova-

tionsclustern zu erlangen. Insgesamt

kann diese Arbeit einen ersten Bau-

stein für die explizite Analyse des

Managements von Innovationsclus-

tern auf theoretischer und auf empiri-

scher Ebene legen. Weitere Analysen

zur Bestätigung, Erweiterung und

Differenzierung müssen nun folgen.

Ü Isabel Gull

( (0251) 83-2 28 94

* isabel.gull@

ifg-muenster.de

Gestaltungsempfehlungen für das Management von Innovationsclustern: Mögliche An-
satzpunkte für Maßnahmen zur Erhöhung des Clustererfolgs



Der Regulierung durch Fusionen begegnen? 

Chancen und Risiken von Fusionen für genossenschaftliche Primärbanken
vor dem Hintergrund einer Intensivierung der Regulierung

Eine Fusion ist als Lösungsstrategie zur Bewältigung der neuen regulatorischen Anforde-
rungen nicht uneingeschränkt zu empfehlen.

Daniel Mader setzt sich im Rahmen

seiner Arbeit mit der Frage auseinan-

der, inwiefern Fusionen eine Hand-

lungsempfehlung für genossenschaft-

liche Primärbanken zur Bewältigung

der Regulierungsanforderung darstel-

len. Daniel Mader analysiert die

Chancen und auch Risiken durch Fu-

sionen anhand des industrieökonomi-

schen und Transaktionskostenansat-

zes. Einerseits können Fusionen, ge-

rade kleineren Primärbanken im liqui-

ditätsmäßig-finanziellen und im Be-

reich der Humanressourcen hinsicht-

lich der Kostenstruktur und der Er-

tragslage Vorteile verschaffen. Ande-

rerseits sind für Fusionen auch spezi-

fische Investitionen zu tätigen, deren

Absicherung nicht trivial ist. Darüber

hinaus können Dyssynergien, bspw.

durch eine verschlechterte Mitarbei-

termotivation und die Verlangsamung

der internen Prozesse sowie Entschei-

dungsfindungen, mögliche Fusionser-

folge schmälern. Dementsprechend

kann eine Fusion keine allgemeingül-

tige Handlungsempfehlung sein, son-

dern es gilt die individuellen Gege-

benheiten zu prüfen.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Daniel

Mader verfasst.
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Bachelor-/Masterarbeiten

Eine Analyse unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen

Auf Basis eines empirischen Daten-

satzes identifiziert Daniel Streit ver-

schiedene Bestimmungsfaktoren für

das Liquiditätsrisiko von Genossen-

schaftsbanken. Dabei zeigt sich, dass

neben der Bankgröße, die Termin-

Spar- und Sichteinlagen, auch die ak-

tuellen Entwicklungen partiell das Li-

quiditätsrisiko beeinflussen. So korre-

liert das Ausmaß der Nutzung des On-

line Bankings und die Intensität des

Zinswettbewerbs um Einlagen positiv

mit den Schwankungen des Einlagen-

niveaus. Anhand dieser Erkenntnisse

verdeutlicht Daniel Streit die Notwen-

digkeit einer proaktiven Analyse der

Auswirkungen dieser Entwicklungen

auf die Risikoklassen von Genossen-

schaftsbanken. Zudem zeigt er, dass

bei der Strategieentwicklung nicht nur

die Möglichkeit der Effizienzsteige-

rung durch eine Multikanal-Strategie

sondern auch die dadurch induzierten

Liquiditätsrisiken zu beachten sind.

Da sich ferner die Mitgliedschaft und

die damit einhergehende Loyalität zur

Genossenschaftsbank reduzierend auf

das Liquiditätsrisiko auswirken, gelte

es auch zukünftig, die Kundenloya-

lität in das Zentrum von Vertriebskon-

zepten zu stellen.

Durch die zunehmende Relevanz des Online Bankings ergeben sich für Banken neben
Chancen auch Risiken, die von dem Management berücksichtigt werden müssen. In sei-
ner Masterarbeit untersucht Daniel Streit die Auswirkung dieses Trends auf das Liquiditäts-
risiko von Genossenschaftsbanken.

Determinanten des Liquiditätsrisikos von Genossenschaftsbanken

i Information

Die Masterarbeit wurde von Daniel

Streit verfasst.

Ü Dominik Schätzle

( (0251) 83-2 28 01

* dominik.schaetzle@

ifg-muenster.de

Ü Susanne Günther

( (0251) 83-2 28 00

* susanne.guenther@

ifg-muenster.de
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Einführung eines deutschlandweiten gesetzlichen Mindestlohns

Gibt es eine optimale Lösung?
Ein immer wiederkehrendes Thema in Diskussionen der politischen Öffentlichkeit ist die
Einführung eines deutschlandweiten gesetzlichen Mindestlohns für alle Branchen. Befür-
worter und Gegner stehen dabei scheinbar unversöhnlich gegenüber. Gerechtigkeitsemp-
findungen und Sorgen um die wirtschaftliche Entwicklung prägen die jeweiligen Argumen-
tationen.

Vor diesem Hintergrund wird in der

Bachelorarbeit das amerikanische

Mindestlohnsystem betrachtet. Da es

für jeden dieser Mindestlöhne auch

jeweils zahlreiche spezifische Rege-

lungen und Ausnahmen gibt, ist es

möglich, ein sehr differenziertes Bild

der Wirkungen von Mindestlöhnen zu

zeichnen. Hendrik Jahns zeigt in sei-

ner Arbeit die Ergebnisse zahlreicher

Studien auf, die sich mit eben diesen

Wirkungen von Mindestlöhnen aus-

einander gesetzt haben. Er illustriert,

dass es durch Ausnahmeregelungen

zu Verzerrungen zwischen Arbeits-

marktsektoren kommen kann. Gleich-

zeitig können Ausnahmen für Jugend-

liche aber auch positive Effekte

haben, indem die Motivation zum Bil-

dungserwerb nicht beeinträchtigt

wird. Auch regionale Differenzierun-

gen können durchaus sinnvoll sein.

Insgesamt zeigt sich mit Blick auf die

Einführung des Mindestlohns in

Deutschland, dass es jedoch kaum ge-

sicherte und allgemeingültige Effekte

gibt.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Hendrik

Jahns verfasst.

Ü Jochen Wicher

( (0251) 83-2 29 55

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de

In Deutschland stehen die bedeutsam-

sten Banken und Versicherungen alle

in einer Vertriebskooperation. Der

wesentliche Inhalt der Kooperation ist

der Verkauf von Versicherungspro-

dukten durch die Bank. In der Praxis

wird dies oft als „Bankassurance“ be-

zeichnet. Die Bank reagiert damit auf

sinkende Zinsmargen im klassischen

Bankgeschäft und versucht neue Ein-

nahmequellen zu generieren. Die Ver-

sicherung versucht neue Absatzwege

zu erschließen, um einem, insbeson-

dere durch die Globalisierung entstan-

denen, erhöhten Konkurrenzdruck

standzuhalten. Durch die Darstellung

von nachhaltigkeitsfördernden Er-

folgsfaktoren, wie beispielsweise der

Schulung von Bankberatern durch die

Versicherung, wird die Beständigkeit

der Kooperation verdeutlicht.

Innerhalb der Kooperation finden sich

diverse Interessensgruppen wieder,

die versuchen ihren eigenen Nutzen

zu maximieren. Mittels der Agentur-

theorie analysiert Tim Hodur die

durch unterschiedliche Informations-

stände und divergierende Ziele entste-

henden Anreizprobleme. In seiner Ar-

beit beschreibt er anhand von ausge-

wählten Interessensgruppen auftre-

tende vor- und nachvertragliche Pro-

bleme. Anschließend stellt er mögli-

che Lösungsalternativen für die dar-

gestellten Probleme vor.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Tim

Hodur verfasst. 

Eine agenturtheoretische Analyse
Aufgrund eines erhöhten Wettbewerbsdrucks in der Banken- und Versicherungsbranche ist
es zu einer Vielzahl von Kooperationen gekommen. Tim Hodur stellt auftretende anreizbe-
dingte Probleme in der Kooperation dar und zeigt Lösungsmöglichkeiten auf.

Kooperationen von Banken und Versicherungen im Vertrieb 

Ü Andreas Schenkel

( (0251) 83-2 29 55

* andreas.schenkel@

ifg-muenster.de



Kooperationen zwischen deutschen und chinesischen 
Automobilherstellern

Eine institutionenökonomische Analyse anhand ausgewählter Beispiele

Im Jahr 2013 hat China mit einem Ab-

satz von 15,87 Mio. Pkw erstmals die

USA als weltgrößten Automobilmarkt

abgelöst. Schon heute ist China der

größte Absatzmarkt für die deutschen

Automobilhersteller Audi, Daimler

und BMW. Das Potenzial ist bei einer

Einwohnerzahl von 1,3 Mrd. und

einer Pkw-Dichte von 47 Pkw pro

1000 Einwohnern (USA: 748) bei

weitem noch nicht ausgeschöpft. Zu-

gleich ist der chinesische Automobil-

markt geprägt von starken Eingriffen

durch die Zentralregierung. Um in

China produzieren zu dürfen, müssen

ausländische Automobilhersteller

Joint Ventures mit chinesischen Auto-

mobilherstellern eingehen. Die trans-

aktionskostentheoretische Analyse

der Kooperationen zwischen VW und

FAW sowie zwischen Daimler und

BYD zeigt, dass dies nicht für alle

Automobilhersteller die optimale Or-

ganisationsform ist. Während das

Joint Venture aus Sicht von BYD, Da-

imler und FAW die niedrigsten Trans-

aktionskosten verursacht, wäre die

hierarchische Koordination für VW

vorteilhafter.

Um auf dem wichtigen chinesischen Absatzmarkt präsent sein zu können, sind deutsche
Automobilhersteller gefordert, Joint Ventures mit heimischen Produzenten einzugehen. Ob
dies aus transaktionskostentheoretischer Sicht optimal ist, untersucht Martin Seidel am
Beispiel der Kooperationen zwischen VW und FAW sowie Daimler und BYD.
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i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Martin

Seidel verfasst.

Ü Florian Klein

( (0251) 83-2 28 07

* florian.klein@

ifg-muenster.de

Coopetition

Eine Untersuchung des Trade-Offs zwischen Wettbewerb und Kooperation
am Beispiel der strategischen Allianz zwischen Daimler und Renault-Nissan

Dieses paradoxe Phänomen ist in der

Literatur unter dem Begriff „Coopeti-

tion“ bekannt und wurde von Felicitas

Jordan im Rahmen ihrer Bachelorar-

beit untersucht. Anhand des Beispiels

der strategischen Allianz zwischen

Daimler und Renault-Nissan zeigt sie,

wie die jeweiligen Unternehmen die-

ser Allianz die Vorteile von Coopeti-

tion einerseits im Zuge von Synergi-

eeffekten durch Kooperation und an-

dererseits im Rahmen des Anreizes

zur Weiterentwicklung durch Wettbe-

werb nutzen können. Sie gibt aller-

dings zu bedenken, dass diesem Kon-

strukt Grenzen gesetzt sind, da be-

stimmte Rivalitäten auch trotz der

zahlreichen Vorteile nicht vollständig

überwunden werden können. Die Ar-

beit bringt wichtige Erkenntnisse.

In den letzten Jahrzenten genießen Kooperationsaktivitäten für die Automobilindustrie
einen immer größer werdenden Stellenwert. Dabei beschränken sie sich nicht nur auf einen
Bereich, sondern kooperieren entlang der kompletten Wertschöpfungskette. Auffällig hier-
bei ist, dass immer häufiger zwischen direkten Wettbewerbern kooperiert wird, was auf den
ersten Blick aufgrund der gleichzeitigen Zusammenarbeit und Konkurrenz widersprüchlich
erscheint.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Felicitas

Jordan verfasst.

Ü Carsten Elges

( (0251) 83-2 28 00

* carsten.elges@

ifg-muenster.de



Emerging Markets spielen bereits

eine Schlüsselrolle in der Automobil-

industrie, dort steigt die Nachfrage,

während sie auf den Triademärkten

stagniert. Den Bedürfnissen der

Emerging Markets kann die Automo-

bilindustrie am besten gerecht wer-

den, wenn sie die Anforderungen der

Kunden direkt im Rahmen der Pro-

duktion berücksichtigt. Dies kann

durch Kooperationen entlang der

Wertschöpfungskette erreicht werden.

Außerdem können durch die Zu-

sammenarbeit mit Partnern aus Emer-

ging Markets die Kosten gesenkt und

das Risiko minimiert werden. Sascha

Kieback hat zur Identifizierung geeig-

neter Kooperationsbereiche und -län-

der ein Scorring-Modell entwickelt.

Hier legt er sich auf die Kooperations-

bereiche F&E, Beschaffung und Pro-

duktion sowie die Kooperationsländer

Brasilien, China und Indien fest und

nimmt eine Bewertung anhand poli-

tisch-rechtlicher, ökonomischer und

technologischer Ländermerkmale vor.

Es zeigt sich, dass Kooperationen mit

China in allen drei Bereichen einge-

gangen werden können. Außerdem

kann in dem Bereich F&E mit Brasi-

lien und Indien kooperiert werden und

in der Produktion mit Brasilien. An-

dere Kombinationen sind nicht erfolg-

versprechend. 
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Eine Motivanalyse

Aufbauend auf den Wertschöpfungs-

ketten und Kernkompetenzen beider

Branchen werden drei zentrale Ko-

operationsfelder identifiziert: Ver-

trieb, After-Sales Bereich und For-

schung/Entwicklung. Für Versiche-

rungen bietet das verzweigte Ver-

triebsnetz der Autohersteller die Mög-

lichkeit der Kundenakquisition bereits

beim Autokauf. Zum anderen kann

durch gezielte Koordination mit

Herstel lerwerkstätten eine effiziente

Schadensregulierung gesichert wer-

den, unter Einflussnahme auf die

Kosten. Der treibende Umstand ist

dabei der hohe Sättigungsgrad des

KfZ-Versicherungsmarktes und der

dadurch ausgelöste Preiswettkampf. 

Für die Automobilhersteller bietet die

Kooperation die Möglichkeit den

Kunden ganzheitliche Produkte unter

einer Marke zu verkaufen, die indivi-

duell auf den Kunden abgestimmt

sind. Dabei treten die Versicherungen

kaum in der Kundenwahrnehmung

auf. Andererseits generiert die Koope-

ration im After-Sales Bereich den Her -

 stellerwerkstätten zusätzliche Um -

 sätze. Die Motive im Bereich der For-

schung und Entwicklung werden ak-

tuell noch nicht als relevant einge-

stuft. Die Fortentwicklung techni-

scher Möglichkeiten zur Gewinnung

von Kundendaten über deren Fahrver-

halten und regulative Änderungen

(bspw. Emergency Calls) können zu-

künftig diesen Aspekt aber stärker ins

Zentrum rücken. 

Kooperationen zwischen Versicherungen und Automobilherstellern sind eine relativ neue
Erscheinungsform lateraler Kooperationen, die zuletzt große Medienaufmerksamkeit er-
hielten, nachdem die jeweiligen Branchenführer verstärkt die Zusammenarbeit suchten. 

Kooperationen zwischen Autoherstellern und Versicherungen

i Information
Die Bachelorarbeit wurde von Dominik

Kemsa verfasst.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Sascha

Kieback verfasst.

Ü Manuel Peter

( (0251) 83-2 28 99

* manuel.peter@

ifg-muenster.de

Kooperationen mit Emerging Markets 

Identifizierung potenzieller Kooperationsbereiche in der Automobilindustrie
Auch die Automobilindustrie steht komplexen Marktgegebenheiten gegenüber, auf die rea-
giert werden muss. Eine Neuorientierung ist die Ausweitung von Kooperationen in Emer-
ging Markets. 

Ü Katrin Schlesiger

( (0251) 83-2 28 95

* katrin.schlesiger@

ifg-muenster.de
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Eine Analyse kooperationsbeeinflussender Regulierungsentscheidungen am
Beispiel des deutschen Telekommunikationsmarktes

In seiner Arbeit analysiert Julian Rose

die Veränderungen des Marktes für

Telekommunikation nach den Postre-

formen I und II sowie nach dem Tele-

kommunikationsgesetz. Dabei stellt

er die Reaktion der Telekom auf das

neu entstandene asymmetrische Ver-

hältnis von Kompetenzen und wettbe-

werblicher Situation in den Fokus. Ju-

lian Rose legt dar, inwiefern Koopera-

tionen im Rahmen strategischer Alli-

anzen eine sinnvolle Entscheidung

waren, um diese Asymmetrie abzu-

bauen und einen schnellen Zutritt zu

internationalen Märkten zu erlangen.

Hierbei steht vor allem die Analyse

der Wechselwirkungen von regulato-

rischen und betriebswirtschaftlichen

Entscheidungen im Vordergrund.

Ganz konkret analysiert Julian Rose

diesen Zusammenhang anhand der

Bewertung des Preismodells der Tele-

kom, dem Kontingentmodell, durch

die Bundesnetzagentur und der Ge-

staltung der Kooperation der Telekom

und bspw. NetCologne. Im Rahmen

dessen erläutert Julian Rose u.a. de-

tailliert die Kooperationsmotive der

Telekom und die Entscheidung der

Bundesnetzagentur vor dem Hinter-

grund eines regulatorischen Trade-

offs.

Die Liberalisierung des deutschen Telekommunikationsmarktes hat das Wettbewerbsum-
feld wesentlich verändert und damit Anreize für Kooperationen geschaffen. 

Regulierung als Kooperationstreiber

Ü Susanne Günther

( (0251) 83-2 28 00

* susanne.guenther@

ifg-muenster.de

Eine strukturierende Analyse des Marktes und des Kooperationserfolgs

In seiner Arbeit wertet Jörn Michael

Martens einen Datensatz der Firma

IHS umfassend hinsichtlich der Ko-

operationen und Allianzen von Auto-

mobilherstellern aus. Eine solche

Auswertung wurde bislang mit die-

sem Datensatz so nicht durchgeführt.

Hierfür war es erforderlich, diesen zu-

nächst so aufzubereiten, dass be-

stimmte Kooperationen identifiziert

werden konnten. Insgesamt gelang es

510 Allianzen mit einem Volumen

von 23 Millionen Fahrzeugen zu iden-

tifizieren. Diese Allianzen konnten

dann weiter strukturiert und unter-

sucht werden. Unter anderem analy-

siert Jörn Michael Martens Ziele und

Inhalte der Allianzen und ihre men-

genmäßige Verteilung, die Partner-

strukturen und insbesondere auch die

regionalen Strukturen in diesen Alli-

anzen. Zudem werden Querbeziehun-

gen zwischen diesen Untersuchungs-

gegenständen gezogen. Insgesamt ge-

lingt es, einen umfangreichen Allianz-

datensatz zu generieren, der erstmalig

einen sehr tiefen Einblick in die Zahl

und Strukturen der Allianzen in der

Automobilindustrie erlaubt.

Kooperationen und Allianzen sind in der Automobilindustrie weit verbreitet und wesentlicher
Teil der Geschäftsstrategie. Allerdings fehlen umfassende statistische Auswertungen. Mit
Hilfe eines Datensatzes von IHS werden in dieser Arbeit die Allianzen der Automobilindus-
trie umfassend erfasst, ausgewertet und strukturiert.

Allianzen von Automobilherstellern

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Jörn Mi-

chael Martens verfasst.

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* eric.meyer@

ifg-muenster.de

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Julian

Rose verfasst.
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Smart Meter in der Energieversorgung

Eine spieltheoretische Betrachtung der Nachfrageflexibilisierung

Im Zuge des Ausbaus erneuerbarer

Energien kommt der Flexibilisierung

der Stromnachfrage besondere Be-

deutung zu. Um das fluktuierende

Einspeiseprofil erneuerbarer Energien

auszugleichen, ist die Steuerung des

Verbrauchszeitpunktes ein entschei-

dender Aspekt in der Anpassung des

Energieversorgungssystems. Wäh-

rend zuvor eine nachfrageorientierte

Stromversorgung durch zentrale Groß -

 kraftwerke erfolgte, werden zukünftig

zunehmend dargebotsabhängige de-

zentrale Stromerzeugungskapazitäten

eingesetzt. Diese Umstellung des

Stromversorgungssystems ist ohne

eine Anpassung der Netzstrukturen

nicht denkbar. Hier findet der Einsatz

intelligenter Messsysteme, den Smart

Metern, als Kern des sogenannten

Smart Grids Anwendung. Diese In-

frastrukturinnovation wird aktuell

deutschland- und EU-weit in unter-

schiedlichem Ausmaß in gesetzlichen

Vorgaben umgesetzt. Jan-Niklas

Meier betrachtet in seiner Arbeit den

Einsatz von Smart Metern in der

Energieversorgung aus spieltheoreti-

scher Perspektive. Er untersucht

unterschiedliche Modelle zur Nach-

frageflexibilisierung, um Schlussfol-

gerungen hinsichtlich des Konsum-

verhaltens der Stromkunden sowie

der Akzeptanz der Smart Meter Tech-

nologie abzuleiten.

Die Nachfrageflexibilisierung stellt neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien einen
entscheidenden Aspekt der Energiewende dar. In ein Smart Grid integrierte Smart Meter
bieten den Stromverbrauchern die Möglichkeit, auf Preissignale des Marktes zu reagieren. 

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Jan 

Niklas Meier verfasst.

Ü Silvia Poppen

( (0251) 83-2 28 95

* silvia.poppen@

ifg-muenster.de

Breitbandstrategien in ausgewählten Ländern

Eine komparative ökonomische Analyse

Sandra Swoboda unterzieht die staat-

lichen Breitbandstrategien ausge-

wählter Länder einem systematischen

Vergleich. Sie konzentriert sich dabei

auf Deutschland, Großbritannien,

Finnland, die Niederlande und die

Schweiz. Zusätzlich untersucht sie die

Strategien in Australien und in Japan.

In der Arbeit werden die Ziele und

Schwerpunkte der staatlichen Breit-

bandstrategien miteinander ver-

glichen und die Eignung der im Rah-

men der Strategien ergriffenen Maß-

nahmen zum Erreichen der Zielset-

zung analysiert. Während einige Län-

der vorrangig das Ziel einer flächen-

deckenden Versorgung mit Breitband-

diensten verfolgen, setzen andere sich

das vorrangige Ziel, eine bestimmte

Mindestgeschwindigkeit des Netzes

zu realisieren. Ein weiteres Ziel kann

in der Förderung des Wettbewerbs be-

stehen. Diese Maßnahmen klassifi-

ziert sie in drei Kategorien „Schaf-

fung eines geeigneten Markt- und

Wettbewerbsrahmens“, „Staatliche

Finanzierung“ und „Förderung der

Nachfrage“. Als Ergebnis zeigt sich,

dass fast alle betrachteten Länder vor-

wiegend auf eine angebotsseitige För-

derung setzen, wenngleich der kon-

krete Maßnahmen-Mix auch stark von

der gegenwärtigen Breitbandsituation

und den geografischen Gegebenheiten

des Landes abhängt. Sandra Swoboda

regt im Hinblick auf die deutsche

Breitbandstrategie an, die nachfrage-

seitige Förderung zu verstärken.

Der Ausbau leistungsfähiger Breitbandnetze stellt inzwischen eine unabdingbare Voraus-
setzung für eine dynamische volkswirtschaftliche Entwicklung dar. Häufig wird durch staat-
liche Maßnahmen versucht den Ausbau, zu initiieren und zu beschleunigen. 

i Information

Die Masterarbeit  wurde von Sandra

Swoboda verfasst.

Ü Christian Märkel

( (0251) 83-2 28 94

* christian.maerkel@

ifg-muenster.de
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Zum damaligen Zeitpunkt wurde der

Markt für Großraumflugzeuge im Zi-

vilbereich durch die US-Hersteller

Boeing mit der Boeing 747 und

McDonell Douglas mit der DC-10 do-

miniert. Platz drei nahm Lockheed

ein, der aufgrund von großen Verlus-

ten jedoch bald den Markt verlassen

musste. Mit der Gründung von Airbus

sollte ein europäisches Gegengewicht

gebildet werden. Ziel war darüber

hinaus die Konzeption eines leiseren

und verbrauchsärmeren Flugzeugs,

welches direkt in Europa produziert

werden sollte. Die Wahl der entspre-

chenden Produktionsstandorte fiel auf

Städte in allen vier der beteiligten

Länder. Miriam Fretwurst untersucht

in ihrer Bachelorarbeit, ob die Ent-

scheidung für diese Standorte auch

aus Sicht der ökonomischen Standort-

theorie nachvollziehbar ist oder ob

primär die politischen Interessen zu

diesem Ergebnis geführt haben. Sie

gelangt dabei zu dem Ergebnis, dass

theoretisch die Standorte in Deutsch-

land und England zu bevorzugen sind.

Insbesondere vor dem Hintergrund

der resultierenden geringeren Trans-

portkosten wäre eine Beschränkung

auf diese Standorte sinnvoll gewesen. 

Politische Interessen oder ökonomische Vernunft?

Eine Beurteilung der Standortwahlen der EADS
Der Flugzeughersteller Airbus wurde im Jahr 1970 gegründet, als der damalige deutsche
Wirtschaftsminister und der französische Verkehrsminister eine Vereinbarung zum Bau des
Großraum-Verkehrsflugzeugs A300 unterzeichneten. In der Folge traten auch Spanien und
Großbritannien dem Konsortium bei.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Miriam

Fretwurst verfasst.

Umsetzungsprobleme einer internationalen Matrixorganisation

Eine kritische Analyse der Integration ausländischer Gesellschaften

In ihrer Bachelorarbeit führt Caroline

Freund eine Untersuchung der Pro-

blemfelder der Matrixorganisation in

Zusammenarbeit mit der ARAG SE

durch. Hierzu stellt sie zunächst die

Grundlagen einer internationalen Ma-

trixorganisation dar. Als wesentliche

Vorteile einer Matrixorganisation

werden dabei die Lerneffekte der Mit-

arbeiter sowie die schnelle Reaktion

auf sich ändernde Rahmenbedingun-

gen herausgearbeitet. Anschließend

erfolgt eine fallspezifische Darstel-

lung der Matrix-Struktur der ARAG

SE. Hierzu bezieht sich Caroline

Freund auf den Expansionsprozess

der ARAG SE. Als Kern der Arbeit er-

folgt eine kritische Auseinanderset-

zung mit der Matrixorganisation der

ARAG SE. Zunächst werden hierzu

übergeordnete Umsetzungsprobleme

identifiziert. Auf dieser Grundlage er-

folgt im abschließenden Analysekapi-

tel eine dezidierte Analyse des Pro-

blemlösungsprozesses der italieni-

schen Tochtergesellschaft. Auf der

Basis der dort gewonnen Erkenntnisse

entwickelt sie Handlungsempfehlun-

gen zur Lösung dieser Probleme.

Sämtliche Analysen basieren dabei

auf umfassenden Expertengesprä-

chen, die eine besonders wertvolle

Basis für die praxisnahe Fallorientie-

rung dieser Arbeit bilden.

Um den Erfordernissen einer globalisierten Welt entsprechen zu können, stehen viele Mög-
lichkeiten der Gestaltung der eigenen Organisation zur Verfügung. In der vorliegenden Pra-
xisbachelorarbeit wurde die Matrixorganisation untersucht.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Caroline

Freund verfasst.

Ü Julian Taape

( (0251) 83-2 28 98

* julian.taape@

ifg-muenster.de

Ü Jochen Wicher

( (0251) 83-2 29 55

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de
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Open Innovation – ein Paradigmenwechsel

Eine Analyse von Open Innovation als Alternative zur Wertkettenkooperation

Svetlana Okara geht in ihrer Bache-

lorarbeit der Frage nach, inwiefern

der Kunde zur Generierung von Inno-

vationen herangezogen und als Alter-

native zur Wertkettenkooperation ge-

sehen werden kann. Die Aufweichung

des Closed Innovation Paradigma ist

nicht zuletzt deswegen notwendig, da

Flexibilität und Innovationsschnellig-

keit immer mehr an Bedeutung für er-

folgreiches und nachhaltiges Wirt-

schaften gewinnen. Hierbei ist  zwi-

schen radikalen und inkrementellen

Innovationen zu unterscheiden, wobei

erstere das Potenzial besitzen neue

Märkte zu erschließen. Svetlana

Okara kommt in ihrer Arbeit zu dem

Schluss, dass unter der Prämisse des

Innovationsstrebens eines Unterneh-

mens das Open Innovation Modell

eine Alternative zur klassischen Wert-

kettenkooperation sein kann. Der er-

wartete Nutzen kann jedoch nur durch

eine ausgewogene Kombination von

formalen und informalen Beziehun-

gen mit bestehenden und neuen Par-

teien generiert werden. Risiken erge-

ben sich vor allem durch einen erhöh-

ten Koordinationsaufwand sowie

einen Vertrauensmangel im Falle der

fehlenden Tiefe der Kooperationen.

Die Appropriability-Strategie, also

die Generierung und interne Verwer-

tung sowie der Umgang mit geistigem

Eigentum muss dabei effektiv organi-

siert sein.

Unternehmen können ihre Innovationspotenziale wesentlich steigern, indem sie ihre Gren-
zen öffnen und auch den Kunden als Quelle einbeziehen.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Svetlana

Okara verfasst.

Ü Susanne Günther

( (0251) 83-2 28 00

* susanne.guenther@

ifg-muenster.de

Intellectual Property Rights bei der Innovationsförderung

Eine Untersuchung der Anreizwirkung sowie ein Vergleich mit anderen 
Formen von Innovationsanreizen

Verschiedene Möglichkeiten dazu

werden im Rahmen der Masterarbeit

diskutiert, insbesondere Intellectual

Property Rights (IPR). Ein wesentli-

ches Element hiervon ist die Gewäh-

rung von Patentschutz. Gelingt einem

Unternehmen eine Innovation und

wird diese zum Patent angemeldet,

kann es für einen definierten Zeitraum

als Monopolist agieren. Dadurch wer-

den Anreize geschaffen, in Forschung

und Entwicklung zu investieren, denn

diese Kosten können durch die zu er-

wartenden Monopolgewinne ausge-

glichen werden. Dieses einzelwirt-

schaftlich positive System kann auf

gesamtwirtschaftlicher Ebene aber

negative Auswirkungen haben. So

wird durch die Schaffung eines

Monopols insgesamt weniger von

dem neuen Gut, der Innovation, kon-

sumiert, als dies in einer Wettbe-

werbssituation der Fall wäre. Ein we-

sentlicher Vorteil der Arbeit von Frau

Metker besteht in der Systematisie-

rung der bisherigen empirischen Stu-

dien zu dieser Thematik sowie in der

Ableitung von Politikempfehlungen.

Es wird eine Verknüpfung des IPR-

Systems mit anderen Anreizen wie

Ausschreibungen oder Forschungs-

verträgen vorgeschlagen.    

Innovationsprozesse haben eine große Bedeutung für die Produktivität und damit den Le-
bensstandard. Es sollte damit im Interesse der Regierungen liegen, Anreize zur Innovation
zu setzen.

i Information
Die Masterarbeit wurde von Johanna

Metker verfasst.

Ü Jochen Wicher

( (0251) 83-2 29 55

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de
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Welche Formen von Marketing Ko-

operationen aktuell herangezogen

werden und welche Chancen und Ri-

siken aus diesen resultieren, stand

daher im Untersuchungsfokus der Ba-

chelorarbeit von Lea Koose. Hierzu

baute sie zunächst eine Datenbank

zum Kooperationsverhalten der Tec-

DAX-Unternehmen auf und wertete

diese anschließend mit Hilfe eines

selbstständig erstellten Untersu-

chungsrahmens aus. Die Untersu-

chung zeigte, dass die analysierten

Unternehmen trotz des enormen

Chancenpotenzials bisher nur verein-

zelt auf Marketingkooperationen zu-

rückgreifen. Die geringe Umsetzung

trotz der weitreichend Erforschung

des Themengebiets der Unterneh-

menskooperationen und insbesondere

der Marketingkooperationen, konnte

daher einen hohen zukünftigen Unter-

suchungsbedarf aufzeigen, dem z. B.

mit Hilfe dezidierter empirischer

Untersuchungen begegnet werden

muss.

Chancen und Risiken von Marketingkooperationen 

Eine systematische Bestandsaufnahme und Analyse 
der TecDAX Unternehmen 

Gesättigte Märkte und das steigende Überangebot von Produkten zwingen Unternehmen,
ihre strategischen Ausrichtungen zu überdenken und fördern das kooperative Zusammen-
wirken im Marketing.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Lea

Koose  verfasst.

Ü Stephan Zumdick

( (0251) 83-2 28 93

* stephan.zumdick@

ifg-muenster.de

Sebastian Probst stellt in seiner Ba-

chelorarbeit zunächst die aus dieser

Kooperationsbeziehung resultieren-

den Chancen für junge Unternehmen

und VC-Gesellschaften heraus. Das

Hauptaugenmerk der Analyse liegt

anschließend auf den mit einer VC-

Beteiligung einhergehenden koopera-

tiven Problemen und den sich daraus

ergebenden Risiken für VC-Gesell-

schaften. Die Analyse erfolgt dabei

durch die unterschiedlichen Blickwin-

kel der drei Theorieansätze der Neuen

Institutionenökonomik. Mithilfe der

Property-Rights-Theorie werden die

konfligierenden Ziele der Gründer

und VC-Gesellschaft und die daraus

für VC-Gesellschaften resultierenden

Risiken aufgezeigt. Der Transaktions-

kostenansatz verdeutlicht weiterfüh-

rend die Gefahr für VC-Gesellschaf-

ten aufgrund ihrer spezifischen Inves-

titionen durch die Gründer ausgebeu-

tet zu werden. Der Einfluss von Infor-

mationsvorsprüngen seitens der Grün-

der auf das Risiko von VC-Gesell-

schaften ist Inhalt der Principal-

Agent-Theorie. Im Anschluss an jede

Theorie werden grundlegende Lö-

sungsansätze zu den jeweils herausge-

arbeiteten Problemen in Bezug ge-

setzt.

Kooperationstheoretische Analyse von Venture Capital-Strukturen

Chancen, Risiken und Lösungsansätze

Junge Unternehmen sehen sich einem hohen Bedarf nach finanziellen Mitteln gegenüber
und sind somit auf externe Beteiligungsfinanzierungen, z.B. in Form von Venture Capital
angewiesen. Im Rahmen einer Venture Capital-Beteiligung entsteht dabei eine Koopera-
tionsbeziehung zwischen den Unternehmensgründern und der VC-Gesellschaft.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Sebastian

Probst verfasst.

Ü Alexander Wesemann

( (0251) 83-2 28 01

* alexander.wesemann@

ifg-muenster.de
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Auch wenn die wirtschaftlichen Globalisierungsprozesse mittlerweile für viele bankseitige
Fachvertreter nicht mehr eine solche grundlegende Neuigkeit bedeuten, so bieten sie den-
noch umfassende vielseitige Einflussbereiche auf das Geschäftsmodell von Banken.

Die wirtschaftliche Globalisierung ist

mittlerweile, wie auch die nebenste-

hende Grafik zeigt, global weit ver-

breitet und bedeutet für große – wenn

nicht sogar für nahezu alle – Banken

und Unternehmen einen tief greifen-

den Wandlungsprozess mit neuen An-

forderungen in vielseitiger Hinsicht.

Globale Märkte bieten dabei für nahe-

zu alle größeren Marktteilnehmer so-

wohl umfassende Chancen als auch

schwerwiegende Risiken, die nach-

haltig den Geschäftserfolg als auch

den Unternehmensfortbestand mitbe-

stimmen können. So befindet sich

dabei die globale Wirtschaft und hier

insbesondere auch die Bankenbranche

mit global agierenden Finanzkonzer-

nen in einem intensiven und schnell-

lebigen Wettbewerb. Auch wenn die

genossenschaftliche FinanzGruppe,

wie die Grafik zeigt, im Vergleich zu

anderen Banken nicht so stark inter-

national und im Ausland vor Ort ver-

treten ist, so ist es dennoch augen-

scheinlich möglich, dass sich auch

primäre Genossenschaftsbanken mit

ihrem regionalen auf die eigenen Mit-

glieder (inklusive deren Förderung)

fokussierten Geschäftsmodell den mit

der allgemeinen Globalisierung ver-

bundenen Herausforderungen (z.B.

globale Konjunkturzyklen, Wettbe-

werbseffekte, Finanz- und Wirt-

schaftskrisen usw.) konfrontiert

sehen. 

Im Rahmen dieses Promotionsvorha-

bens sollen demnach der Einfluss der

einzelnen bisher erwiesenen Wir-

kungsbereiche der Globalisierung auf

die Genossenschaftsbanken in Deut -

schland gemessen und im Vergleich

zu global operierenden Banken (und

deren Geschäftsmodell) genau be-

gründet werden. Ferner ist es das Ziel

dieses Vorhabens exakte strategische

Handlungsoptionen für Genossen-

schaftsbanken zu entwerfen. 

Diese Forschungsarbeit wird somit

eine Weiterführung und Vertiefung

der bisherigen Forschungsarbeiten zur

Globalisierung und den Trends in der

Bankenbranche (inkl. den dabei be-

triebenen vielfältigen Performance-

und Effizienzvergleichen) und den

hierbei teils abgeleiteten Strategiean-

sätzen im Bereich der genossenschaft-

lichen Primärbanken sein. Zudem

wird sich diese Arbeit auf konkrete

praxisrelevante strategische Mehr-

werte für eben diese Zielgruppe fo-

kussieren, um eben vor den erhaltenen

Forschungsergebnissen relevante

Emp fehlungen zu geben.

Ü Christian Golnik

( (0251) 83-2 28 97

* christian.golnik@

ifg-muenster.de

Eine Analyse globaler Einflussfaktoren auf deutsche 
Primärgenossenschaftsbanken

Quelle: Eigene Darstellung gemäß Daten der Deutschen Bundesbank (2012).

Die strategische Globalisierungswirkung auf 
Genossenschaftsbanken 
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Kooperative Verrechnungspreise

Ein Instrument zur Binnenstabilisierung von Unternehmenskooperationen

Lange Zeit wurden Verrechnungspreise ausschließlich als ein Controllinginstrument inner-
halb eines Unternehmens betrachtet. Eine solche Beschränkung ist jedoch aufgrund der
wachsenden Entgrenzung von Unternehmen durch Kooperationen nicht mehr zeitgemäß.
Auch in Unternehmenskooperationen treten ähnliche Verrechnungspreisprobleme auf wie
innerhalb eines Unternehmens.

Mit Verrechnungspreisen innerhalb

von Unternehmen beschäftigte sich

bereits Schmalenbach vor knapp 100

Jahren. Er erkannte, dass Unterneh-

men mit wachsender Größe aufgrund

steigender Komplexität sehr schnell

an Grenzen stoßen, die durch die In-

formationsgenerierung und -verarbei-

tung gesetzt sind. Zur Lösung dieses

Problems werden die Unternehmen in

rechnerisch getrennte Untereinheiten

(Divisionen) zerlegt, die in einem be-

stimmten Maße selbständig agieren

können. Im Falle eines solchen dezen-

tral geführten Unternehmens ergibt

sich jedoch die Notwendigkeit, die

Entscheidungen der einzelnen Divi-

sionen so zu koordinieren, dass aus

Gesamtunternehmenssicht das Ge-

winnoptimum erreicht wird. Dafür

stellen Verrechnungspreise ein geeig-

netes Instrument dar. Sie werden für

innerbetrieblich erstellte Leistungen

(Produkte, Dienstleistungen, immate-

rielle Wirtschaftsgüter), die zwischen

rechnerisch abgegrenzten Unterneh-

mensbereichen ausgetauscht werden,

angesetzt. 

Genauso wie innerhalb eines Unter-

nehmens werden auch in einer Unter-

nehmenskooperation die Leistungen,

die zwischen den Kooperationspart-

nern ausgetauscht werden, mit be-

stimmten Wertansätzen (kooperative

Verrechnungspreise) bewertet. Im

Vergleich zur klassischen Betrach-

tungsweise besteht hier jedoch das

Problem, dass es keine zentrale In-

stanz gibt, die alle Weisungsbefug-

nisse in sich trägt und damit die Ver-

rechnungspreise anordnen kann. Aus

diesem Grund muss ein „Konsens“

bezüglich der Verrechnungspreise ge-

schaffen werden, was meist nur mit

Hilfe von Verhandlungen zwischen

den Kooperationspartnern ermöglicht

werden kann. 

Bei den kooperativen Verrechnungs-

preisen handelt es sich um ein sehr

mächtiges Instrument des Koopera-

tionsmanagements. Dabei überneh-

men sie drei wesentliche Funktionen.

In der Anbahnungs- und Planungs-

phase werden sie für die Bewertung

der Leistungsfähigkeit des Koopera-

tionspartners herangezogen (Abrech-

nungs- und Planungsfunktion). Darü-

ber hinaus kann über Art und Höhe

der kooperativen Verrechnungspreise

das Verhalten der Kooperationspart-

ner beeinflusst werden, wodurch auf

das Kooperationsziel positiv einge-

wirkt werden kann (Koordinations-

funktion). Auch sind kooperative Ver-

rechnungspreise mitentscheidend für

die Bewertung und Aufteilung des

Kooperationsgewinns (Erfolgsermitt-

lungsfunktion). Bei der richtigen An-

wendung können kooperative Ver-

rechnungspreise einen großen Beitrag

zur Binnenstabilisierung leisten. Sie

können der Grund für den „Erfolg“

bzw. den „Misserfolg“ einer Unter-

nehmenskooperation sein. 

In dieser Forschungsarbeit wird der

Frage nachgegangen, wie genau die

kooperativen Verrechnungspreise zur

Binnenstabilisierung von Unterneh-

menskooperationen beitragen können.

Zu diesem Zweck wird zunächst über-

prüft, was in einer Unternehmensko -

operation überhaupt stabilisiert wer-

den muss und wie Verrechnungspreise

ihren Beitrag dazu leisten können.

Daraufhin wird erforscht, wie die ko-

operativen Verrechnungspreise ausge-

staltet werden müssen, damit sie opti-

mal für die Binnenstabilisierung ge-

eignet sind. Dafür wird im ersten

Schritt eine empirische Untersuchung

durchgeführt, um festzustellen, wie

die kooperativen Verrechnungspreise

in der Praxis ausgestaltet werden. Im

Anschluss daran wird mit Hilfe eines

geeigneten mathematischen Modells

analysiert, ob die in der Praxis ange-

wandten Verrechnungspreise auch

theoretisch optimal für die Binnensta-

bilisierung einer Unternehmenskoo-

peration sind. Daraus werden mögli-

che Verbesserungsvorschläge für die

Praxis abgeleitet.

Ü Carsten Elges

( (0251) 83-2 28 00

* carsten.elges@

ifg-muenster.de



Vielfältige Veränderungen in der Welt

z. B. in  Form des demografischen

Wandels, der Globalisierung oder

aber der Digitalisierung führen zu

einer steigenden Konkurrenz, zuneh-

menden Kundenanforderungen und

kürzeren Produktlebenszyklen. Der

historische Erfolg eines Unterneh-

mens ist daher kein Garant mehr für

dessen zukünftigen Erfolg, wie sich

aktuell am Beispiel des Mobiltelefon-

herstellers Nokia nachvollziehen

lässt. Der Erforschung und Weiterent-

wicklung von Produkten und Techno-

logien kommt in der Unternehmens-

welt daher ein gestiegener und weiter

steigender Stellenwert zu. Um diesem

gerecht zu werden, hat Swarovski mit

seinem Open Innovation Programm

eine durch Kooperationen ergänzte

Form des klassischen Forschungs-

und Entwicklungsprozesses in die

Unternehmensstrategie implemen-

tiert. Die Vorstellung des Programms,

unter besonderer Hervorhebung des

Prozesses der Zusammenarbeit, bilde-

te daher den Kern des Vortrags von

Dr. Thorsten Löhl im Rahmen seines

Gastvortrags in der Vorlesung Unter-

nehmenskooperationen: Manage-

ment.

Er veranschaulichte anhand vom kon-

kreten Beispielen, wie Swarovski be-

kannte Designer und Modelabels in

den Weiterentwicklungsprozess von

z. B. Schmuck, Textilien aber auch

Konsumgütern einbindet und hier-

durch frühzeitig Kundenbedürfnisse

berücksichtigt und nah am Markt

agiert. Dabei greift das Unternehmen

gezielt in den kreativen Schaffenspro-

zess ein, indem es Freiräume für die

Weiterentwicklung von Mitarbeitern

und Ideen schafft, und dabei den Prin-

zipien der Professionalität, Individua-

lität und Standardisierung folgt. 

Löhl illustrierte den Studierenden

durch die Darstellung des „Innovation

Funnel“ von Swarovski die praktische

Relevanz des in der Vorlesung ver-

mittelten theoretischen Modells zum

Management des Kooperationspro-

zesses. Dabei konnten Parallelen in

Hinblick auf die unterschiedlichen

Phasen der Zusammenarbeit sowie

insbesondere in Hinblick auf den Aus-

wahlprozess relevanter Partnerunter-

nehmen gezeigt werden. Die Studie-

renden profitierten auch hier von der

Veranschaulichung mithilfe konkreter

Beispiele. So wurden die unterschied-

lichen Kanäle, wie z.B. Messen, Netz-

werke und Webplattformen, derer sich

Swarovski bedient, um potenzielle

Kooperationspartner zu identifizieren

und in den Innovationsprozess einzu-

binden, ausführlich dargestellt und

ihre Vorzüge erläutert. 

Daran anschließend wurde den Stu-

dierenden die Möglichkeit geboten

Fragen zum Unternehmen Swarovski

und seinem Kooperationsverhalten

zu stellen. Der volle Hörsaal, die

interessierten Studierenden sowie die

angeregte Diskussion bildeten hierbei

einen gelungenen Abschluss dieser

besonderen Vorlesung.
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Open Innovation @ Swarovski 

Einblicke aus der Unternehmenspraxis

Im Rahmen der Wahlfachvorlesung Unternehmenskooperationen: Management stellte Dr.
Thorsten Löhl, Executive Vice President Research & Innovation bei Swarovski, im vergan-
genen Sommersemester das Open Innovation Programm von Swarovski vor.

IfG intern | Berichte aus der Lehre

Berichte aus der Lehre

Ü Stephan Zumdick

( (0251) 83-2 28 93

* stephan.zumdick@

ifg-muenster.de

Dr. Thorsten Löhl während seines 
Vortrags
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Der Tag danach – die neue europäische Bankenaufsicht

Bundesbankvorstand Dr. Andreas Dombret erläutert die 
ökono mischen Aspekte der neu implementierten Bankenaufsicht

Etwa 1.000 Zuhörer folgten am 5. November 2014 der Einladung des Instituts für Genos-
senschaftswesen in den H1 der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. Anlass war
der Gastvortrag von Dr. Andreas Dombret zum Themenfeld der neuen europäischen Ban -
ken aufsicht – im Rahmen einer makroökonomischen Vorlesung. Die hohe Teilnehmerzahl
sowie die vielen Fragen an den Redner im Anschluss an seinen Vortrag zeigten die Bedeu-
tung und Aktualität der Thematik. Im Mittelpunkt der Ausführungen stand dabei der „Teu-
felskreis“ zwischen Banken- und Staatsschuldenkrise, der sich im Verlauf der jüngsten Fi-
nanzkrise im Euroraum zu manifestieren drohte. Dr. Dombret arbeitete als einen der zen-
tralen Punkte heraus, dass man die Möglichkeit des Scheiterns von Banken als Grundele-
ment der Marktwirtschaft erhalten müsse. Die Einführung der neuen europä ischen Bank-
enaufsicht zum 4. November 2014 sei in diesem Zusammenhang ein erster wichtiger
Schritt auf dem Weg hin zu einer stabileren Währungsunion.

Nach einer kurzen Begrüßung aller

Teilnehmer übergab Prof. Dr. There-

sia Theurl, Direktorin des Instituts für

Genossenschaftswesen der Westfäli-

schen Wilhelms-Universität Müns ter,

das Wort an den Gastredner Dr. An-

dreas Dombret. Dieser stellte seinen

inhaltlichen Ausführungen voran,

dass er – aufgrund der Einbettung sei-

nes Vortrages in eine makroökono -

mische Vorlesung – die volkswirt-

schaftlichen Aspekte der neuen euro-

päischen Bankenaufsicht (bezie-

hungsweise der geplanten Banken -

union) in den Vordergrund seines Bei-

trages rücken wolle. 

Zu diesem Zweck erläuterte er dem

Auditorium zunächst den während der

letzten Finanzkrise vielerorts drohen-

den „Teufelskreis“ zwischen Banken-

und Staatsschuldenkrise. Diverse Ret-

tungsaktionen für in Schieflage gera-

tene Banken hätten die Schulden be-

reits hoch verschuldeter Staaten noch

weiter erhöht, während Investitionen

Dr. Andreas Dombret während seines Vortrags

i Information

Dr. Andreas Dombret studierte Be-

triebswirtschaftslehre an der West-

fälischen Wilhelms-Universität zu

Münster und promovierte an der

Friedrich-Alexander-Universität zu

Erlangen-Nürnberg. Seine beruf-

lichen Stationen führten ihn zur

Deutschen Bank, JP Morgan, Roth-

schild sowie zur Bank of America.

Seit 2009 ist er Honorarprofessor an

der European Business School in

Oestrich-Winkel und seit 2010 Mit-

glied des Vorstands der Deutschen

Bundesbank. In dieser Funktion ver-

antwortet er aktuell die Bereiche

Banken- und Finanzaufsicht, Risi-

ko-Controlling sowie Repräsentan-

zen und Repräsentanten.
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in heimische Staatsanleihen gerade

jene schwächeren Banken in Schul-

denstaaten noch weiter in Schieflage

gebracht hätten. Ein entscheidendes

Merkmal der Bankenkrise sei dabei

die durch entsprechende Vertrauens-

verluste induzierte Ansteckung der

Banken untereinander gewesen.

Im weiteren Verlauf seines Vortrages

stellte Dr. Dombret zwei Ansatzpunk-

te vor, um diesen  „Teufelskreis“ zwi-

schen Banken und Staaten zu durch-

brechen. Einerseits könne man versu-

chen, die Banken vor Schieflagen von

Staaten zu schützen. Der zentrale

Hebel hierbei sei die Stabilisierung

der Staatshaushalte. Problematisch sei

in diesem Zusammenhang jedoch das

latente Ungleichgewicht von Zustän-

digkeiten hinsichtlich Kontrolle und

Haftung im Rahmen der Fiskalpoliti-

ken. Zur Lösung könne man entweder

die Haushaltspolitiken zentralisieren

oder eine Art „Maastricht 2.0“ schaf-

fen. Da der politische Wille für eine

Fiskalunion derzeit aber (noch) nicht

erkennbar sei, habe vorerst nur der

zweite Lösungsweg Relevanz. Von

zentraler Bedeutung sei hierbei der

Aspekt, Staatsinsolvenzen grundsätz-

lich zu ermöglichen.

Andererseits könne man versuchen,

die Staaten vor Schieflagen von Ban-

ken zu schützen. Dieser Ansatzpunkt

setze zunächst darauf, die Banken ins-

gesamt stabiler zu machen, wobei ent-

sprechende Eigenkapital- und Liqui-

ditätsvorschriften im Fokus seien. Vor

allem ziele er aber darauf ab, dem

Problem der „too-big-to-fail“-Anreiz-

verzerrung für Banken entgegenzu-

wirken. Es dürfe keine implizite und

kostenlose staatliche Versicherung für

Banken und damit einen „capitalism

without failure“ geben. Grundsätzlich

gehe es aber nicht nur darum, entspre-

chende Regeln aufzustellen, sondern

vor allem darum, die Einhaltung die-

ser auch effizient zu beaufsichtigen.

Zu diesem Zweck habe man sich in

Europa auf die neue Bankenaufsicht

(und die geplante Bankenunion mit -

samt Abwicklungsmechanismus) ge-

einigt. 

Nach dem Vortrag entwickelte sich

aufgrund der zahlreichen Fragen aus

dem Auditorium eine facettenreiche

Diskussion.

Ü Jan Henrik Schröder

( (0251) 83-2 28 97

* jan-henrik.schroeder@

ifg-muenster.de

Der H1 am Schlossplatz in Münster war bis auf den letzten Platz besetzt
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Wirtschaftspolitische Entwicklungen 2014/2015

Im Wintersemester 2014/2015 wurde

erstmals für Bachelorstudierende ein

Seminar zur Wirtschaftspolitik ange-

boten, das rege Teilnahme der Studie-

renden verzeichnen konnte. Damit

werden nun sowohl für Bachelor- als

auch für Masterstudierende Seminare

zur Wirtschaftspolitik angeboten. Das

Konzept der Kleingruppen, welches

bereits in bisherigen Seminaren An-

wendung fand, wurde von den Semi-

narteilnehmern sehr geschätzt. Einige

Themen des Seminars zur Wirt-

schaftspolitik werden im Folgenden

vorgestellt.

Die Bachelorstudierenden haben sich

unter anderem mit Themen aus den

Bereichen Energiewirtschaft und Te-

lekommunikation beschäftigt. So

wurde beispielsweise untersucht, ob

im Rahmen der Förderung der erneu-

erbaren Energien Subventionsverzer-

rungen vorliegen. Die Studierenden

kamen zu dem Ergebnis, dass die

Marktakteure durch die EEG-Umlage

in unterschiedlichem Maß beeinflusst

werden. Dabei wurde insbesondere

die Ausnahmeregelung für Unterneh-

men der stromintensiven Industrie

kritisch betrachtet.

Darüber hinaus stellten die Bachelor-

studierenden den Regulierungsbedarf

von Suchmaschinen im Internet her-

aus, indem sie das aktuelle Beispiel

des Suchmaschinen-Riesen Google

untersuchten. Hier stellt sich die

Frage, ob die Suchmaschine ein Bott-

leneck ist und damit eine Infrastruk-

tureinrichtung darstellt, zu der Zu-

gang gewährt werden muss. Die hohe

Nutzerfrequentierung Googles und

der große Marktanteil auf dem deut-

schen Suchmaschinenmarkt sind As-

pekte, die unter anderem in die rege

Diskussion einflossen.

Die Masterstudierenden setzen sich

unter dem Oberthema „Staatsver-

schuldung und die Auswirkungen auf

die wirtschaftliche Entwicklung –

Wenn der politische Wille zur Haus-

haltsdisziplin fehlt“ mit den verschie-

denen Folgen der hohen Staatsschul-

denstände auseinander. Hierbei ging

es darüber hinaus auch um die geld-

und fiskalpolitische Governance von

Staatsverschuldung rund um den Erd-

ball. Die Studierenden analysierten

die verschiedenen Ursachen, Chancen

sowie Risiken ökonomisch und ord-

neten diese in den aktuellen Gesamt-

kontext ein. 

Aufgezeigt wurde, dass die Gründe

für die Verschuldung individuell und

dementsprechend auch die Lösungen

zur Entschuldung spezifisch sein

müssen. Das Seminar schloss mit

regen Diskussionen und wird im

Sommersemester fortgesetzt.

Im Wintersemester 2014/2015 haben sich die Bachelorstudierenden erstmals und die Mas-
terstudierenden erneut im Rahmen des Seminars „Aktuelle Fälle der Wirtschaftspolitik“ mit
aktuellen wirtschaftspolitischen Entwicklungen auseinandergesetzt. Dabei wurden beispiel-
sweise sowohl Themen aus den Bereichen Energiewirtschaft und Telekommunikation als
auch zur Staatsverschuldung und der Entwicklung der Nahrungsmittelpreise bearbeitet.

Ü Silvia Poppen

( (0251) 83-2 28 95

* silvia.poppen@

ifg-muenster.de

Ausgewählte Seminarthemen:

– Google als Bottleneck? - Der

Regulierungsbedarf von Suchma-

schinen im Internetzeitalter

– Eine Analyse von Subventions-

verzerrungen am Beispiel der För-

derung erneuerbarer Energien

– Eine Analyse der Auswirkungen

volatiler Nahrungsmittelpreise auf

globale Armut 

– Die Entlastung von Banken und

die Belastung von Staatshaushalten

– Eine ökonomische Analyse der

Chancen und Risiken von Bad

Banks am Beispiel der österreichi-

schen HypoAlpe Adria

– Japans „lost decade“ – Eine öko-

nomische Analyse der Gründe für

Stagflation

– Eine Untersuchung der Chancen

und Risiken der deutschen Schul-

denbremse
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Kooperieren 2014/15

Im Wintersemester 2014/15 haben sich die Studierenden im Rahmen der Seminare zur Un-
ternehmenskooperation wieder mit aktuellen Fallstudien auseinandergesetzt. Die Bache-
lorstudierenden analysierten insbesondere Prinzipal-Agent-Probleme sowie den Partnerfit
bei unterschiedlichen Kooperationen. Bei den Masterstudierenden lag der Fokus auf Mo-
tiven für Fusionen und Übernahmen von Unternehmen.

Die Seminare zur Unternehmenskoo-

peration erfreuen sich nach wie vor

großer Beliebtheit unter den Studie-

renden. Insbesondere das Konzept der

Kleingruppen bei den Diskussionen

wird von den Teilnehmern sehr ge-

schätzt, da es intensive Diskussionen

ermöglicht und jedem die Chance bie-

tet, sich einzubringen. Im Folgenden

werden zwei der bearbeiteten Themen

in diesem Semester vorgestellt.

Bei den Bachelorstudierenden wurde

unter anderem die Zusammenarbeit

der Stadt Hamburg mit dem Techno-

logieunternehmen Cisco Systems

untersucht. Cisco Systems entwickelt

Lösungen für Hamburg, um beispiels-

weise der problematischen Verkehrs-

situation der Stadt zu begegnen. Die

Studierenden analysierten unter ande-

rem die Problematik, dass für die Lö-

sungen von Cisco Systems Daten ge-

sammelt werden. So erfordert die in-

telligente Steuerung von Verkehrs-

strömen die Auswertung von Daten

über die Verkehrssituation. Solche

Daten könnten nicht ausreichend gesi-

chert oder gar anderen Parteien ver-

kauft werden. Weiterhin kann Cisco

Systems besser beurteilen, wie inno-

vativ und effektiv seine Lösungen im

Vergleich zu denen der Konkurrenz

sind. Cisco Systems könnte daher

eine geringwertige Leistung erbrin-

gen. Um diesen Problemen entgegen-

zuwirken, sollte die Stadt Hamburg

die Aktionen von Cisco Systems über-

wachen. Zudem kann davon ausge-

gangen werden, dass Cisco auf seine

Reputation bedacht ist und somit be-

müht sein wird, die Stadt Hamburg

zufriedenzustellen und sich als inno-

vativer Technologiepartner zu präsen-

tieren. Diese und weitere Lösungs-

möglichkeiten und Bedingungen wur-

den auch im Plenum diskutiert.   

Ein von den Masterstudierenden bear-

beitetes Thema war die Übernahme

der Mobilfunksparte von Nokia durch

Microsoft. Nokia ist auf dem Mobil-

funkmarkt in die Defensive geraten.

Da Microsoft auf dem mobilen Markt

Fuß fassen möchte, hat es im Jahr

2013 die Mobilfunksparte von Nokia

gekauft. Die Studierenden arbeiteten

heraus, dass Microsoft hierdurch ins-

besondere die Kernkompetenz Nokias

als Soft- und Hardwareplattform zu-

gänglich wurde. Zudem können durch

Skalen-, Verbund- und Lerneffekte

Kosten eingespart werden und durch

erhöhten Kundennutzen, Cross-Sel-

ling-Potenziale und Markterschlie-

ßungen höhere Umsätze generiert

werden. In der Diskussion wurde

unter anderem auf die Motive Nokias

für den Verkauf ihrer Mobilfunkspar-

te eingegangen. Auch dieses Seminar

wird im Sommersemester fortgesetzt. 

Seminar zur Unternehmenskooperation

Ü Susanne Noelle

( (0251) 83-2 28 96

* susanne.noelle@

ifg-muenster.de

Ausgewählte Seminarthemen:

– Vorprogrammierte Prinzipal-

Agenten-Probleme? – Eine Analyse

der Kooperation zwischen Cisco

und der Stadt Hamburg

– Siemens kooperiert mit Mitsu -

bishi Heavy Industries – Eine Ana-

lyse des Partnerfits

– Die Kooperation von Whatsapp

und E-Plus – Eine Analyse auf

Grundlage der Prinzipal-Agent-

Theorie

– Die Übernahme von Nokia

durch Microsoft – Eine ökonomi-

sche Analyse der Motive

– Der Kampf um Alstom – Eine

Analyse der Motivlage
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Soziale Marktwirtschaft 

Zwischen Adam Smith und Karl Marx 

Es ist überaus reizvoll als „ordnungspolitischer Handelreisender“ durch die Welt zu fahren.
Einige im Ausland engagierte deutsche politische Stiftungen und die frühere Gesellschaft
für Technische Zusammenarbeit hatten der Sozialen Marktwirtschaft in ihren Dialogpro-
grammen bisweilen eine hohe Priorität eingeräumt, m.E. zu Recht, denn deutsche Entwick-
lungspolitik zeitigt vielfach deshalb nicht den gewünschten – und eigentlich verdienten –
Erfolg, weil die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Rahmenbedingungen nicht an-
gemessen gestaltet werden. Ich möchte meine in über 40 Ländern dabei gesammelten Er-
fahrungen nicht missen.

Soziale Marktwirtschaft –
ein Exportmodell?

Vielfach – und nun auch immer wie-

der – begegnet man im Ausland der

Bewunderung für „The German Wirt-

schaftswunder“ oder „El Milagro Ale-

mán“, übrigens auch bei magie-ver-

liebten Deutschen. In Wirklichkeit

aber ist der wirtschaftliche Aufstieg

Deutschlands nach 1948 bar jeglichen

Wunders, sondern vorrangig das Er-

gebnis der politischen Anwendung

einer wissenschaftlich ausgereiften

Wirtschaftsordnung. Diese wäre wohl

ein Schmuckstück in der akademi-

schen Lehre geblieben, hätte Ludwig

Erhard sie nicht in der Politik einge-

setzt. Hilfreich hierbei waren drasti-

sche Reformen wie die Währungsre-

form und der Lastenausgleich, die

harte Arbeit der Unternehmer und Ar-

beitnehmer, die US-Investitionen des

Marshall-Plan sowie der Nachfrage-

schub, den der Korea-Krieg ausgelöst

hatte. All diese Faktoren hätten je-

doch wohl kaum zu einer konsistenten

Entwicklung der Wirtschafts- und So-

zialpolitik geführt, hätte es nicht das

Konzept der Sozialen Marktwirt-

schaft, eine Art Leitfaden im Knos-

sos-ähnlichen Labyrinth des Nach-

kriegschaos, gegeben. Historisch

interessant ist, dass Konrad Adenauer,

ein Anhänger des „Rheinischen Kapi-

talismus“, Erhards Politik anfangs

skeptisch gegenüberstand, wie auch

die Sozialdemokraten, die dem Staat

die Schlüsselrolle beim Wiederaufbau

Deutschlands zuwiesen und sich erst

1959 im „Godesberger Programm“

zur Sozialen Marktwirtschaft bekann-

ten.

Die Soziale Marktwirtschaft basiert

als theoretisches Konzept auf einer

langen wirtschaftstheoretischen Dis-

kussion. Der Zunftordnung und dem

Merkantilismus folgte die freie

Marktwirtschaft, deren soziale Pro-

bleme das sozialistisch-kommunisti-

sche Konzept provozierten, was die

Wiener Schule und letztlich die Frei-

burger Schule veranlasste, das Staats-

und Gesellschaftsverhalten in Ein-

klang mit dem unternehmerisch dyna-

mischen Wettbewerb zu bringen. Il-

lustre Namen sind mit dem konzeptio-

nellen Ringen um eine solche Ord-

nung verbunden, in der möglichst

freier („funktionaler“: Kantzenbach)

Wettbewerb ebenso wie soziale Ge-

rechtigkeit möglich werden.1 Den

Namen „Soziale Marktwirtschaft“ er-

hielt das System freilich erst in den

50er Jahren von  Alfred Mueller-Ar-

mack, dem damaligen Staatssekretär

Ludwig Erhards. Ist auch dieser Name

nur „Schall und Rauch“ oder Pro-

gramm? 

Soziale Marktwirtschaft im Ausland

bekannt zu machen, ist kein wirt-

schaftstheoretischer oder ideologisch

bestimmter ‚Kolonialismus’, sondern

die Vermittlung von Kenntnissen über

eine Alternative zwischen Karl Marx’

und Adam Smith’ wirtschaftspoliti-

schem Ansatz. Zusätzlich in Konkur-

renz trat die Soziale Marktwirtschaft

zu dem Konzept des Neo-Libera-

lismus, dem sich zahlreiche Regierun-

gen Lateinamerikas und Asiens nach

dem „Konsens von Washington“

(1990) verschrieben. Intellektuell
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vage hingegen blieb der von Tony

Blair ausgerufene „Third Way“, ein

schon dem Namen nach Alles-oder-

Nichts-Konzept, der Beliebigkeit aus-

gesetzt.  

Prinzipien und Ziele

In ihren Grundprinzipien und Zielset-

zungen setzt die Soziale Marktwirt-

schaft einen klaren Orientierungsrah-

men für Unternehmer, Staat und Ver-

braucher.

Die Grundprinzipien

– Eigenverantwortung und Selbsthil-

fe der Bürger,

– Solidarität der Gesellschaft mit den

geistig, körperlich und finanziell we-

niger gut ausgestatteten Mitbürgern,

– Subsidiarität des Staates

könnte man auch in anderen Wirt-

schaftsordnungen – mindestens teil-

weise – verwirklichen. Die politische

Kunst, diese Prinzipien in die Praxis

umzusetzen, liegt in der Mischung der

Prinzipien.2 „Zu viel“ Eigenverant-

wortung und „zu grosses“ Vertrauen

in die Kraft der Selbsthilfe führen zu

einer stark ungleichen Verteilung von

Einkommen und Reichtum zugunsten

der Bürger mit besserer Bildung, Ge-

sundheit und finanzieller Ausstattung.

„Zu viel“ Solidarität und/oder Subsi-

diarität erstickt die Eigenverantwor-

tung.3 In der Sozialen Marktwirt-

schaft hat man z.B. bei der Sozial-

und Krankenversicherung, bei der

Mittelstandsförderung, im Einkom-

menssteuergesetz etc. eine Mischung

der Prinzipien gefunden, die – wenn-

gleich nicht optimal – offenbar als ak-

zeptabel von der Mehrheit der Bevöl-

kerung empfunden wird. 

Die Anwendung dieser Prinzipien und

ihre Mischung sind vom politischen

System abhängig und auch kulturell

bedingt. In China oder Vietnam lässt

der Staat der Selbsthilfe und Solida-

rität weniger Raum als in den USA

oder Grossbritannien. In christlichen

und islamischen Ländern schreibt die

Religion den Gläubigen ein solidari-

sches Verhalten vor. 

Auch die Ziele der Sozialen Markt-

wirtschaft

– Wohlstand für Alle

– Soziale Gerechtigkeit

– Ökologische Verträglichkeit

können in zahlreichen Ländern ver-

folgt werden, wenn hierzu der politi-

sche Wille gegeben ist. Obwohl man

weiß, dass man das Optimum wohl

nie wird erreichen können, sollte das

Bestreben in der Gesellschaft geför-

dert werden. Vor allem aber bedarf es

eines Monitoring-Prozesses – ein

„Rat der Wirtschaftsweisen“ täte vie-

len Ländern gut –, um der jeweiligen

Regierung zu zeigen, wo sie bei der

Verwirklichung dieser Ziele steht.

Bei aller Prinzipien- und Zieltreue

zeichnet sich die Soziale Marktwirt-

schaft – wie Watrin zu Recht vermerkt

hat – dadurch aus, dass sie ein flexi-

bles System ist, das neue Herausfor-

derungen aufnehmen kann. Dies gibt

auch die Berechtigung, das System

nicht als „typisch deutsch“ zu be-

trachten, sondern ihm eine Chance zur

kulturell angepassten Anwendung in

anderen Ländern zu geben,wobei man

ggf. an den Erfolgsvoraussetzungen

– verlässliche politische und legale

Rahmenbedingungen,

– Sicherheit,

– ein starker, aber nur subsidiär han-

delnder Staat,

– Korruptionsbekämpfung,

– Sozialpartnerschaft zwischen Ge-

werkschaften und Arbeitgebern,

– unabhängigge und informative

Medien,

– Kompromissbereitschaft der Ak-

teure in Wirtschaft und Gesellschaft 

arbeiten muss, um die Umsetzung zu

erleichtern. 

Ordnungspolitische 
Diskussionen

Die Soziale Marktwirtschaft ist ein

„Markenzeichen“, das freilich – be-

rechtigtermaßen – nicht im Patentamt

registriert ist. So ist es anderen Län-

dern unbenommen, das System – oft

nur in einzelnen Elementen – anzu-

wenden und dem Kind einen anderen

Namen zu geben.

Unter dem ehemaligen Präsidenten

Eduardo Frei Montalva öffnete sich

die Regierung Chiles Mitte der 60er

Jahre einer ordnungspolitischen Dis-

kussion – übrigens auch der Koopera-

tion mit dem Institut für Genossen-

schaftswesen der Universität Münster,

um das dortige Genossenschaftwesen

zu modernisieren und in die Wirt-

schaft- und Sozialpolitik zu integrie-

ren. Dieser Prozess wurde durch die

staatsbestimmte Wirtschaftspolitik

der Regierung von Präsident Allende

und anschliessend durch die neo-libe-

rale Wirtschaftspolitik der Regierung

von Präsident Pinochet unterbrochen

und nach Rückkehr zur Demokratie

unter Präsident Aylwin wieder aufge-

nommen. Auch unter seinen Nachfol-
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gern hat sich die sozial bestimmte

Marktwirtschaft nicht geändert, si-

cherlich einer der entscheidenden

Faktoren, warum das Land im Ver-

hältnis zu den meisten anderen latein-

amerikanischen Ländern so stabil und

international erfolgreich ist.

Komplizierter, auch aus linguisti-

schen Gründen, waren die ersten Dis-

kussion in China Ende der 70er, An-

fang der 80er Jahre. Damals, als Deng

Xiao Ping die Wirtschaft geöffnet

hatte und nach einer effizienten Wirt-

schaftsordnung suchen ließ, standen

sich zwei wirtschaftswissenschaftli-

che (und politische) Fraktionen un-

versöhnlich gegenüber, die Anhänger

Mao Tse-tungs, die möglichst viel

Planwirtschaft erhalten wollten, und

die – zum Teil in den USA und in Eu-

ropa ausgebildeten – Anhänger eines

freien Wettbewerbs mit Privateigen-

tum. In den Diskussionen wurde aus

der Sozialen rasch eine Sozialistische

Marktwirtschaft und einige der Er-

folgsvoraussetzungen der Sozialen

Marktwirtschaft wurden recht zurück-

haltend aufgenommen. Auch für die

Gestaltung der Sozialpolitik, eines der

nach wie vor bedeutendsten Probleme

in China, hatte man kein offenes Ohr.

Die industriellen Großkombinate, die

in der Mao-Zeit auch die sozialen

Funktionen wie Renten, Gesundheits-

wesen, Wohnungsbau, aber auch Kin-

dergärten, Schulen, teils sogar Uni-

versitäten hatten übernehmen müssen,

wurden nun in den Wettbewerb ge-

zwungen und stießen folglich die kos-

tenintensiven Sozialfunktionen ab.

Der Hinweis auf die Gefahr sozialer

„Ausbeutung“, besonders der Wan-

derarbeiter (nun ermöglicht dank der

Auflösung des Migrationsverbots)

fand bei den Maoisten nur ein mitlei-

diges Lächeln, während die  „Markt-

wirtschaftler“ auf die Selbstregulie-

rungskräfte des Marktes vertrauten

und eine – in dieser Umbruchsituation

notwendige gezielte Sozialpolitik –

für nicht nötig hielten. So blieb ei-

gentlich – besonders auch bei der

Frage der Umweltverträglichkeit –

vom Sozialismus nur die Herrschaft

der Partei, von der Marktwirtschaft

nur der freie – vielfach durch Korrup-

tion veruntreute – Wettbewerb übrig.

Bei späteren Diskussionen in Vietnam

konnte man auf diese Probleme der

marktwirtschaftlichen Reformen noch

eindringlicher hinweisen – und man

scheint dies bisher zu beachten.

Ein weiteres, weltpolitisch allerdings

weniger bedeutendes Projekt kam im

Yemen zustande. Der damalige dorti-

ge Wirtschaftsminister wollte der

yemenitische Ludwig Erhard werden.

Ihn liess sein Präsident allerdings

nicht – wie Konrad Adenauer zu-

nächst nolens volens, dann über-

zeugt – gewähren, sondern setzte ihn

ab. Bei seiner späteren politischen

Rückkehr – inzwischen war der Präsi-

dent abgesetzt worden – brachte er die 

Soziale Marktwirtschaft als Mandat in

die Verfassung. Gleiches Interesse

Hinweise:
1 Besonders herausragend in diesem Zusammenhang sind die Publikationen von Boehm-Bawerk, Schumpeter,

Roepke und Eucken.  

2 Der Hinweis auf George Orwells „Animal Farm: Alle Tiere sind gleich – aber einige sind gleicher als die ande-

ren“, beleuchtet dies sehr charmant.

3 Gerade im Genossenschaftswesen kennen wir das Problem des Trittbrettfahrers, wenn die Solidarität die

Selbsthilfebereitschaft vermindert. 



hatte auch die maoistische Partei in

Nepal geäußert, während der Versuch

im Irak – wie viele andere Initiati-

ven – wegen der Sicherheitsprobleme

ins Leere lief. Auf wesentlich größe-

res Interesse stießen die ordnungspo-

litischen Diskussionen in Brasilien in

der Regierungszeit von Cardoso und

Lula, während für Präsident Menem

in Argentinien nichts über den neo-li-

beralen Ansatz ging und nach ihm das

wirtschaftspolitische Chaos herrschte.

Soziale Marktwirtschaft in landesan-

gepasster Form, wenigstens in einigen

wichtigen Elementen, in anderen Län-

dern zu etablieren, dürfte wohl nur ge-

lingen, wenn man die politisch Ver-

antwortlichen dafür gewinnt und

diese genug Zeit zur Umsetzung des

Konzepts besitzen. Andernfalls muss

man sich darauf beschränken, das

Konzept in der wissenschaftlichen

Lehre und Forschung zu verankern

und darauf hoffen, dass aus einer sol-

chen „Freiburger Schule“ ein hinrei-

chender Impuls auf die Politik aus-

geht. Möglicherweise erleichtert der

Ansatz im prozesspolitischen Be-

reich, z.B. bei der Finanz-, Wettbe-

werbs-, Bildungs- und Sozialpolitik

die ordnungspolitische Diskussion.

Gleiches gilt übrigens nicht nur für

Entwicklungsländer. Auch in Deut -

schland täte uns eine Stärkung des

ordnungspolitischen Dialogs und sei-

nes Einflusses auf die Prozesspolitik

wieder gut. 
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Ü Dieter W. Benecke

( 00353-86-3226773

* dieterbenecke@
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Leitung des Lateinamerikanischen Forschungsinstituts und des Wirtschaftspolitischen Dialogprogramms

der Konrad Adenauer Stiftung in Buenos Aires bzw. Rio de Janeiro

2004

pensioniert, internationale Missionen zur Diskussion der Sozialen Marktwirtschaft



Die Veranstaltung wurde durch den

Verbandsdirektor des VdW Rheinland

Westfalen e.V. RA Alexander Rychter

eröffnet. Nach einer herzlichen Be-

grüßung der Teilnehmer und Referen-

ten verdeutliche Rychter die Aktua-

lität des Themas, indem er auf den

Anstieg der Fördergelder für den

Wohnungsbau in Nordrhein-Westfa-

len einging. Er betonte die Notwen-

digkeit eines nachhaltigen Finanzie-

rungskonzepts als Grundstein für die

mitgliederorientierte Unternehmens-

ausrichtung von Wohnungsgenossen-

schaften und leitete hierdurch un-

mittelbar zu den weiteren Vorträgen

über.

Prof. Dr. Theresia Theurl, Direktorin

des Instituts für Genossenschaftswe-

sen der Universität Münster stellte in

ihrem Vortrag „Handlungsfeld Finan-

zierungsmanagement bei Wohnungs-

genossenschaften“ zunächst die allge-

meine Finanzierungssituation deut-

scher Wohnungsgenossenschaften im

zeitlichen Verlauf dar. Sie betonte die

hohe Stabilität der Unternehmen, die

sich in einer konstant hohen Eigen-

mittelquote und einen im Branchen-

vergleich geringen dynamischen Ver-

schuldungsgrad widerspiegelt. Prof.

Dr. Theurl attestierte Wohnungsge-

nossenschaften damit eine solide Fi-

nanzbasis, betonte jedoch zugleich,

dass für die Aufrechterhaltung dieser

eine feste Verankerung der Finanzie-

rungsstrategie in der Unternehmens-

strategie unumgänglich ist. Durch die

Darstellung unterschiedlicher mög-

licher Finanzierungskonzepte, z. B. in

Form von Kooperationen mit anderen

Wohnungsgenossenschaften, Banken,

den eigenen Mitgliedern oder den

Rückgriff auf öffentliche Fördergel-

der, veranschaulichte sie ihre theoreti-

schen Ausführungen und lieferte

damit wichtige Ansatzpunkte für die

Umsetzung eines effizienten Finan-

zierungsmanagements bei Wohnungs-

genossenschaften.

„Unternehmenstrends 2020: Erfah-

rungen und neue Wege in der Finan-

Am 22. Oktober 2014 fand zum 24. Mal das Symposium „Perspektiven für Wohnungsge-
nossenschaften“ des Instituts für Genossenschaftswesen der Universität Münster in Ko-
operation mit dem VdW Rheinland Westfalen e.V. statt. Im Rahmen der Veranstaltung re-
ferierten Spitzenvertreter aus Wohnungswirtschaft und Wissenschaft vor etwa 150 Teilneh-
mern über das Thema „Niedrigzinsen und öffentliche Förderung – Herausforderungen für
eine langfristige Finanzierungsstrategie“. Dabei wurden den Teilnehmern in den Vorträgen
und den daran anschließenden Diskussionen unterschiedliche Perspektiven und Ansätze
zur Finanzierung des Wohnungsbestandes vorgestellt. 
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24. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

Niedrigzinsen und öffentliche Förderung – Herausforderungen für eine 
langfristige Finanzierungsstrategie

Michael Neitzel,
Geschäftsführer, InWIS Forschung & 

Beratung GmbH, Bochum

Prof. Dr. Markus Knüfermann,
Professor für Volkswirtschaftslehre, insb.

Mikro- und Makroökonomie und 
internationale Wirtschaftsbeziehungen, 

ebz Business School, Bochum
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zierung“ war das Thema des anschlie-

ßenden Vortrags von Michael Neitzel,

Geschäftsführer der InWIS For-

schungs- und Beratungs-GmbH aus

Bochum, in dem er die Untersu-

chungsergebnisse einer im Auftrag

des GdW durchgeführten Trendstudie

zum Wohnungsmarkt unter besonde-

rer Berücksichtigung zukünftiger Fi-

nanzierungstrends vertiefte. Er stellte

heraus, dass Wohnungsunternehmen,

bedingt durch ihren langfristigen Ka-

pitalbedarf, bisher vorwiegend auf

konservative Finanzierungsinstru-

mente zurückgegriffen haben. Auf-

grund zunehmender Herausforderun-

gen z. B. in Form von Mietrechtsän-

derungen oder gesamtwirtschaft-

lichen Instabilitäten sei jedoch eine

steigende Bedeutung der Professiona-

lität beim Finanzierungsmanagement

von Wohnungsgenossenschaften zu

erwarten. Neitzel schloss daher mit

der Feststellung, dass die Implemen-

tierung und Umsetzung moderner Fi-

nanzierungskonzepte eine zentrale

Herausforderung für deutsche Woh-

nungsgenossenschaften darstellen

wird und begründete hiermit die Ak-

tualität des Themas des Symposiums.

In seinem Vortrag zum Thema „Basel

III und Niedrigzinsen: Auswirkungen

auf die Wohnungsgenossenschaften“

diskutierte Prof. Dr. Markus Knüfer-

mann, Professor für Volkswirtschafts-

lehre, insbesondere Mikro- und Ma-

kroökonomie und internationale Wirt-

schaftsbeziehungen an der ebz Busi-

ness School in Bochum, anschließend

die indirekten Auswirkungen der zu-

nehmenden Regulierung von Banken

auf Wohnungsgenossenschaften. Ne -

ben einem Überblick über die unter-

schiedlichen Bestandteile von Basel

III illustrierte Knüfermann den An-

stieg des Ausfallrisikos bei Banken

aufgrund niedriger Zinsen und sin-

kender Erträge und begründete hier-

mit die steigende Bedeutung alternati-

ver Finanzierungskonzepte für Woh-

nungsgenossenschaften. Er diskutier-

te hierfür abschließend die Vorteile

und Problemfelder der Gründung

einer wohnungsgenossenschaftlichen

Bank sowie der Entwicklung von In-

haberschuldverschreibungen.

Die Perspektive der Kreditgeber

nahm der Vortrag von Helmut

Rausch, Vorstand der WL BANK AG

in Münster zum Thema „Was erwar-

ten Kreditinstitute von Wohnungsge-

nossenschaften?“ ein. Rausch formu-

lierte darin den Wunsch nach einer re-

gelmäßigen und transparenten Versor-

gung der Bank mit Informationen

über die wirtschaftliche Leistung und

die strategischen Ziele von Woh-

Uwe Schramm, 
Vorstandsvorsitzender,

WohnBau Westmünsterland eG, Borken

Walter Müller, 
Geschäftsführer, Gemeinnütziger Bauver-

ein Andernach eG, Andernach

Franz-Bernd Große-Wilde, 
Vorstandsvorsitzender, 

Spar- und Bauverein eG, Dortmund 

Horst Werner, 
Vorstandsvorsitzender, Wohnungs -
genossenschaft Köln-Süd eG, Köln 

Helmut Rausch, 
Vorstand, WL BANK AG, Münster
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nungsgenossenschaften. Er stellte

darüber hinaus klar, dass auch Banken

dazu angehalten seien den offenen Di-

alog mit Wohnungsgenossenschaften

zu suchen und diese mit der transpa-

renten Kommunikation der Ratingan-

forderungen zu unterstützen. Nur

durch einen offenen Umgang von

Banken und Wohnungsgenossen-

schaften miteinander könne, so

Rausch, Vertrauen gebildet und der

Grundstein für eine nachhaltig vor-

teilhafte Zusammenarbeit beider Ak-

teurs-Gruppen geschaffen werden.

Uwe Schramm, Vorstandsvorsitzen-

der der WohnBau Westmünsterland

eG, Borken, und Vorsitzender des

Ausschusses „Wohnraumförderpoli-

tik“ im VdW Rheinland Westfalen,

widmete sich in seinem Vortrag „Öf-

fentlich geförderter Wohnungsbau:

Chancen für Wohnungsgenossen-

schaften!“ der Darstellung der Vortei-

le für Wohnungsgenossenschaften bei

der Finanzierung mit Hilfe öffent-

licher Fördergelder. Hierfür stellt er

zunächst die rückläufige Entwicklung

des geförderten Wohnungsbaus dar

und verdeutlichte die daraus resultie-

renden Probleme für einkommens-

schwache Bevölkerungsschichten,

deren Versorgung mit Wohnraum im-

pliziter Bestandteil des Förderge -

dankens von Genossenschaften sei.

Seine Argumentation untermauerte

Schramm durch die exemplarische

Berechnung der Wirtschaftlichkeit

von gefördertem und freiem Woh-

nungsbestand und durch Einbezug der

statistischen Leerstandsquoten für

einen geförderten Bestand. Er betonte

jedoch abschließend, dass eine ausge-

wogene Kombination aus renditestar-

kem freien und riskoarmem geförder-

ten Wohnungsbestand eine wichtige

zukünftige Aufgabe von Wohnungs-

genossenschaften darstelle.

Ein praktisches Beispiel für ein alter-

natives Finanzierungskonzept stellte

Walter Müller, Geschäftsführer der

Bauverein Andernach eG, in seinem

Vortrag zum Thema „Finanzierung

des Wohnungsneubaus über Ge-

schäftsanteile: Das Projekt „Wohnen

für Jung und Alt“ vor. Bei dem kos-

tenintensiven Projekt wurde bei der

Finanzierung auf ein hybrides Kon-

zept zurückgegriffen, das den Neu-

mitgliedern der Genossenschaft eine

Wahlmöglichkeit zwischen dem

Zeichnen zusätzlicher Genossen-

schaftsanteile bei niedriger, langfristi-

ger Mietpreisbindung und einer höhe-

ren Grundmiete ohne zusätzliche

Zeichnungspflichten gab. Wenngleich

das gewählte Vorgehen zu Lasten der

Rendite ging, so spiegelte es dennoch

vollumfänglich den Genossenschafts-

gedanken wider und wurde daher von

Müller als ein voller Erfolg bewertet.

„Beleihungsmanagement – Optimie-

rung von Finanzierungsstrukturen“

war das Thema von Herrn Franz-

Bernd Große-Wilde, Vorstandsvorsit-

zender Spar- und Bauverein eG, Dort-

mund. Große-Wilde betonte die Be-

deutung eines strukturierten und

transparenten Finanzierungsmanage-

ments für die Unternehmensentwick-

lung und ordnete diesem die Kernauf-

gaben Beleihungs-, Banken- und Dar-

lehensmanagement zu. Seine an-

schließenden Erläuterungen veran-

schaulichten den positiven Einfluss

eines effizienten Beleihungsmanage-

ments auf die Finanzkraft von Genos-

senschaften. Darüber hinaus sprach er

eindeutige Empfehlungen für eine ob-

jektgerechte Beleihung, die enge Zu-

sammenarbeit mit nur einer Bank und

eine risikoarme Beleihungsstrategie

aus. Die Entflechtung der Besiche-

rungsstrukturen und klare Beleih -

ungsstrukturen stellen daher nach

Große-Wilde die wesentlichen Ziele

eines professionellen und optimalen

Beleihungsmanagements dar.

Den gelungenen Abschluss der Veran-

staltung bildete der Vortrag von Horst

Werner, Vorstandsvorsitzender der

Wohnungsgenossenschaft Köln-Süd

eG zum Thema „Finanzierungskoope-

Prof. Dr. Theresia Theurl, 
Geschäftsführende Direktorin des Insti-

tuts für Genossenschaftswesen der West-
fälischen Wilhelms-Universität Münster

RA Alexander Rychter, 
Verbandsdirektor, VdW Rheinland 

Westfalen e.V.; Düsseldorf
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rationen für das Projekt „Kölner Vor-

gebirgsgärten“. Werner stellte in die-

sem die Finanzierung eines 80 Mio.-

€-Projektes vor, bei dem hochwertiger

Wohnraum zu vergleichsweise günsti-

gen Konditionen geschaffen wurde.

Erreicht wurde dies durch die Koope-

ration von vier Wohnungsgenossen-

schaften aus dem Raum Köln, die

neben einem komplexen Finanzie-

rungsplan auch den Aufbau eines ein-

heitlichen Marketingkonzeptes um-

fasste. Trotz der hohen Investitions-

summe und der ambitionierten Ziele

konnte das gesamte Projekt ohne den

Rückgriff auf öffentliche Fördergel-

der realisiert werden, obwohl im Pla-

nungsprozess zeitintensive und kom-

plexe Verhandlungen zwischen den

kooperierenden Unternehmen und

Kreditgebern notwendig waren. Wer-

ner bezeichnete das Projekt der Köl-

ner Vorgebirgsgärten abschließend als

eindeutigen Erfolg, da nachfragege-

rechter Wohnraum zu günstigen Kon-

ditionen geschaffen wurde und dies

der MemberValue-Orientierung von

Genossenschaften vollends gerecht

wird.

Die nächste Veranstaltung der Reihe

„Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften“ findet am 24. März 2015

im Mövenpick Hotel in Münster statt. 

Ü Stephan Zumdick

( (0251) 83-2 28 93

* stephan.zumdick@

ifg-muenster.de

v.l.n.r.: Franz-Bernd Große-Wilde, Uwe Schramm, Horst Werner, Prof. Dr. Theresia Theurl, Helmut Rausch, Walter Müller, 
Prof. Dr. Markus Knüfermann 



Vom 2. bis 4. September 2014 fand

das Fourth International Academic

Symposium des Hamburger Instituts

für Familienunternehmen statt. Das

Symposium stand unter dem Thema

„Family Business Succession“. Die

Konferenz war auch in diesem Jahr

mit Teilnehmern aus Finnland, Bel-

gien, Großbritannien den USA und

Deutschland international besetzt.

Die Keynote wurde von Dr. Christina

Benita Wilke vom Hamburgischen

Weltwirtschaftsinstituts gehalten, die

in ihrem Vortrag die makroökonomi-

schen Auswirkungen auf Standorte

und den Wettbewerb thematisierte. Im

Kern des Vortrags standen Demogra-

phie, Globalisierung und Klimaverän-

derungen. Zunächst ging sie auf die

demo grafische Entwicklung Deutsch-

lands und Europas ein und stellte die

Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt

dar. Die Globalisierungseffekte wur-

den am Beispiel der Containerbranche

dar gestellt und insbesondere auf den

Wettbewerb zwischen den europäi-

schen Häfen bezogen. Im Rahmen der

klimatischen Veränderungen wurde

die Vermeidung von CO2 Emissionen

als große Herausforderung herausge-

stellt. Dies wurde anhand der Energie-

nutzung und des Energieverbrauchs

erörtert, unter besonderer Berücksich-

tigung des Energiemixes in Deut -

schland. Als wesentliche Anforderung

wurde die Überbrückung zeitlicher

und regionaler Distanz herausgearbei-

tet. Der Vortrag stellte die wesent-

lichen makroökonomischen Rahmen-

bedingungen dar, die auch für Famili-

enunternehmen relevant sind. 

Der Schwerpunkt der Konferenz be-

stand in der Präsentation und Diskus-

sion neuer Forschungsergebnisse rund

um die Nachfolgethematik in Famili-

enunternehmen. Der erste Konferenz-

tag stand im Fokus einer allgemeinen

Aufbereitung der Nachfolgethematik.

Am zweiten Tag erfolgte eine Diskus-

sion der Nachfolgethematik aus der

Sicht der Praxis. Der Berater John Tu-

cker lieferte wesentliche Einsichten

aus der Beratungspraxis in Nachfol-

geprozessen. Ergänzt wurde der zwei-

te Tag durch eine Breaktour Session

am Nachmittag, in der in Kleingrup-

pen Fallstudien zu verschiedenen

Nachfolgeszenarien bearbeitet und im

Plenum diskutiert wurden. Der dritte

Tag beschloss die Konferenz mit Vor-

trägen zu den Auswirkungen von

Nachfolgeprozessen und einem Aus-

blick auf die ifera Konferenz in Ham-

burg im kommenden Jahr.

Auf der Konferenz präsentierte Julian

Taape erste Ergebnisse aus seinem

Dissertationsprojekt zum Thema

„Interfirm Cooperation of Family

Firms – An Empirical Study of the Fa-

mily Influence on the Strategic Pro-

cess“. Die vorgestellten Ergebnisse

der deskriptiven sowie modellbasier-

ten Analyse wurden sehr gut aufge-

nommen.
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Hamburg Institute of Family Owned Business

Fourth Annual International Academic Symposium

Das bereits zum vierten Mal stattfindende internationale akademische Symposium des
Hamburger Instituts für Familienunternehmen fand vom 2. bis 4. September 2014 in Ham-
burg statt. Julian Taape präsentierte Ergebnisse zum Kooperationsverhalten von Familien-
unternehmen.

Die Teilnehmer des Symposiums 

Ü Julian Taape

( (0251) 83-2 28 98

* julian.taape@

ifg-muenster.de
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Die traditionell im zweijährigen Tur-

nus ausgerichtete Veranstaltung fand

dieses Mal im Herzen Washingtons

im Grand Hyatt Hotel statt. Bereits

am Sonntag, den 28. Juni, bestand die

Möglichkeit, interessante Workshops

zu belegen. Die offizielle Begrüßung

am Montag, den 29. Juni, wurde

durch die Ausrichter Rozann Saaty

(Creative Decisions Foundation) und

Dr. Enrique Mu (University of Pitts-

burgh) vorgenommen. Neben einer

kurzen Vorstellung des Konferenzpro-

gramms zog Dr. Mu ein Resümée des

vergangenen ISAHP in Kuala Lumpur

und würdigte die positive Entwick-

lung der Konferenzreihe. Die fachli-

che Eröffnung erfolgte im Anschluss

durch den Keynote-Speaker Prof.

Thomas L. Saaty (University of Pitts-

burgh). Der Begründer von

AHP/ANP – der in diesem Jahr seinen

88. Geburtstag feiert – berichtete von

neuen Ansätzen zur Lösung komple-

xer Entscheidungsprobleme. In sei-

nem Vortrag befasste er sich insbeson-

dere mit der Verknüpfung konventio-

neller Entscheidungsmethoden mit

Überlegungen zu neuronalen Netz-

werken. Im Plenum stießen diese

Ausführungen auf reges Interesse und

es entwickelte sich eine angeregte

Diskussion zwischen Prof. Saaty und

dem Fachpublikum.

Im Anschluss wurden weitere Präsen-

tationen – aufgeteilt in verschiedene

Themenkomplexe – in den Konfe-

renzebenen des Grand Hyatt angebo-

ten. Neben den großen Plenarveran-

staltungen wurden an den Folgetagen

in mehreren Räumen simultane Sit-

zungen abgehalten, so dass ein inten-

siver und facettenreicher Fachdiskurs

sichergestellt war. Beispielhaft wur-

den Vorträge zu den Themen „An

AHP model-based supply chain net-

work design“ oder „Measuring the at-

tractiveness of socially responsible

asset investments“ angeboten. Für das

IfG Münster war Axel Roßdeutscher

als externer Doktorand in Washing-

ton. Er durfte einige Ergebnisse seines

Dissertationsprojektes vorstellen,

welches sich mit der Wahl der optima-

len Wachstumsstrategie von Unter-

nehmen auseinandersetzt. Unter dem

Titel „M&A and Partnering as exter-

nal corporate growth strategies“ prä-

sentierte Herr Roßdeutscher ein kon-

kretes Fallbeispiel zur Anwendung

des AHP. Der Vortrag wurde positiv

aufgenommen und aus dem Feedback

des Plenums konnten konstruktive

Hinweise aufgenommen werden. Ab-

seits der fachlichen Themen wurde

auch ein attraktives Rahmenpro-

gramm auf die Beine gestellt, um den

Teilnehmern die Sehenswürdigkeiten

der US-Hauptstadt wie das Weiße

Haus oder das Capitol näherzubrin-

gen. Ein weiterer Höhepunkt war da-

neben das abschließende Galadinner,

welches an Bord eines Schiffes auf

dem Potomac River abgehalten

wurde.

International Symposium on the Analytic Hierarchy Process

ISAHP 2014 - Washington, D.C.

Im Zeitraum vom 29. Juni bis zum 2. Juli 2104 kamen gut 400 Wissenschaftler, Praktiker
und Studierende in der amerikanischen Hauptstadt Washington zusammen, um sich über
laufende Forschungsprojekte und aktuelle Publikationen im Kontext der entscheidungsthe-
oretischen Methoden Analytic Hierarchy Process / Analytic Network Process (AHP/ANP)
auszutauschen. 

Ü Axel Roßdeutscher

( (0251) 83-2 28 01

* axel.rossdeutscher@

ifg-muenster.de

Axel Roßdeutscher während seines Vortrags
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Der Kennenlernabend des IfG ist

mittlerweile schon selbst eine Institu-

tion – läutete er doch bereits zum 28.

Mal das neue Semester ein. In diesem

Semester fand er am Mittwoch den

15. Oktober in den gewohnten Räum-

lichkeiten des Instituts für Genossen-

schaftswesen im CAWM statt. Nach-

dem beim letzten IfG-Kennenlern-

abend Brasilien im Vordergrund

stand, waren es in diesem Semester

die USA. Diese Entscheidung ist auf

das heiß diskutierte Freihandelsab-

kommen zwischen den Vereinigten

Staaten und der EU zurückzuführen –

was angeregte Gespräche garantierte.

Gewohnt liebevoll dekorierten die

Mitarbeiter die Räumlichkeiten des

Instituts. Frau Prof. Dr. Theresia

Theurl konnte sich in diesem Jahr

über das rege Interesse von ca. 120

Studierenden freuen – ein neuer Re-

kord! Nach der Begrüßungsrede nah-

men die hung rigen Bachelor- und

Masterstudierenden das Buffet dan-

kend an, das u.a. Hühnchen mit Kar-

toffelspalten bot. Auch die Hot Dogs

waren sehr beliebt, obwohl es sich bei

ihnen eigentlich um eine dänische

Spezialität handelt – ein Ausdruck der

amerikanischen Einwandererkultur.

Auch für Getränke war reichlich ge-

sorgt, so dass keine Kehle trocken

bleiben musste. Die anwesenden Stu-

dierenden nutzten die Gelegenheit

und suchten das direkte Gespräch mit

Frau Prof. Dr. Theurl und ihren Mitar-

beitern. Hierbei standen Abschlussar-

beiten und Forschungsmöglichkeiten,

aber auch aktuelle Unternehmenskoo-

perationen sowie das Freihandelsab-

kommen TTIP im Mittelpunkt. Einen

Abschluss fand das gesellige Beiein-

andersein erst am späten Abend und

wird sicherlich bei allen Beteiligten

positiv in Erinnerung bleiben.Viele

werden auch im nächsten Semester

wiederkommen.

Immer wieder ein Ereignis!

Seit Monaten wird über das beabsichtigte Freihandelsabkommen zwischen den USA und
der EU diskutiert. Lediglich 50 Prozent der Deutschen stimmen dem TTIP zu, wohingegen
32% dagegen sind – so eine repräsentative Emnid-Umfrage. Grund genug die USA in den
Mittelpunkt des Abends zu setzen, um angeregte Gespräche zu garantieren.

IfG-Kennenlernabend am 15.10.2014

Ü André Piepenburg

( (0251) 83-2 28 03

* 06lit@

wiwi.uni-muenster.de
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Genossenschaftliche Nachhaltigkeit im Wandel*

Diese nur auf den ersten Blick unver-

einbaren Anforderungen an erfolgrei-

che Unternehmen, sich sowohl konti-

nuierlich ändern zu können als auch

sie selbst zu bleiben und ihre Identität

nicht zu verlieren, vermitteln Unter-

nehmen einen Vertrauensvorteil bei

ihren Stakeholdern. Denn sie sind mit

der Orientierung an Kundenbedürf-

nissen, dem Angebot von Leistungen

mit hoher Qualität, einer langfristigen

Ausrichtung und der Bereitschaft zu

verantwortlichem Handeln verbun-

den. Die genossenschaftliche Gover-

nance korrespondiert mit diesen

Merkmalen.

Wohnungsgenossen-
schaften

Dies gilt auch für Wohnungsgenos-

senschaften. Ihre MemberValue-Stra-

tegie ermöglicht es eben, alle Akti-

vitäten an den Nutzern der Wohnun-

gen zu orientieren und sich auf diese

Weise von Wohnungsunternehmen

mit anderen Eigentumsstrukturen zu

unterscheiden. Nicht politische Ziele

kommunaler Gesellschaften und nicht

die Interessen von Investoren privater

Gesellschaften prägen die unterneh-

merischen Entscheidungen. Somit

weisen Wohnungsgenossenschaften

Besonderheiten sowohl bei der Ge-

winnentstehung, als auch bei der Ge-

winnverwendung und bei der Ge-

winnverteilung auf, die markante

Wirkungen nach sich ziehen.

Nachhaltigkeit

Man könnte sagen, dass aus diesen

Besonderheiten der genossenschaft-

lichen Governance die gelebte Nach-

haltigkeit von Wohnungsgenossen-

schaften geradezu zwingend folgt, die

als Langfristigkeits-, Beziehungs-,

Bestands- und Verantwortungsorien-

tierung konkretisiert werden kann.

Diese beruhen auf Regeln, die eine

kurzfristige Gewinnorientierung aus-

schließen und die auf Transaktionen

ohne Verbindlichkeit verzichten. Sie

werden ergänzt von Regeln, die eine

Die DWG ist die größte Wohnungsgenossenschaft in Düsseldorf. Sie hat mehr als 10.000
Mitglieder und wurde im Mai 1898 gegründet. Dieser lange Zeitraum einer erfolgreichen
Unternehmensgeschichte legt es nahe, den wirtschaftlichen Erfolg in einer Kombination
aus Kontinuität und gelungenem Wandel zu suchen. Wenn heute allenthalben die Nachhal-
tigkeit von Unternehmensstrategien gefordert wird, dann hat die DWG sie längst eindrucks-
voll bewiesen. 
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Ausrichtung an Vermögensbeständen

– wie Realkapital, Humankapital und

Sozialkapital – fördern. Schließlich

wirken Regeln, die Verantwortung na-

helegen, gegenüber Eigentümern,

Mitarbeitern, der Region, dem Stand-

ort und der Gesellschaft.

Umsetzung

Bewegt man sich von der allgemeinen

Ebene der Ziele und Strategien in

Richtung Umsetzungsebene, dann

zeigt sich schnell, dass die genossen-

schaftliche Nachhaltigkeit nicht Träg-

heit, Starre und eine Beharrung auf

vergangene Lösungen beinhaltet, son-

dern dass es den genossenschaftlichen

Unternehmen gelingen muss, zu-

kunftsorientierte Entscheidungen bei

zunehmenden Herausforderungen zu

treffen. Zwei hauptsächliche Aufga-

ben stellen sich heraus. Erstens geht

es um eine effiziente Entscheidungs-

findung und zweitens um ein exzel-

lentes Portfoliomanagement. Dazu

kommt die immer wichtiger werdende

Kommunikation an die Stakeholder,

dies vor allem dann, wenn es einem

Veränderungsbedarf nachzukommen

gilt. 

Portfoliomanagement

Das Portfoliomanagement darf nichts

ausklammern. Selbstverständlich sind

die Einbeziehung von Wohnungen

und Immobilien, sie werden immer

den Kern eines guten Portfolioma-

nagements darstellen. Doch es geht

auch um die angebotenen Dienstleis-

tungen neben den Wohnungen, die

immer wichtiger werden. Nicht zu-

letzt ist das Humankapital in ein um-

fassendes Portfoliomanagement ein-

zubeziehen. Dieses umfasst die Mit-

glieder, die Mitarbeiter sowie die Ko-

operationspartner. Ausschlaggebend

für den Erfolg ist es, keine punktuel-

len und zufälligen Entscheidungen zu

treffen, sondern ein konsistentes Ge-

samtsystem aufzubauen, das rechtzei-

tig vorausschauende Weichenstellun-

gen ermöglicht.

Entscheidungsfindung

Ein solches System, idealerweise IT-

gestützt, ist Voraussetzung für eine

gute Entscheidungsfindung in den

Wohnungsgenossenschaften. Nicht

nur diese wird so erleichtert, sondern

auch die Kommunikation mit den Sta-

keholdern. Dabei gilt es klar zu unter-

scheiden und zu trennen, was sich in

der wohnungsgenossenschaftlichen

Praxis nicht selten vermischt. Die Zu-

ständigkeit der Eigentümer- oder Ver-

treterversammlung ist gesetzlich klar

geregelt, sie enthält die grundsätz-

lichen strategischen Weichenstellun-

gen. Doch die daraus abgeleiteten

Managemententscheidungen zählen

nicht dazu. Je transparenter diese er-

Erfolgsbedingungen

Gelebte Nachhaltigkeit
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folgen und je besser sie begründet und

kommuniziert werden können, umso

wahrscheinlicher ist es, dass zu-

kunftsorientierte Weichenstellungen

durch die Mitglieder zustande kom-

men, auch wenn diese Veränderungen

für sie mit sich bringen.

Fazit

Genossenschaftliche Nachhaltigkeit

und langfristige Orientierung von

Wohnungsgenossenschaften bedeuten

eben nicht, dass der Veränderungsbe-

darf und die Notwendigkeit zur An-

passung negiert werden. Dies hätte

den Verlust der Wettbewerbsfähigkeit

und des wirtschaftlichen Erfolgs zur

Folge. Erforderlich ist es vielmehr,

diese über die aktive Gestaltung eines

Prozesses des Wandels zu sichern.

Dies erfordert ein umfassendes und

konsistentes Portfoliomanagement

sowie eine effiziente und transparente

Entscheidungsfindung, die dessen Er-

gebnisse auch konsequent umsetzen

lässt und das Fundament für eine ef-

fektive Kommunikation  darstellt.  

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen der Vertreterversammlung
der Düsseldorfer Wohnungsgenossen-
schaft eG am 24. Juni 2014 in Düssel-
dorf.

Theresia Theurl 

Quartiersentwicklung: Nur wohnen … oder so viel mehr?*

Die Entwicklung und das Management von Quartieren haben sich als wichtige Aufgabe für
alle Wohnungsunternehmen herausgestellt. Längst hat ein Wandel stattgefunden, der be-
wirkt, dass Menschen nicht Wohnungen isoliert betrachten und bewerten, sondern diese
als wichtigen und integrierten Teil des Lebens sehen. Leben benötigt bekanntlich Lebens-
räume und Quartiere sind solche. Quartiere schaffen Werte für ihre Bewohner. Sie entste-
hen nicht einfach von selbst, sondern sie müssen entwickelt werden.     

Dabei hält die Quartiersentwicklung

einige Herausforderungen bereit, die

aus unterschiedlichen Quellen kom-

men. Nicht überraschend sind zuerst

die Demografie und die gesellschaftli-

che Entwicklung zu nennen. Dazu

kommt die wenig erfreuliche Finanz-

lage vieler öffentlicher und kommu-

naler Haushalte. Zu beachten ist zu-

sätzlich eine starke Ausdifferenzie-

rung von Lagen und Quartieren sowie

die Eigendynamik und Selbstverstär-

kung von einmal in Gang gekomme-

nen Entwicklungen, deren Umkehr

große Anstrengungen erfordert.

Steter Wandel

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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Wirkungsmechanismen

Eine enge Verbindung zwischen Woh-

nungsunternehmen und Quartieren

besteht und zwar mit Wirkungsme-

chanismen in beide Richtungen. So

beeinflusst die Qualität des Quartiers

den Erfolg der Wohnungsunterneh-

men und deren Aktivitäten beeinflus-

sen die Quartiere und deren Qualität.

Wird davon ausgegangen, dass auch

in Zukunft die staatlichen und kom-

munalen Aktivitäten für die Woh-

nungswirtschaft sinken, liegt es für

Unternehmen nahe, nicht nur die

Wohnungen, sondern auch die Quar-

tiere zum Ansatzpunkt ihrer Aktivitä-

ten zu nehmen. In den vergangenen

Jahren ist es dazu gekommen, dass die

Bedeutung und die Ausdifferenzie-

rung der Quartiere stark gestiegen

sind. Die Anforderungen sind sozial-

politischer sowie arbeitsmarktpoliti-

scher Natur. Dazu kommen ökologi-

sche und kulturelle Zielsetzungen.

Immer wichtiger werden die Erhal-

tung und der Ausbau der Infrastruktur.

Quartiersqualität

Für Wohnungsgenossenschaften stel-

len sich die Aufgaben der Quartiers-

entwicklung und des –managements

in gleicher Weise wie für alle anderen

Wohnungsunternehmen. Sie haben

die Möglichkeit, diese Aktivitäten in

ihre MemberValue-Strategie zu inte-

grieren. Die Quartiersleistungen ent-

sprechen dem unmittelbaren Member-

Value, die Quartiersentwicklung dem

mittelbaren MemberValue und Inves-

titionen in die Quartiere dem nachhal-

tigen MemberValue. Dies ist zuerst

die strategische Ebene. Bevor es an

die konkrete Umsetzung geht, ist für

jede Wohnungsgenossenschaft zu klä-

ren, wie sie es mit der „Herausforde-

rung Quartier“ halten will.

Aufgaben

Zuerst ist die Entscheidung für eine

Ausweitung der Unternehmensstrate-

gie unter Einbezug des Quartiers zu

fällen und eine entsprechende Kom-

munikation aufzusetzen, die sich an

alle Stakeholder richtet. Sehr wichtig

ist dann die Einordnung des Quar-

tiers, vor allem ob es sich um einen

schrumpfenden oder wachsenden

Standort handelt, ob die Gefahr von

sozialen Brennpunkten präsent ist und

ob spezielle Probleme zu beachten

sind. Dann haben die konkrete Ab-

grenzung des Quartiers und die Prü-

fung des Anteils der eigenen Bestände

in den jeweiligen Quartieren zu erfol-

gen. Darauf aufbauend sollte eine

Entscheidung für einen Alleingang

oder eine Partnerstrategie folgen. An-

schließen muss sich die Festlegung

der Ziele, Ansatzpunkte, Instrumente

und Leistungen der „Quartiersstra -

tegie“ und der notwendigen Infra-

strukturen, bevor dann konkreter Pro-

jekte definiert werden können sowie

die Finanzierung sicherzustellen und

die Zu ständigkeiten zu klären sind.

Schließlich ist die Quartiersentwick-

lung mit ihren einzelnen Aufgaben in

die Unternehmensabläufe zu integrie-

ren.

Alleingang

Ob eine kooperative Quartiersent-

wicklung erfolgen soll, setzt ein Ab-

wägen von Vor- und Nachteilen vor-

aus. Generell sind der Koordinations-

aufwand und der Prozess der Ent-

scheidungsfindung zu berücksichti-

gen. Eine Quartiersentwicklung im

Alleingang erleichtert die Entschei-

dungen sowie die Koordination mit

den internen Leistungen der Genos-

senschaft und die Integration in deren

Strategie und Prozesse. Nach außen

werden Zuordnung und Wahrneh-

mung verbessert und wird die Kom-

munikation erleichtert. Doch der Al-

leingang erfordert das Vorliegen von

Voraussetzungen. So müssen ausrei-

Wirkungsmechanismen
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chende Finanzierungsmöglichkeiten

verfügbar sein. Weitere Voraussetzun-

gen sind ein hoher Bestandsanteil im

Quartier und Möglichkeiten das Tritt-

brettfahrerverhalten anderer Woh-

nungsunternehmen zu verhindern.

Eine Wahrnehmung als zuordenbare

Leistung der Genossenschaft ist not-

wendig.

Kooperationen

Erfolgt die Entscheidung für eine ko-

operative Entwicklung, so stellt sich

die Frage geeigneter Partner. Dies

können in Abhängigkeit von den An-

forderungen andere Wohnungsgenos-

senschaften oder -unternehmen eben-

so sein wie Unternehmen anderer

Branchen. Non Profit-Organisationen,

z.B. Wohlfahrtsverbände bieten sich

ebenso an wie öffentliche Partner, vor

allem Kommunen. Schließlich kön-

nen zahlreiche großflächige staatliche

Förderprogramme auf allen Ebenen

(EU, Bund, Kommunen) genutzt wer-

den, manche auf Experiments-, Pro-

jekt- und Wettbewerbsbasis.

Win-Win-Situation

Unabhängig davon, ob einzelwirt-

schaftliche Kooperationen eingegan-

gen werden, ist evident, dass die Wir-

kungen über die Ebene der einzelnen

engagierten Wohnungsgenossenschaft

hinausgehen. Während sie einzelwirt-

schaftliche Ziele verfolgt, sehen die

Quartierspartner gesellschafts-, wirt-

schafts- und kulturpolitische oder

ökologische Ziele im Vordergrund. So

können im Ergebnis sowohl der

MemberValue erhöht als auch ein Pu-

blicValue oder eine Quartiersrendite

geschaffen werden.

Quartierspartnerschaften

Partnerschaften mit dem Ziel, Quar-

tiere zu entwickeln und/oder zu mana-

gen, können mit unterschiedlichsten

Zielen und Inhalten vereinbart wer-

den. So können sie Element der Stadt-

oder Stadtteilentwicklung sein, was

gerade für Standorte in Strukturkrisen

große Bedeutung haben kann und

meist die Partizipation an geförderten

Programmen ermöglicht. Eine noch

vage Form einer Partnerschaft sind

Plattformen zur Quartiersentwick-

lung, die Stärken-/Schwächenanaly-

sen durchführen und Profilierungs-

möglichkeiten ausloten. Infrastruktur-

partnerschaften in unterschiedlichsten

Varianten verbinden Wohnungsgenos-

senschaften mit Trägern öffentlicher

Infrastruktureinrichtungen.

Vielfalt

In Stabilisierungspartnerschaften ar-

beiten Wohnungsgenossenschaften

mit Akteuren der Sozial- und der

Wohnungspolitik zusammen, dies

meist in Problemquartieren. Die Ziel-

setzungen sind die Aktivierung nach-

barschaftlicher Selbsthilfepotenziale

sowie der Aufbau eines sozialen Ma-

nagements. Letztlich geht es um die

Förderung der Wohn- als Teil der Le-

bensqualität. Kulturpartnerschaften

beinhalten meist Projekte zur inter-

kulturellen Integration, die mit ent-

sprechenden Partnern angestoßen

oder umgesetzt werden. Ökologie-

oder Energiepartnerschaften sehen

meist umweltpolitische Ziele im

Vordergrund und bringen geeignete

Partner der Energiewirtschaft oder 

-politik mit Wohnungsgenossenschaf-

ten zusammen. Dienstleistungspart-

nerschaften schließlich organisieren

meist persönliche Dienstleistungen,

häufig im Pflege- oder Gesundheits-

bereich, oft auch in Kombination mit

Infrastrukturpartnerschaften.

Fazit

Die Beschäftigung von Wohnungsge-

nossenschaften mit der Quartiersent-

wicklung ist heute ein Muss. Dabei

muss die Erhöhung der Quartiersqua-

lität Teil der genossenschaftlichenSpezielle Herausforderungen
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Unternehmensstrategie sein. Die

Quartiersqualität ist immer das Ergeb-

nis der Bestands- und Leistungsqua-

lität der Unternehmen sowie explizi-

ter Quartiersleistungen. Die Quar-

tiersentwicklung im Alleingang funk-

tioniert nur beim Vorliegen bestimm-

ten Voraussetzungen. Häufig erfor-

dern Quartiersentwicklung und -ma-

nagement Partnerschaften, oft ein

ganzes Partnerportfolio. Doch auch

Quartierspartnerschaften beinhalten

keine Erfolgsgarantie, denn Zu-

sammenarbeit muss gelernt sein.

Diese Erfahrungen machen Woh-

nungsgenossenschaften, wie andere

Wohnungsunternehmen auch, täglich

aufs Neue.

* Zusammenfassung eines Vortrags in
der Genossenschaftskonferenz im
Rahmen des Verbandstags 2014 des

vdw Niedersachsen Bremen am
22.07.2014 in Osnabrück.

Theresia Theurl 

Handlungsfeld Finanzierungsmanagement bei Wohnungsgenossenschaften*

Für Wohnungsgenossenschaften ist das Finanzierungsmanagement eine wichtige Aufga-
be. In manchen Facetten stellt sich diese etwas anders dar als bei anderen Wohnungs-
unternehmen, wenngleich auch Wohnungsgenossenschaften alle finanziellen Rahmenbe-
dingungen und Restriktionen der aktuellen Niedrigzinsphase verspüren. Ein erster Ein-
druck kann durch die Analyse typischer Indikatoren der Finanzsituation gewonnen und ver-
mittelt werden.

Wohnungsgenossenschaften zeichnen

sich durch eine überdurchschnittlich

gute Eigenmittelquote aus. Diese liegt

deutlich höher als jene von Kapitalge-

sellschaften und von Unternehmen

anderer Rechtsformen sowie aller

Wohnungsunternehmen zusammen.

Sie weisen einen geringen langfristi-

gen Verschuldungsgrad auf. Auch die-

ser liegt deutlich unter jenem von Ka-

pitalgesellschaften, Unternehmen an-

derer Rechtsformen sowie den Woh-

nungsunternehmen insgesamt. Eben-

so zeigt sich, dass Wohnungsgenos-

senschaften mehr pro Wohnung inves-

tieren als die anderen Wohnungs-

unternehmen.

Handlungsfelder

Die Wohnungsgenossenschaften sind

also insgesamt, bei Unterschieden

zwischen den einzelnen Unterneh-

men, finanziell gut aufgestellt. Daher

ist die Frage naheliegend, welche

Handlungsfelder sich im Finanzma-

nagement für Wohnungsgenossen-

schaften herausgebildet haben und

worin heute die Herausforderungen

liegen. Im Wesentlichen geht es er-

stens um die Professionalisierung des

Planungsprozesses und zweitens um

die Integration der Finanzierung in

die Unternehmensstrategie. Selbstver-

Investitionen

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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ständlich hängen diese beiden Anfor-

derungen miteinander zusammen und

die einzelnen Unternehmen wissen

um die Wichtigkeit dieser Themen.

Viele haben bereits viel erreicht und

bei manchen besteht noch Nachholbe-

darf.   

Professionalisierung

Eine Professionalisierung des Pla-

nungsprozesses hat bereits in den ver-

gangenen Jahren begonnen. So hat

eine Verschiebung der Ansatzpunkte

von einzelnen Objekten zum gesam-

ten Unternehmen stattgefunden.

Ebenso ist im Planungsprozess die

Orientierung an längeren Fristen in

den Vordergrund getreten, während

die kurze Frist die Feinabstimmung

von Finanzierungen prägt. Immer

mehr tritt eine ganzheitliche Betrach-

tung aller Optionen im Finanzierungs-

prozess in den Vordergrund, während

die punktuelle Sichtweise an Bedeu-

tung verliert. Noch zu wenig verbrei-

tet sind jedoch Szenariovorschauen,

die es ermöglichen die Finanzierung

auch vor unterschiedlichen Rahmen-

bedingungen zu optimieren. Wie sehr

eine solche Vorgangsweise notwendig

ist, lässt sich aus der aktuellen Nie-

drigzinssituation ableiten, deren Ein-

trittswahrscheinlichkeit vor einigen

Jahren wohl noch als sehr gering ein-

geschätzt worden wäre, die die Finan-

zierungsbedingungen jedoch insge-

samt stark verändert hat.

Finanzierungsrahmen

Obwohl also viel geschehen ist, bleibt

auch noch viel zu tun. So ist das Fi-

nanzierungsmanagement in Woh-

nungsgenossenschaften in einen grö-

ßeren Rahmen zu stellen, der einer-

seits die Determinanten der Entschei-

dung über Bau und Sanierung, ande-

rerseits aber die finanziellen Rahmen-

bedingung zu beachten hat. Erst dar-

aus ergeben sich die konkreten Finan-

zierungsbedingungen. Die Determi-

nanten, die den Finanzierungsbedarf

hervorrufen, stammen erstens aus den

für Wohnungsunternehmen relevan-

ten Rahmenbedingungen, die unter

die regulativen Vorgaben gefasst wer-

den können. Dies sind z.B. baurechtli-

che Bestimmungen, das Mietrecht

oder die Energieeinsparverordnung.

Von großer Bedeutung sind zweitens

Rahmenbedingungen, die marktbe-

stimmt sind, so etwa die Quartiersent-

wicklung, die Kaufkraft, die Demo-

grafie sowie die relevanten Mieter-

gruppen. Drittens determiniert die

Unternehmensstruktur entsprechende

Entscheidungen, so der Wohnungs-

und Immobilienbestand, die Alters-

struktur der Mitglieder, die Finanzie-

rungsstruktur sowie die Bonität des

Unternehmens.

Finanzierungs -
bedingungen

Der andere Einflussbereich stammt

aus den finanziellen Rahmenbedin-

gungen. Diese enthalten vor allem das

Zinsumfeld und die entsprechenden 

-per spektiven, das Verhalten von Ban-

ken und anderen Finanzinstituten, das

der zeit stark von den regulatorischen

Rahmenbedingungen beeinflusst

wird, den Finanzierungsoptionen so -

wie den öffentlichen Förderungsmög-

lichkeiten. Die Entscheidungen über

Bau und/oder Sanierung sind mit die-

sen finanziellen Rahmenbedingungen

abzugleichen, dies in einem kontinu-

ierlichen Prozess und unter Berück-

sichtigung aller Möglichkeiten.

Gesamtschau

Eine solche Gesamtschau ist sehr

wichtig, wenn die verfügbaren Hand-

lungsfelder identifiziert werden sol-

len. Dabei sollte zuerst die Einnah-

menentwicklung geprüft und eine Sta-

bilisierung der Erträge angestrebt

werden, was die Nutzungsgebühren

und/oder Mieten betrifft. Dies erfor-

dert eine gute Marktanalyse, eine kon-

sequente Bestandspflege und ein

nachhaltiges Portfoliomanagement.

Identifikation von Handlungsfeldern
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Ein zweites Handlungsfeld erfordert

es Wechselwirkungen zwischen den

Ausgabekategorien zu erkennen und

zu planen, um auf dieser Grundlage,

Spielräume für das Finanzierungsma-

nagement zu schaffen. Die eigentliche

Gestaltung der Finanzierung stellt ein

drittes Handlungsfeld dar. Es geht so-

wohl um das Erfassen aller Finanzie-

rungsoptionen (Bank, Mitglieder, Ko-

operation, Förderung) und der Analy-

se ihrer Vor- und Nachteile sowie

ihrer kurzfristigen und langfristigen

Wirkung als auch um das immer

wichtiger werdende Beleihungsma-

nagement. Ebenso wichtig ist ein

viertes Handlungsfeld geworden,

nämlich die Kommunikation und die

Verbindung zu den Finanzinstituten,

zu denen die Banken und andere Fi-

nanzinstitute zählen. Diese Aufgabe

muss professionell bewältigt werden.

Notwendig ist eine Strukturierung der

Bonitätskommunikation, eventuell

eine Integration der Finanzinstitute

über Kooperationen. In diese Maß-

nahmenkategorie fällt auch eine gute

Kommunikation mit den Mitgliedern.

Besonderheiten

Wohnungsgenossenschaften weisen

hinsichtlich ihrer Finanzierungsoptio-

nen Besonderheiten auf. Sie können

die Beteiligung ihrer Mitglieder in

Anspruch nehmen. So können sie

neue Geschäftsanteile schaffen, Rück-

stellungen aus dem Jahresüberschuss

für Eigenmittelfinanzierungen bilden,

Mitgliederdarlehen aufnehmen, Inha-

berschuldverschreibungen begeben.

Zusätzliche Optionen haben Woh-

nungsgenossenschaften mit Sparein-

richtungen. Daneben können Koope-

rationen mit lokalen Genossenschafts-

banken eingegangen werden. Eine ak-

tuelle IfG-Studie lotet derzeit diese

Praxis aus. Schließlich sind auch Vor-

teile bei der Fremdmittelfinanzierung

anzunehmen. Diese entstehen aus

überlegenen lokalen Marktkenntnis-

sen sowie der guten Bonität aufgrund

einer überdurchschnittlichen Eigen-

mittelquote.

Strategieintegration        

Das Finanzierungsmanagement ist

eine laufende Managementaufgabe,

die alle Bereiche der Genossenschaft

zu erfassen und Teil der Unterneh-

mensstrategie zu sein hat. Diese An-

forderung besteht unabhängig von der

Einzelfinanzierung mit ihrem operati-

ven Charakter. Wesentliche Elemente

einer integrierten Finanzierungsstra-

tegie sind das Bestandsmanagement,

das Finanzierungsmanagement in

einem engeren Sinn, die Kommunika-

tion sowie die Szenarioplanung. Es ist

das Bestandsmanagement, das die

Planung und Stabilisierung der Erträ-

ge sowie die Identifikation von Inves-

titionsnotwendigkeiten ermöglicht.

Das Finanzierungsmanagement im

engeren Sinn enthält das Beleihungs-

management, das Darlehensmanage-

ment, die Refinanzierungsplanung

sowie das Bonitätsmanagement und

die Analyse der Finanzierungsoptio-

nen. Die entsprechenden Aktivitäten

führen zu einer Erweiterung der Fi-

nanzierungsoptionen sowie einer Sen-

kung der Finanzierungsrisiken und

der Zinslasten. Insgesamt handelt es

sich um einen Übergang von der Ob-

jektfinanzierung zur Unternehmensfi-

nanzierung.

Finanzkommunikation

Die kontinuierliche Kommunikation

mit der Bank ist erforderlich, um die-

ser die Bonität eigenständig einschät-

zen zu lassen. Wichtig ist in diesem

Zusammenhang eine gute Aufberei-

tung der Unternehmenskennzahlen

sowie der Risiko- und Marktinforma-

tionen. Wird die Finanzierung mit

Hilfe der Mitglieder bewältigt, ist ein

besonderer Wert auf die Kommunika-

tion mit ihnen zu legen. Eine profes-

sionelle Kommunikation beinhaltet

nicht nur die Perspektive einer Stabi-

lisierung der Finanzierungswege, son-

Handlungsfeld: Finanzen
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dern auch geringerer Zinslasten. Sehr

hilfreich ist die Szenarioplanung, die

sowohl die Erträge als auch die rele-

vanten Finanzdaten beinhaltet. Dies-

bezüglich haben zahlreiche Woh-

nungsgenossenschaften noch einen

Nachholbedarf.

Fazit

Zusammenfassend ist festzuhalten,

dass Wohnungsgenossenschaften im

Durchschnitt über eine solide Finanz-

basis verfügen. Um diese nutzbar zu

machen, gilt es, das eigene Finanzma-

nagement als Teil der Unternehmens-

strategie zu verstehen und zu integrie-

ren sowie den Planungsprozess weiter

zu professionalisieren. Gelingt es

diese Anforderungen zu erfüllen,

kann der Optionenraum für die Finan-

zierung ausgeweitet werden. Dies gilt

für Instrumente ebenso wie für die

Konditionen.

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen des 24. Symposiums Woh-
nungsgenossenschaften „Niedrigzin-
sen und öffentliche Förderung – Her-
ausforderungen für eine langfristige
Finanzierungsstrategie“ in Münster
am 22.10.2014.

Theresia Theurl 

Erfolgsfaktor Genossenschaft*

Häufig wird die Frage eher herablassend gestellt, welche organisatorischen Vorteile Ge-
nossenschaften vor den aktuellen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen denn noch hätten. Meist ist die Überzeugung hinter den Formulierungen zu spü-
ren, wie leicht die zu erwartenden Argumente auszuhebeln sein würden. Daher bleibt es
eine immerwährende Herausforderung, sowohl die Erfolgsfaktoren der genossenschaft-
lichen Governance herauszuarbeiten und zu kommunizieren als auch darauf hinzuweisen,
dass sie keine Garantie für den ökonomischen Erfolg genossenschaftlicher Unternehmen
beinhaltet, sondern von diesen erst umgesetzt werden müssen.

Wie dies gelingen kann, zeigt die ge-

nossenschaftliche Gruppe der NO-

WEDA mit ihrem apothekereigenen

Unternehmen seit Jahrzehnten sehr

eindrucksvoll. Sie kann als ein Muster

für eine erfolgreiche Genossenschaft

gesehen werden, der es gelingt mit

einem konsequenten Festhalten an

den genossenschaftlichen Governan-

cestrukturen diese Elemente als

Grundlage für den wirtschaftlichen

Erfolg zu nutzen.

Herausforderungen

Nicht überraschend zeigt sich, dass es

für Unternehmen in einem kompetiti-

ven und stark regulierten Markt

schwieriger wird, wirtschaftlichen Er-

folg zu haben und dass es nicht ein-

fach ist, über einen längeren Zeitraum

wettbewerbsfähig zu bleiben. Dies

verspüren auch die selbständigen

Apotheker. Hintergrund ist, dass oft

etwas fehlt. Manchmal ist es die not-

wendige Größe, eine hinreichende

Geschwindigkeit, gewünschte Ergän-

zungen des Leistungsportfolios, inno-

vative Ideen, das erforderliche Kapi-

tal, der Mut zu Neuem oder einfach

eine gute Strategie der Unterneh-

mensentwicklung. Dies macht aber

neben der Beschäftigung mit den Pro-

dukten und Märkten des Unterneh-

mens eine Antwort auf die Frage nach

zukunftsträchtigen organisatorischen

Weichenstellungen unabdingbar.

Option Genossenschaft

Bei der Prüfung organisatorischer

Modelle sollte die Berücksichtigung

von Genossenschaften oder anders in-

stitutionalisierten Kooperationen kei-

nesfalls fehlen. Denn immer mehr

zeigt sich, dass im Kontext der aktuel-

len Rahmenbedingungen die unter-

nehmerische Wettbewerbsfähigkeit

zunehmend drängender die Kombina-

tion von Widersprüchlichem erfor-

dert. Dabei ist kostenorientierte

Größe allein ebenso zu wenig wie an-

reizorientierte Selbständigkeit. Die

Lösung besteht vielmehr in kooperati-

ven Governancestrukturen, die auch,

aber nicht nur, von Genossenschaften

umgesetzt werden. Diese kombinie-

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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ren sie mit einer speziellen Strategie

und einem besonderen Wertgerüst, die

in einer einzigartigen Kombination zu

einem Alleinstellungsmerkmal der

Governance werden, deren Angel-

punkt eine besondere Eigentümerkon-

trolle darstellt.

Eigentümerkontrolle

Diese sichert den Einfluss der Mit-

glieder und Leistungsnutzer, also der

selbständigen Apotheker und sie ver-

hindert gleichzeitig den Zugriff und

Einfluss von Investoren, die aus-

schließlich an Kapitalbeziehungen

interessiert sind. Es ist also von vor-

neherein ausgeschlossen, dass die Ka-

pitalbasis des gemeinsamen Unter-

nehmens ausgehöhlt wird, ohne dass

dafür Leistungsangebote entstehen.

Klare Gewinnregeln – und zwar bei

Entstehung, Verwendung und Vertei-

lung – stellen dies sicher. Gleichzeitig

erzwingt die genossenschaftliche Go-

vernance den wirtschaftlichen Erfolg

der Zusammenarbeit, wenn die Eigen-

tümer auf ihren jeweiligen lokalen

Märkten wettbewerbsfähig bleiben

wollen, denn der Finanzmarkt steht

für eine Eigenkapitalfinanzierung

nicht zur Verfügung. Dies sichert dem

genossenschaftlichen Geschäftsmo-

dell seine realwirtschaftliche Veran-

kerung.

Genossenschaft 
verstehen

Dies ist das Grundgerüst, aus dem die

Genossenschaft erst einmal etwas ma-

chen muss, um den Erfolg für ihre

Mitglieder zu schaffen. Es gilt also

nun, nach den Erfolgsfaktoren für die

einzelnen Genossenschaften zu fra-

gen, die sie jeweils selbst in ihrer Zu-

sammenarbeit zu beachten haben und

die weit über das operative der Wert-

schöpfung hinausgehen und auch her-

ausfordernde Anforderungen an das

Management beinhalten. Sieben Er-

folgsfaktoren sind zu nennen. Erstens

geht es darum, die genossenschaftli-

che Zusammenarbeit mit ihren Be-

sonderheiten überhaupt zu verstehen,

auch mit den damit verbundenen Ver-

haltensrestriktionen. Dies ist abstrakt

deutlich einfacher als im Tagesge-

schäft. Zweitens ist das Gesamtergeb-

nis, die Kooperationsrente, zu opti-

mieren. Dass sie besonders hoch sein

soll ist konsensfähig, weniger wie sie

auf die einzelnen Kooperationspartner

aufzuteilen ist. Drittens gilt es, die ho-

rizontalen Konfliktfelder zwischen

den einzelnen Mitgliedern, die jeweils

in ihrem speziellen Marktumfeld tätig

sind, als Genossenschaftslogik zu ver-

stehen, die Kompromisse erzwingt.

Konfliktfelder

Viertens ist immer wieder das inhä-

rente vertikale Dilemma zu bewälti-

gen, nämlich das gleichzeitige Bestre-

ben nach Effizienz und der Furcht vor

zentraler Macht. Ohne erfolgreiche

Genossenschaft sind die selbständi-

gen Apotheker nicht erfolgreich und

ohne erfolgreiche Apotheker kann die

Genossenschaft nicht erfolgreich sein.

Dass Dezentralität nicht beliebig sein

kann, ist nicht immer einfach zu ver-

mitteln, wenn es um konkrete Wün-

sche von Mitgliedern geht, die der

Gruppe schaden. Der fünfte Erfolgs-

faktor ist die Vereinbarung glaubwür-

diger und verbindlicher Spielregeln

der horizontalen und vertikalen Zu-

sammenarbeit. Der sechste Erfolgs-

faktor besteht darin, Stabilität in der

Zusammenarbeit zu erreichen, den-

noch aber anpassungsfähig zu blei-

ben, wenn sich Anforderungen verän-

dern. Ein siebter Erfolgsfaktor erfor-

dert es, das in der Genossenschaft ver-

teilte Wissen zusammenzubringen,

bei den Experten, im Management

sowie bei den Mitgliedern. Es geht

also um effektive Informations- und

Kommunikationsstrukturen, um die

notwendige Transparenz herzustellen.

Wenn dies gelingt, werden davon die

meisten der anderen Erfolgsfaktoren

auch positiv betroffen.Besonderheiten der Geno-Governance
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Vertrieb

Schließlich ist noch darauf einzuge-

hen, dass der Vertrieb und die Ver-

triebsmitarbeiter in einer Genossen-

schaft wie der NOWEDA eine beson-

dere Bedeutung haben. Sie tragen

dazu bei, die Erfolgsfaktoren zu ver-

wirklichen. Der Vertrieb stellt die er-

folgsentscheidende Verbindung zwi-

schen den Apothekern und dem apo-

thekereigenen Unternehmen dar. Die

Vertriebsmitarbeiter der NOWEDA

können als Agenten der Apotheker

verstanden werden, die den Auftrag

haben, sie erfolgreich zu machen und

bei ihnen MemberValue zu schaffen.

Sie sind gleichzeitig Produktanbieter

und Kontaktpersonen, die Informatio-

nen in beide Richtungen transportie-

ren, also Informationsdefizite abbau-

en. Sie agieren eben nicht in einem

anderen Unternehmen, sondern sind

ausgelagerter Teil der Apotheke. Sie

sind gleichzeitig Berater, Informa-

tionsgeber und -empfänger. Sie stel-

len u.a. über die Anlieferzeiten auch

einen Teil der Qualität sicher, die für

den Apotheker vor Ort ausschlagge-

bend ist und seine Kunden binden

soll. Der Vertrieb beeinflusst also

auch die Schnittstelle zwischen den

Apothekern und ihren Kunden sehr

stark und ist ausschlaggebend für den

MemberValue, den die NOWEDA

ihren Mitgliedern schafft.

Fazit

Genossenschaften sind auch heute mit

ihren besonderen Governancemerk-

malen wettbewerbsfähig im Vergleich

zu anders organisierten Formen der

Wertschöpfung sowie der Zusammen-

arbeit. Dies ist jedoch Ergebnis einer

Analyse, die von einem abstrakten

Vergleich von Governanceoptionen

ausgeht. Um die komparativen Vortei-

le auch nutzen und in zusätzliche

Werte umsetzen zu können, sind zu-

sätzlich die Erfolgsfaktoren zu be-

rücksichtigen, die die Werte betreffen,

die durch die jeweilige Kooperation

erst geschaffen werden und den Ko-

operationspartnern zugutekommen

sollen. Bei Genossenschaften ist dies

der MemberValue, der durch das ge-

meinsame Unternehmen für die Mit-

glieder geschaffen wird. Die NOWE-

DA zeichnet sich dadurch aus, dass

sie eine ausgezeichnete MemberVa-

lue-Strategie als Grundlage für ihren

wirtschaftlichen Erfolg und den der

selbständigen Apotheker entwickelt

hat. 

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen einer Führungskräfteta-
gung der NOWEDA am 12.09.2014 in
Montabaur.

„Vertrieb“ in Genossenschaften

Geno-Gewinne

Ü Theresia Theurl
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Der Fachkongress des EHI Retail In-

stitute zum Thema „Energiemanage-

ment im Einzelhandel“ fand diesmal

im ehemaligen Bundesgästehaus, dem

heutigen Steigenberger Grandhotel in

Königswinter bei Bonn, statt. Die

siebte Auflage der Veranstaltungsrei-

he wurde von Prof. Becker vom Insti-

tut für Gebäude- und Energiesysteme

der Hochschule Biberach eröffnet.

Eingeteilt in verschiedene Themen-

blöcke, wurde eine breite Palette von

relevanten Aspekten vorgestellt. So

wurden zum Beispiel Forschungser-

gebnisse des EHI präsentiert sowie

auf Methoden und Werkzeuge zur

Steigerung der Energieeffizienz durch

Energie-Controlling eingegangen. Es

wurden ebenfalls spezifische Lö-

sungsmöglichkeiten in verschiedenen

Anwendungsbereichen, wie beispiel-

weise beim Einsatz von Leuchtmitteln

oder Türluftschleiern, aufgezeigt. Im

Themenblock „Energieeffizienz im

Mittelstand“ war auch das IfG mit

einem Vortrag vertreten. Hierbei stell-

te Kai Hohnhold die Ergebnisse sei-

ner Projektbegleitstudie „Energie -

effizienz in gewerblichen Verbund-

gruppen“ vor. Dabei wurden durch die

Auswertung von Beratungsberichten

und Potenzialerhebungen Kennzahlen

für fünf verschiedene Handelsbran-

chen berechnet und Einsparpotenziale

quantifiziert. Zudem wurden Ver-

brauchs- und Einsparschwerpunkte

identifiziert. Der Vortrag ging außer-

dem auf verschiedene Investitions-

hemmnisse und deren Überwindung

durch Netzwerkbildung ein. Die Aus-

führungen und Ergebnisse aus ver-

schiedenen Handelssegmenten wur-

den anschließend durch Praxisvorträ-

ge, von am Projekt teilnehmenden

Händlern, untermauert. Am Abend

des ersten Tages fand zudem die

„EnergyNight“ statt, eine Abendver-

anstaltung in der Rotunde des Veran-

staltungshotels, auf der die besten

praktischen Umsetzungen mit dem

EHI-Energiemanagement Award aus-

gezeichnet wurden. In einem ebenso

historisch beeindruckendem wie fest-

lichem Ambiente, wurde im An-

schluss angeregt über verschiedenste

Aspekte des Energiemanagements

diskutiert.

Der achte Fachkongress wird am 10.

und 11. November 2015 stattfinden.
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Energiemanagement im Einzelhandel

7. Fachkongress des EHI Retail Institute

Am 11. und 12. November 2014 fand auf dem geschichtsträchtigen Petersberg in Königs-
winter zum siebten Mal der Fachkongress zum Thema Energiemanagement im Einzelhan-
del statt. Den vom EHI Retail Institute veranstalteten Kongress nutzten rund 200 Teilneh-
mer, um sich über Best-Practice-Lösungen, vorgestellte Studienergebnisse sowie weitere
Aspekte zum Thema Energieeffizienz zu informieren und diese zu diskutieren.   

Kai Hohnhold während seines Vortrags in Königswinter

Ü Kai Hohnhold

( (0251) 83-2 28 93

* kai.hohnhold@

ifg-muenster.de



T.T.: Nun sind Comprehensive As-
sessment und Stresstest vorbei, ist es
für Sie nun plötzlich ruhig geworden?

A.D.: Um es im Fußballerdeutsch zu

sagen: Nach dem Stresstest ist vor

dem Stresstest! Der Stresstest hat zu

erfreulichen Ergebnissen für die deut-

schen Banken geführt: Die 25 bedeu-

tendsten deutschen Banken, die am

Comprehensive Assessment teilge-

nommen haben, sind ausreichend ka-

pitalisiert, um auch größerem Stress

widerstehen zu können. Aber es gibt

weiterhin Nachholbedarf. Wenn Sie

das erst ab 2019 vollständig geltende

Basel-III-Rahmenwerk heute schon

unterstellen würden, dann wären eini-

ge Banken jetzt durchgefallen. Auch

wenn man sich die Verschuldungsgra-

de anschaut, also die Leverage Ratio,

hätten ebenfalls einige Banken ein

Problem. Im internationalen Vergleich

stehen die großen deutschen Banken

nicht perfekt da, und da durch die Eu-

ropäisierung der Bankenaufsicht mehr

internationaler Wettbewerb entsteht,

müssen sich die Banken darauf vorbe-

reiten. Sich nach dem Stresstest ent-

spannt zurückzulehnen und auf den

Lorbeeren auszuruhen, das ist aus

meiner Sicht nicht ratsam.

T.T.: Sie haben mehrfach betont, dass
die deutschen Banken unter einer Er-
tragsschwäche leiden. Welches sind
Ihre Vorschläge, damit umzugehen
und sie zu korrigieren?

A.D.: Das Wichtigste aus unserer

Sicht ist, dass es keine Tabus geben

darf. Die Bankenaufsicht ist sehr an

auskömmlichen Erträgen der Banken

interessiert. Nur wenn Banken nach-

haltig profitabel sind, können sie auch

Kapital und Rücklagen für schwierige

Situationen aufbauen. Doch wie hoch

eine Kapitalisierung zu sein hat, ist
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Interview

Prof. Dr. Theresia Theurl im Gespräch mit Dr. Andreas Dombret

Anlässlich seines Besuchs an der Wirtschafts wissenschaftlichen Fakultät der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster am 5. November 2014 sprach Prof. Dr. Theresia
Theurl (T.T.) mit Prof. Dr. Andreas Dombret (A.D.), Vorstandsmitglied der Deutschen
Bundesbank.

Dr. Andreas Dombret

Dr. Andreas Dombret studier-

te Betriebswirtschaftslehre an

der Westfälischen Wilhelms-

Universität zu Münster und

promovierte an der Friedrich-

Alexander-Universität zu Er-

langen-Nürnberg. Seine be-

ruflichen Stationen führten ihn

zur Deutschen Bank, JP Mor-

gan, Rothschild sowie zur

Bank of America. Seit 2009 ist

er Honorarprofessor an der

European Business School in

Oestrich-Winkel und seit 2010 Mitglied des Vorstands der Deut-

schen Bundesbank. In dieser Funktion verantwortet er aktuell die

Bereiche Banken- und Finanzaufsicht, Risiko-Controlling sowie

Repräsentanzen und Repräsentanten.



von Institut zu Institut unterschiedlich

und hängt nicht zuletzt vom jeweili-

gen Geschäftsmodell ab. Es gibt eben

relativ riskante und weniger riskante

Geschäftsmodelle, für die man ent-

sprechend mehr oder weniger Kapital

vorhalten muss. Daher fällt es schwer,

einen allgemeinen Hinweis zu geben.

Doch wenn eine Bank ihre Kapital-

kosten nachhaltig nicht verdient, dann

ist das ein Alarmsignal. Dass das Ge-

schäftsmodell der deutschen Banken

sehr zinsabhängig ist und wir in einer

Phase anhaltend niedriger Zinsen

leben, ist natürlich für das Zinsergeb-

nis problematisch. Daher sollte jedes

Institut versuchen, auch andere Er-

tragsquellen zu erschließen. Insbeson-

dere beim Provisionsergebnis besteht

bei dem einen oder anderen noch

Nachholbedarf. Im Moment sind die

Provisionserlöse und die Handelser-

gebnisse häufig zu schwach, um einen

Ausgleich für das nicht so gute Zins-

ergebnis zu bieten. Die Kreditinstitute

können auch über Fusionen nachden-

ken. Mir kommt es nicht darauf an,

Fusionen im Einzelnen als besonderes

Heilmittel darzustellen, aber Fusionen

können im Einzelfall helfen, Profita-

bilität sicherzustellen. Um es einmal

so zu sagen: Das Ziel ist die Profitabi-

lität. Der Weg kann, muss aber nicht

eine Fusion sein.

T.T.: Sie haben die Geschäftsmodelle
der deutschen Banken angesprochen
und es liegt mir natürlich nahe, auch
zu fragen, wie Sie in diesem Kontext
– Profitabilität, Ergebnisse des Stres-

stests, Ertragslage – die Genossen-
schaftsbanken in Deutschland ein-
schätzen?

A.D.: Alle 25 deutschen Banken

haben gezeigt, dass sie ausreichend

kapitalisiert sind. Die Genossen-

schaftsbanken haben ein tradiertes

Geschäftsmodell, und sie sind breit

aufgestellt. Sie haben enge Kunden-

beziehungen und waren eine der we-

sentlichen Säulen der Stabilität in der

Krise in Deutschland. Nichtsdesto-

trotz müssen sich die Genossen-

schaftsbanken, wie alle anderen Ban-

ken auch, jetzt auf neue Wettbewerbs-

bedingungen einstellen. Aber: Die

Genossenschaftsbanken sind stabil

und haben – was die beiden genossen-

schaftlichen Spitzeninstitute betrifft –

in diesem Jahr historische Kapitaler-

höhungen durchgeführt, die natürlich

helfen, die Kapitalstruktur dieser In-

stitute zu stärken. Aber auch bei den

Genossenschaftsbanken gilt: Levera-

ge Ratio und Basel III „fully loaded“

müssen in der Zukunft eingehalten

werden. 

T.T.: Gestern hat die europäische
Bankenaufsicht begonnen. Welche
schätzen Sie als die markanteste Ver-
änderung, gerade auch im Hinblick
auf die Bedeutung für die Banken,
ein?

A.D.: Es gibt mehr als nur eine mar-

kante Veränderung. Zum Beispiel

werden wir jetzt deutlich mehr Dis-

tanz zwischen dem Aufseher und den

beaufsichtigten Instituten haben. Dies

kommt auch daher, dass die Leiter der

Aufsichts-Teams bei der EZB nicht

aus dem Heimatland stammen, in dem

die Institute ansässig sind. Also wird

keine einzige der 21 deutschen Ban-

ken, die in die direkte Aufsicht der

IfG intern | Interview
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EZB übergehen, von einem deutschen

Teamleiter beaufsichtigt. So ein Mehr

an Distanz hat Nach-, aber auch Vor-

teile, wobei ich glaube, dass die Vor-

teile überwiegen. Weiter fällt mir auf,

dass wir in Zukunft bei der Aufsicht

tendenziell quantitativer arbeiten wer-

den als bisher. Es muss jetzt über die

Ländergrenzen hinweg verglichen

werden, und das geht nur mit einem

vernünftigen Zahlenwerk. Das heißt:

die Anforderungen an die Banken in

der Eurozone werden eher zu- als ab-

nehmen, und darauf müssen sich die

Banken einstellen. Des Weiteren än-

dert sich natürlich auch für die deut-

sche Aufsicht Einiges. Wir geben die

direkte Aufsicht für 21 deutsche Ban-

ken an die EZB ab, werden aber an

der Aufsicht von 99 europäischen

Banken beteiligt. Daher müssen nicht

nur die Banken, sondern auch die

Aufsicht in Deutschland flexibler

werden, und sie muss zeigen, dass sie

diese doch deutlich internationalere

Aufgabe dann auch gut bewerkstel-

ligt. Wir müssen dafür mehr ausbil-

den, und wir müssen auch mehr ein-

stellen. Außerdem wollen wir Mitar-

beiter aus dem Bankenbereich einstel-

len. Gerade mir als Ex-Banker gefällt

es, wenn wir jetzt die Durchlässigkeit

zwischen dem Bankenwesen und der

Aufsicht vergrößern. 

T.T.: Verliert die Deutsche Bundes-
bank mit ihrer erfolgreichen Tradition
nun an Bedeutung oder könnte man
nicht sogar die Gegenposition vertre-
ten: Die Bundesbank wird jetzt sehr
viel wichtiger. Wie sehen Sie das?

A.D.: Eines ist ganz klar: Es ist die

EZB, die an Bedeutung gewinnt.

Doch geht der Bedeutungsgewinn für

die EZB automatisch mit einem Ver-

lust an Bedeutung für die Bundesbank

einher? Da gibt es einige, die so argu-

mentieren. Denen würde ich mich nur

bedingt anschließen, weil wir jetzt

Teil eines größeren Projektes sind. Ich

sehe uns nicht als Verlierer. Vielmehr

ist das Eurosystem insgesamt, das ja

aus der EZB und den 18 nationalen

Zentralbanken besteht, der Gewinner. 

T.T.: Diese Einschätzung gefällt mir.
Sie haben in den vergangenen Wo-
chen mehrfach gesagt: Wenn wir eine
Bankenunion haben und eine Wäh-
rungsunion, dann brauchen wir auch
eine Kapitalmarktunion. Was verste-
hen Sie darunter?

A.D.: In Zeiten, in denen es nicht zu-

letzt in der Eurozone Herausforderun-

gen und Schwierigkeiten gibt, ist der

Weg nach vorne nach meiner festen

Überzeugung nicht weniger, sondern

mehr Integration. Ich bin ein über-

zeugter Europäer. In welchen Berei-

chen können wir jetzt mehr Integra-

tion schaffen? Die Ausgangslage un-

serer Währungsunion ist, dass wir

eine zentrale Geldpolitik bei dezentra-

len, nationalen Haushaltspolitiken

haben. Es gibt nun zwei Möglichkei-

ten das zu überwinden. Option eins

ist, dass wir auch die Fiskalpolitiken

harmonisieren und zentralisieren. Das

wäre, was man allgemein unter dem

Stichwort Fiskalunion versteht. Jetzt

muss man aber realistischerweise zu-

gestehen, dass niemand – auch Berlin

nicht – heute wirklich bereit wäre, die
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jeweilige nationale Souveränität über

die nationale Haushaltspolitik aufzu-

geben. Damit steht diese Option kurz-

und mittelfristig nicht zur Verfügung.  

Folglich müssen wir kleinere Schritte

gehen, um mehr Integration zu erzie-

len. Ein solcher Schritt, der in sich

schon relativ groß ist, ist die Ban -

kenunion. Die Kapitalmarktunion

wäre ein weiterer Schritt zu stärker in-

tegrierten Finanzmärkten. Aber dieser

Schritt ist viel komplexer als eine

Bankenunion, weil es so viele unter-

schiedliche Formen von Kapital gibt.

Nehmen Sie allein das Venture Capi-

tal, das Private Equity, das Peer-to-

Peer Lending, den ganz normalen

Kredit. Es gibt so viel, was harmoni-

siert werden müsste. Da müssen Prio-

ritäten und Schwerpunkte gesetzt

werden. Einer meiner Vorschläge

wäre zu überlegen, ob wir nicht euro-

paweit die steuerliche Privilegierung

des Fremdkapitals abschaffen, um so

die Eigenkapitalmärkte zu stärken.

Man kann insbesondere in steuer-

lichen Angelegenheiten große Schritte

machen, um die Entwicklung der Ka-

pitalmärkte weiter zu fördern. Außer-

dem könnte es sich sehr lohnen, über

ein angeglichenes Insolvenzrecht

nachzudenken. Ich bin, wie Sie auch,

für funktionierende Kapitalmärkte,

die zusätzlich zu den Kreditmärkten

treten, diese jedoch nur zum Teil er-

setzen.

T.T.: Meine letzte Frage: Als Dekanin
der Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät bin ich glücklich, dass Sie
sich für unsere Fakultät engagieren.
Weshalb machen Sie das?

A.D: Aus Sympathie als ehemaliger

Student. Münster war lange meine

Heimatstadt, und ich fühle mich der

Stadt auch heute noch verbunden.

Vielleicht ist das aber auch der ameri-

kanische Teil meiner DNA. In den

Vereinigten Staaten ist es üblich, dass,

wenn man im Leben beruflich Erfolg

gehabt hat, das nicht nur für sich be-

hält, sondern etwas davon weitergibt.

Ich unterstütze die Wirtschaftswissen-

schaftliche Fakultät der WWU sehr

gerne und bin besonders empfänglich,

wenn ich aus Münster Anrufe bekom-

me, was schon zu Beschwerden ande-

rer Universitäten geführt hat. Für

mich ist es selbstverständlich, mich

für Münster zu engagieren, und es

wird bei anderen, die an anderen Uni-

versitäten studiert und sich dort wohl-

gefühlt haben, auch so sein.

T.T.: Vielen herzlichen Dank für das
gute Gespräch, Herr Dombret.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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WOGEDO Wohnungsgenossenschaft Düsseldorf-Ost eG

Echt modern für eine alte Idee

Über 9.300 Mitglieder, rund 4.500 Wohnungen in Düsseldorf und Erkrath: Das sind die Eck-
daten der Wohnungsgenossenschaft Düsseldorf-Ost eG. Im Jahr 1919 gegründet, stellt
sich das Unternehmen seit 2010 neu auf. Unter dem strategischen Leitgedanken „WOGE-
DO 2019“ hat die Genossenschaft eine ganzheitliche Service- und Qualitätsoffensive ge-
startet, die den Kunden konsequent in den Mittelpunkt aller Überlegungen stellt und sämt-
liche Unternehmensbereiche einbezieht. Das Ziel: Eine zeitgemäße Interpretation der Ge-
nossenschaftsidee. Und: Bis 2019, zu ihrem 100-jährigen Bestehen, will die WOGEDO der
Wohnungsanbieter in Düsseldorf mit dem besten Preis-Leistungsverhältnis sein.  

152 Arbeiter gründeten am 19. Juli

1919 in Düsseldorf gemeinsam mit

Albert Schöndorff, ihrem Arbeitgeber

und Inhaber der gleichnamigen

Firma, den Arbeiter-Bauverein Frei-

heit. Die einsetzende Industrialisie-

rung und die allgemeine Wohnungs-

not hatten nach dem Ende des Ersten

Weltkrieges in Düsseldorf eine be-

sonders angespannte Wohnungssitua-

tion geschaffen. Der Arbeiter-Bauver-

ein Freiheit wollte Abhilfe schaffen.

Innerhalb kurzer Zeit entstand mit der

„Siedlung Freiheit“ ein eigenes

Wohnviertel. Es folgten bewegte Zei-

ten: 1942 erfolgte der Zusammen-

schluss des Arbeiter-Bauvereins Frei-

heit mit den drei Genossenschaften

„Gemeinnütziger Bauverein für Land-

haussiedlungen Düsseldorf-Wersten“,

„Gemeinnütziger Bauverein Garten-

stadt“ und „Bauhülfe für Kriegsbe-

schädigte und Hinterbliebene“. Mit

der Fusion ging eine Umbenennung

einher. Die Wohnungsgenossenschaft

Düsseldorf-Ost eG entstand, seit 1999

kurz WOGEDO. Die Zerstörungen

eines großen Teils der Düsseldorfer

Wohnungen im Zweiten Weltkrieg

sowie die schlechte Versorgungs- und

Wirtschaftslage ließen die Idee des

genossenschaftlichen Wohnens nach

dem Krieg zu neuer Blüte gelangen.

Vorrangiges Ziel war, möglichst zügig

einer immer größer werdenden Mit-

gliederzahl gesundheitlich einwand-

freien und erschwinglichen Wohn-

raum anzubieten. Nachdem sich die

Lage des Wohnmarkts im Düsseldor-

fer Raum entspannt hatte, entwickelte

die WOGEDO in den siebziger und

achtziger Jahren schwerpunktmäßig

Wohnangebote für spezielle Zielgrup-

pen wie große Familien, Senioren und

Menschen mit Behinderungen. Die

neunziger Jahre standen im Zeichen

der Modernisierung und Anpassung

des Bestands an moderne Wohnbe-

dürfnisse. 

Seit Beginn des neuen Jahrtausends

stehen vor allem Modernisierung und

Bestandsersatz im Fokus. In den Düs-

seldorfer Stadtteilen Bilk, Gerresheim

und Unterrath entstehen mittelfristig

über 200 neue, zukunftsfähige Woh-

nungen und mit einem neuen, moder-

nen Selbstverständnis und verbesser-

tem Service rüstet sich die WOGEDO

für den Wettbewerb auf dem Woh-

nungsmarkt. Um die heute gute

Marktsituation in einem großstädti-

schen Vermietermarkt nachhaltig zu

sichern und gute Kunden langfristig
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zu binden hat sich die WOGEDO zum

Ziel gesetzt, das Potential der genos-

senschaftlichen Idee zeitgemäß und

damit zukunftsfähig zu interpretieren. 

Dazu wird im Jahr 2010 ein auf neun

Jahre angelegte Strategieprozess auf

den Weg gebracht. Eine breit angeleg-

te Mitgliederbefragung dient zur Be-

standsaufnahme und als Grundlage

für die Entwicklung einer klaren

Unternehmensstrategie, „WOGEDO

2019“, mit einem auf das Jahr 2019

hin formulierten Strategieziel. Zu

ihrem 100-jährigen Bestehen will die

WOGEDO der Wohnungsanbieter in

Düsseldorf mit dem besten Preis-

Leistungsverhältnis sein. Da komple-

xe Aufgaben eine klare Struktur brau-

chen, weisen definierte Handlungsfel-

der den Weg, die systematisch bear-

beitet und weiter entwickelt werden: 

Bei vergleichbarem Wohnungsange-

bot sorgen überzeugender Service und

konsequente Orientierung an den Be-

dürfnissen der Kunden für Wettbe-

werbsvorteile. Die Mitarbeitenden

sind dabei der Schlüssel zum Erfolg.

Ihr Einsatz und ihr Können tragen

maßgeblich zur Kundenzufriedenheit

bei. Dieses Potential entwickelt die

WOGEDO im Rahmen eines zeitlich

und inhaltlich gestaffelten Personal-

entwicklungskonzeptes kontinuierlich

weiter.

Das WOGEDO-Führungskonzept

sorgt dafür, dass die Mitarbeitenden

vorhandenes und aufgebautes Leis-

tungsvermögen auch einsetzen kön-

nen. Über ein einheitliches Führungs-

verständnis schaffen die WOGEDO-

Führungskräfte die Rahmenbedingun-

gen für die erfolgreiche Arbeit der

Mitarbeitenden und die Umsetzung

der Unternehmensstrategie.

Strategie und Kundennutzen sind

auch die handlungsleitenden Zielgrö-

ßen bei der Ausgestaltung der WO-

GEDO-internen Strukturen und Ar-

beitsabläufe. Alle Arbeitsabläufe

kommen regelmäßig auf den Prüf-

stand. Nach einem Servicekontakt,

wie z.B. der Beratung in der Ge-

schäftsstelle, einer Reparatur oder

dem Neubezug einer WOGEDO-

Wohnung werden alle bzw. Stichpro-

ben zufällig ausgewählter Kunden

nach ihrer Zufriedenheit mit dem Er-

lebten befragt.

Neue Leistungen und Produkte ergän-

zen das Angebotsprofil der WOGE-

DO. Zur Ermittlung der Mieten gibt

es einen unternehmensinternen Miet-

spiegel, der eine zur Unternehmens-

strategie passende Mietfestsetzung er-

möglicht. Während gängige Mietspie-

gel meist einfach gehalten sind und

eher unkonkrete Mietspannen ange-

ben, berücksichtigt der WOGEDO-

interne Mietspiegel die Konstrukte

„Wohnen“ und „Wohnung“ in ihrer

Komplexität und bezieht auch Aus-

stattungsmerkmale und sonstige Kri-

terien, die die Miete einer Wohnung

beeinflussen, mit ein. So wird das an-

gestrebte beste Verhältnis von Preis

zu Leistung weiter konkretisiert. 

Bei Wohnungsangeboten mit dem Zu-

satz „Ausstattungspaket“ können

WOGEDO-Mitglieder beim Einzug

in ausgewählte Bestandswohnungen

und Neubauten die Ausstattung ihrer

Wohnung mitgestalten und dafür –

ohne Aufpreis – zwischen drei hoch-

wertigen Ausstattungslinien wählen.

Bei Wohnungsangeboten mit dem Zu-

satz „Raumservice“ heißt es: einzie-

hen und wohlfühlen! Hier übernimmt

die WOGEDO auf Wunsch die

Boden- und Wandgestaltung für die

neuen Mieter. Material und Handwer-

kerleistung werden über einen be-

stimmten Zeitraum verteilt an die

WOGEDO zurückgezahlt.

Für die Messung der Strategieumset-

zung wird derzeit an einer sogenann-

ten Balanced Scorecard gearbeitet,

einem betriebswirtschaftlichen Instru-

ment, mit dem der abstrakte Strategie-

prozess des Unternehmens in etwas

Konkretes, wie untereinander ver-

knüpfte Handlungen, Kennzahlen und

Messgrößen, übertragen werden kann

– und somit messbar wird. Der Be-

griff „Balanced Scorecard“ stammt

aus dem englischsprachigen Raum

und beinhaltet den Begriff „Ausgewo-

genheit“. Die BSC betrachtet das

Unternehmen stets im Ganzen und

aus verschiedenen Perspektiven.

„Scorecard“ kann grob mit „Ergebnis-

bogen“ übersetzt werden – eine über-

sichtliche Aufstellung, die die wich-

tigsten Kennzahlen auf einen Blick

verdeutlicht. 

Steigende Mitgliederzahlen zeigen:

Die WOGEDO ist gut gewappnet für

die nächsten 100 Jahre ihrer Ge-

schichte.

Ü Katrin Stamm
Unternehmenskommunikation

( (0211) 22900-15      

stamm@wogedo.de
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Publikationen
Arbeitspapier des IfG
Münster Nr. 143
Eine empirische Analyse
der Einflussfaktoren auf die
LCR von Genossenschafts-
banken

Neben den Anforderungen an das Ei-

genkapital stellt Basel III auch Anfor-

derungen an die vorzuhaltende Liqui-

dität der Banken, zusätzliche Kenn-

ziffern wurden definiert, deren Ein-

haltung sicherzustellen ist. Neben

einer strukturellen Liquiditätsquote

(NSFR) ist eine kurzfristige Liquidi-

tätskennziffer (LCR) einzuhalten.

Noch nicht alle Details der Operatio-

nalisierung und der nationalen Maß-

nahmen ihrer Umsetzung sind heute

bekannt. Zu befürchten ist, dass die li-

quiditätsspezifischen Besonderheiten

der Genossenschaftsbanken nicht

bzw. nicht adäquat berücksichtigt

werden. Dies ist der Hintergrund die-

ses IfG-Arbeitspapieres. Es unter-

sucht die Bestandteile der LCR unter

Berücksichtigung der Besonderheiten

der Genossenschaftsbanken und wer-

tet inzwischen verfügbare Studien

aus, um die maßgeblichen Einfluss-

faktoren der kurzfristigen Liquiditäts-

quote zu identifizieren. Genossen-

schaftsbanken finden in diesen Stu-

dien nicht die ihnen zustehende Be-

rücksichtigung. Daher wird deren Be-

troffenheit explizit und direkt in einer

empirischen Analyse der Einflussfak-

toren der LCR von Genossenschafts-

banken thematisiert. Wegen des

hohen Detailgrads der relevanten Vor-

schriften ist jedoch eine präzise Quan-

tifizierung der LCR bislang nicht

möglich. Dennoch kann dieses IfG-

Arbeitspapier erste Wirkungsabschät-

zungen bieten.

Arbeitspapier des IfG
Münster Nr. 144
Verbundgruppen – Ihre his-
torische Entwicklung und
aktuelle Kategorisierung
Verbundgruppen sind eine Form der

unternehmerischen Zusammenarbeit,

die sich durch eine lange Tradition

und eine spezielle Institutionalisie-

rung auszeichnen. Ihre heute prakti-

zierten Varianten sind sehr vielfältig.

Sie unterscheiden sich durch ihre kon-

krete Arbeitsteilung zwischen dem

gemeinsamen Kooperationsunterneh-

men, der sogenannten Zentrale, und

den selbständig bleibenden Mitglie-

derunternehmen. Dieses Zusammen-

wirken prägt die Governance der Ko-

operation und damit die Ausgestal-

tung der Verfügungs- und Kontroll-

rechte. Dieses IfG-Arbeitspapier

zeichnet zuerst die historische Ent-

wicklung der Verbundgruppen nach,

um dann aufzuzeigen, dass sich die

aktuellen Herausforderungen für sie

deutlich verändert haben. Das geän-

derte Umfeld und die Einflüsse auf

die Aktivitätsbedingungen der Ver-

bundgruppen bringen es nicht nur mit

sich, dass die Gruppen auf die Her-

ausforderungen offensiv reagieren

müssen, was die Optimierung der Ar-

beitsteilung in den Kooperationen

einbezieht sowie die Prüfung des

Dienstleistungsangebots. Zusätzlich

wird eine Aktualisierung der Katego-

risierung von Verbundgruppen not- 

& Dominik Schätzle

Eine empirische Analyse der Ein-

flussfaktoren auf die LCR von Ge-

nossenschaftsbanken, Arbeitspa-

piere des Instituts für Genossen-

schaftswesen der Westfälischen Wil-

helms-Universität Münster Nr. 143,

August 2014, kostenlos erhältlich.
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wendig. Als Strukturierungskriterien

wird das Leistungsangebot sowie der

Wettbewerbsvorteil gewählt.

Arbeitspapier des IfG
Münster Nr. 145
Nachhaltigkeit als Bestand-
teil der Unternehmensstra-
tegie von Genossenschafts-
banken – Eine Verknüpfung
mit dem Konzept des Mem-
berValues

Nachhaltigkeit ist trotz ihrer Komple-

xität, inhaltlichen Vielfalt und begriff-

lichen Unschärfe zu einem wichtigen

und zunehmend eingeforderten Merk-

mal einzelwirtschaftlicher, vor allem

unternehmerischer, Aktivitäten ge-

worden. Unternehmerische Nachhal-

tigkeitsstrategien und deren Kommu-

nikation an die relevanten Stakehol-

der haben auch gesellschafts- und

wirtschaftspolitische Bedeutung er-

langt. Die Forderungen nach nachhal-

tigen Bankenstrategien sind im Zu-

sammenhang mit der globalen Fi-

nanzmarktkrise 2007 ff noch ver-

nehmbarer geworden. Nicht überra-

schend hat dies auch dazu geführt,

dass Genossenschaftsbanken stärker

in das Blickfeld gerückt sind. Ihre Go-

vernance enthält starke Anreize für

eine konsequente Nachhaltigkeits-

orientierung und Befragungen zeigen,

dass Genossenschaften eine solche

auch zugeschrieben wird. Doch wie

fließt die Orientierung an der Nach-

haltigkeit konkret in die genossen-

schaftliche Bankenstrategie ein?  Dies

ist der Hintergrund für dieses Arbeits-

papier. Es operationalisiert Nachhal-

tigkeit für den bankspezifischen Kon-

text und analysiert eine adäquate Ein-

bindung in die Unternehmensstrate-

gien von Banken. Dabei besteht ein

wesentliches Ergebnis in der Integra-

tion der Nachhaltigkeitsorientierung

in die genossenschaftliche Member-

Value-Strategie: eine innovative Her-

angehensweise.

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 111:
Cooperative Due Diligen-
ce – Konzeption und Ge-
staltung einer Due Diligence
fürUnternehmenskoopera-
tionen

Die Due Diligence in ihren zahlrei-

chen Ausprägungen zählt nicht nur zu

den Instrumenten des Managements

von Unternehmenskäufen, Übernah-

men und Fusionen, sondern sie ist

auch einer der Erfolgsfaktoren für sol-

che Transaktionen. Dementsprechend

existiert ein umfangreiches Schrift-

tum über ihre Bedeutung, die konkre-

te Vorgangsweise, die einzelnen An-

satzpunkte sowie die typischen Feh-

lerquellen. Vor diesem Hintergrund ist

es überraschend, dass die Due Dili-

gence im Zuge der Vorbereitung und

Durchführung eines Kooperations-

projektes erstens vergleichsweise

wenig Bedeutung besitzt und zwei-

tens selbst dann, wenn entsprechende

Prüfungen durchgeführt werden, die

originäre Begrifflichkeit und ihre

Konzepte und Ansätze nicht verwen-

det werden. Die steigende strategi-

& Florian Klein

Nachhaltigkeit als Bestandteil der

Unternehmensstrategie von Genos-

senschaftsbanken – Eine Verknüp-

fung mit dem Konzept des Member-

Values, Arbeitspapiere des Instituts

für Genossenschaftswesen der

West fälischen Wilhelms-Universität

Münster Nr. 145, September 2014,

kostenlos erhältlich.

& Katrin Schlesiger

Verbundgruppen – Ihre historische

Entwicklung und aktuelle Kategori-

sierung, Arbeitspapiere des Instituts

für Genossenschaftswesen der

Westfälischen Wilhelms-Universität

Münster Nr. 144, August 2014, kos-

tenlos erhältlich.



sche Bedeutung der Kooperation von

Unternehmen geht einher mit einer

veritablen Misserfolgsrate, deren Ur-

sachen heute hinlänglich bekannt

sind. Zu den typischen Kooperations-

fehlern zählt die Auswahl des/der fal-

schen Kooperationspartner(s) sowie

eine unzureichende Vorbereitung von

Kooperationsprojekten. Es liegt daher

die Frage daher nahe, ob das verfüg-

bare Due-Diligence-Know-how des

M&A- Managementprozesses für das

Management von Kooperationspro -

zessen genutzt werden oder ob es ent-

sprechend angepasst werden kann.

Dies ist der Hintergrund für den vor-

liegenden Band, dem es nicht nur aus-

gezeichnet gelingt, ein analytisches

Rahmenkonzept für eine Cooperative

Due Diligence zu erarbeiten, sondern

auch konkrete Instrumente ebenso

wie Standards für ihre Integration in

den Entscheidungs- und Bewertungs-

prozess von Kooperationen zu entwi-

ckeln. Mit dieser Arbeit kann erfolg-

reich sowohl eine Lücke der Koopera-

tionsforschung geschlossen als auch

der unternehmerischen Kooperations-

praxis konkrete Instrumente für die

Due Diligence ihrer Kooperationspro-

jekte angeboten werden.

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 112:
Die Bedeutung der Interak-
tion formeller und informel-
ler Institutionen für die öko-
nomische und nachhaltige
Entwicklung eines Landes –
Empirische Evidenz auf der
Basis eines Paneldatensat-
zes

Es steht außer Zweifel, dass Institu-

tionen starke Wirkung auf Wirtschaft

und Gesellschaft ausüben. Im Mittel-

punkt der zahlreichen einschlägigen

Forschungsprojekte stehen meist die

formellen Institutionen, vor allem

dann wenn theoretisch fundierte em-

pirische Erkenntnisse über Kanäle

und Ausmaß der Wirkungen auf die

wirtschaftliche Entwicklung gewon-

nen werden sollen. Unbestritten ist

zusätzlich, dass die Qualität der insti-

tutionellen Rahmenbedingungen mit

der Konsistenz formeller und infor-

meller Institutionen zunimmt. Plausi-

bel und auf der theoretischen Ebene

oftmals bestätigt, sind empirische Er-

kenntnisse über die Wirkkraft infor-

meller Institutionen hingegen spärlich

verfügbar. Nur wenige Untersuchun-

gen über den Einfluss der konkreten

Ausprägung informeller Institutionen

auf die Entwicklung von Ökonomien

sind bisher verfügbar, obwohl die an-

ekdotische Evidenz in Transforma-

tionsökonomien und in emerging

markets vermuten lässt, dass gerade

die informellen Institutionen sehr ein-

flussreich sind.  Grundlage für die

Untersuchungen in diesem Band ist

ein umfangreicher Paneldatensatz

über formelle und informelle Institu-

tionen, der zahlreiche Volkswirtschaf-

ten und einen fast zwanzigjährigen

Zeitraum einbezieht. Diese Daten bil-

deten die Basis für die Untersuchung

des Zusammenhangs zwischen der

Interaktion formeller und informeller

Institutionen, dem institutionellen

Qualitätsmerkmal, und der wirtschaft-

lichen Entwicklung der einbezogenen

Ökonomien. Darüber hinaus wird die

Bedeutung des Zusammenspiels for-

meller und informeller Institutionen

für die nachhaltige Entwicklung von

Volkswirtschaften geprüft. Die Vor-

gangsweise ist innovativ und entspre-

chende Ergebnisse waren bisher nicht

verfügbar. Damit schließt die Arbeit

einige der größeren Lücken unseres

empirischen Institutionenwissens.
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& Jochen Wicher

Die Bedeutung der Interaktion for-

meller und informeller Institutionen

für die ökonomische und nachhaltige

Entwicklung eines Landes – Empiri-

sche Evidenz auf der Basis eines

Paneldatensatzes, Müns tersche

Schrif ten zur Kooperation; Bd. 112,

Aachen: Shaker Verlag, 2014, 294

S., 29,80 €.

& Marc Barrantes

Cooperative Due Diligence – Kon-

zeption und Gestaltung einer Due

Diligence für Unternehmenskoope-

rationen, Müns    tersche Schrif ten zur

Kooperation; Bd. 111, Aachen: 

Shaker Verlag, 2014, 290 S., 

29,80 €.



Mit Beginn des November 2014 ist

Frau Prof. Theurl zum zweiten Mal

zur Dekanin des Fachbereich Wirt-

schaftswissenschaften der Univer-

sität Münster gewählt worden und

wird diese Amt in den nächsten zwei

Jahren ausüben.

Seit Oktober 2014 ist

Claudius Rauhut Wissen-

schaftlicher Mitarbeiter

am IfG. Claudius Rauhut

hat zunächst VWL im Ba-

chelor an der Universität

Bonn studiert und dann

seinen VWL-Master an

der Universität Münster gemacht. In dieser Zeit

war er auch Studentischer Mitarbeiter am IfG.

Praktika absolvierte er u.a. bei RWE und dem

Institut für Mittelstandsforschung. In seiner

Dissertation setzt er sich mit M&A-Phänome-

nen auseinander.Im Januar 2015 verlässt Jo-

chen Wicher das IfG, nach-

dem er im Jahr 2014 seine

Promotion abgeschlossen

hat. Jochen Wicher war von

Mai 2009 bis August 2010

zunächst Studentischer und danach

Wissenschaftlicher Mitarbeiter am IfG.

In seiner Dissertation beschäftigte er

sich mit der Wirkung informeller Insti-

tutionen auf die wirtschaftliche Ent-

wicklung.

Dominik Schätzle hat sein Promo-

tion erfolgreich abgeschlossen und

Ende Juli 2014 das IfG verlassen.

Nach einer Dualen Ausbildung an

der BA Villingen-Schwenningen

und der Volksbank Triberg eG stu-

dierte er Volkswirtschaftslehre im

Master in Münster. Dabei war er

von Januar 2009 bis März 2011 Stu-

dentischer Mitarbeiter am IfG. Im

Juli 2011 begann er hier seine Arbeit als Mitar-

beiter. In seiner Dissertation beschäftigte er

sich mit den Regulierungswirkungen auf Ge-

nossenschaftsbanken. Sein umfassendes Regu-

lierungswissen wird er künftig in einer großen

deutschen Bank weiter anwenden.
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Jan-Hendrik Schröder ist seit Oktober 2014 Wis-

senschaftlicher Mitarbeiter am IfG. Er studierte

Wirtschaftswissenschaften mit den Schwerpunk-

ten VWL und Finanzwirtschaft an der Univer-

sität Bielefeld. Anschließend wechselte er als

Trainee zur Volksbank Paderborn-Detmold-Höx-

ter eG, bevor er nun zum IfG kam. In seiner Dis-

sertation setzt er sich mit Genossenschaftsban-

ken auseinander.
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Ende Juni haben die Studentischen Mitarbeiter

Frank Schlütter (Studienende) und Katja Tim-

mermann (Praktikum) das IfG verlassen. Ende

September verließen Youssef Sanati (Studienen-

de) und Tilmann Feldmeier (Praktikum) das IfG.

Neu zum Team der Studentischen Mitarbeiter hinzugestoßen sind zum Wintersemester Stefan

Schöncke (VWL Master), Benedikt Tostmann (BWL Bachelor), Ann-Kathrin Hörster (VWL Mas-

ter), Jonas Maeser (VWL Bachelor) und Andre Piepenburg (VWL Master).

Seit Juli 2014 ist Christian

Golnik Wissenschaftlicher

Mitarbeiter am IfG. Christian

Golnik hat eine Lehre bei der

Kölner Bank eG absolviert

und einen BWL-Master an der

Universität Oldenburg erworben. Am IfG beschäf-

tigt er sich in seiner Dissertation mit strategischen

Herausforderungen für Genossenschaftsbanken.

Im August 2014 ist Sandra Swoboda zum

IfG-Team gestoßen. San-

dra Swoboda studierte

VWL im Bachelor und

Master in Münster und

Lille. Ein Praktikum führ-

te sie u.a. zum Rheinisch-

Westfälischen Genossen-

schaftsverband in Mün-

ster. In ihrer Dissertation

beschäftigt sie sich mit

Informationsproblemen in der Wettbe-

werbspolitik.
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Volkswirtschaftliche Aspekte

Zwar kann noch nicht mit Sicherheit davon ausgegangen werden, dass auf dem Markt für
Unternehmen und Unternehmensteilen, dem Markt für M&A, bereits wieder ein selbsttra-
gender Aufschwung entstanden ist, nachdem ein solcher durch die globale Finanzmarktkri-
se 2007 ff abrupt zu einem Ende gekommen war. Dennoch kann konstatiert werden, dass
sowohl global als auch in Deutschland eine Belebung spürbar geworden ist. Die Anzahl der
angekündigten und der durchgeführten Transaktionen hat zugenommen, ebenso deren
Größe und Volumina. Eine intensive Diskussion hat bereits begonnen, welche Auslöser
und Treiber die „siebte Welle“ des M&A-Marktes prägen werden. Es ist also genau der rich-
tige Zeitpunkt, um die volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aspekte dieser Unter-
nehmenstransaktionen in den Fokus zu nehmen.

Dies ist deswegen wichtig, weil in der

unternehmerischen Praxis naturge-

mäß die einzelwirtschaftlichen As-

pekte, also Motive und Ziele, im

Vordergrund stehen. Doch es lohnt

sich zu beachten, dass volkswirt-

schaftliche und gesellschaftliche Ent-

wicklungen sowohl Einflussfaktoren

für als auch Konsequenzen von Trans-

aktionen darstellen. Hier sollen acht

solcher Aspekte aufgezeigt und zur

Diskussion gestellt werden. Sie müs-

sen noch weiter vertieft und analysiert

werden. 

Konjunkturelle und 
strukturelle Entwicklung

Das M&A-Geschehen ist ein Spiegel-

bild der realwirtschaftlichen Entwick-

lung und zwar in konjunktureller und

in struktureller Hinsicht. Konjunktu-

relle Aufschwungphasen sind mit

unternehmerischen Expansionsstrate-

gien verbunden, während sich real-

wirtschaftliche Abschwünge meist

auch in einer Abschwächung der Dy-

namik auf dem Markt für Unterneh-

men zeigen. Die deutlich geringere

Anzahl von Transaktionen ist dann

meist mit Konsolidierungsprozessen

verbunden. Zusätzlich zeigt die Empi-

rie eine Korrespondenz zwischen re-

alwirtschaftlicher Entwicklung und

der Investitions- und Risikobereit-

schaft der Akteure, die sich ebenfalls

in den Unternehmensentwicklungs-

strategien zeigt, die ihrerseits ihren

Niederschlag auf dem M&A-Markt

finden. Der technologische Fortschritt

ist ein weiterer Katalysator, der so-

wohl realwirtschaftiche Entwicklung

als auch Unternehmenstransaktionen

beeinflusst. Nicht nur Investitionen in

den Unternehmen werden durch ihn

ausgelöst, sondern auch Entscheidun-

gen, die zu einer Veränderung von

Unternehmensgrenzen führen, dies

sowohl in der horizontalen als auch in

der vertikalen Dimension.

Internationalisierung,
Branchenkonsolidierung

Die Internationalisierung der Ökono-

mie erfolgt nicht nur über integra-

tionspolitische Vereinbarungen, son-

dern konkret umgesetzt wird die In-

tensivierung der internationalen Ar-

beitsteilung über einzelwirtschaftli-

che Entscheidungen, so z.B. über

grenzüberschreitende Unternehmens-

käufe und Fusionen sowie über eine

globale Organisation der Wertschöp-

fungsketten. Es ist dieses neue Wert-

schöpfungsmanagement, das zu vie-

len Transaktionen führt. Manchmal

sind damit Direktinvestitionen im

Ausland, manchmal die Gründung

von Joint Ventures, manchmal der

Kauf von Unternehmen und Unter-

nehmensteilen verbunden. Jedenfalls

befeuert die Internationalisierung den

M&A-Markt. Ebenso geschieht dies

im Zuge von Branchenkonsolidierun-

gen. Unternehmenstransaktionen sind
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das Vehikel, solche zu bewerkstelli-

gen. Dies zeigt sich etwa im Zuge der

Privatisierung, der Liberalisierung

sowie der Reregulierung von Bran-

chen, wie der Telekommunikation,

der Energie oder der Automobilindus-

trie. Zusammenfassend ist festzuhal-

ten, dass sich die Vorgänge in der Re-

alwirtschaft als auch auf dem M&A-

Markt spiegeln, sowohl in gesamt-

wirtschaftlicher als auch in strukturel-

ler Hinsicht. Die angesprochenen Ent-

wicklungen fördern einerseits Trans-

aktionen. Andererseits bewirken

Transaktionen auch Veränderungen in

der Struktur und Konzentration der

einzelnen Industrien, in der Gesamt-

wirtschaft sowie in der Stimmungsla-

ge der Wirtschaftssubjekte.

Staatliche Regulierungen

Eine zweite relevante Facette besteht

unter dem hier gewählten Fokus in

der staatlichen Regulierung. Sie be-

einflussen M&A-Transaktionen so-

wohl direkt als auch indirekt. Staatli-

che Regulierungen haben die Aufga-

ben, Bevölkerungsgruppen vor der

Ausbeutung durch wirtschaftliche

Macht zu schützen. Eine direkte Be-

einflussung von Transaktionen ge-

schieht etwa durch die Gestaltung von

Übernahmerichtlinien oder durch die

Fusionskontrolle, auf die noch einzu-

gehen ist. Indirekte Wirkungen erfol-

gen durch eine Veränderung von Re-

gulierungselementen, so z.B. im Rah-

men der Finanzmarktregulierung,

aber auch im Zuge von realwirtschaft-

lichen Unbundling-Vorgaben oder mit

der Entlassung von wirtschaftlichen

Aktivitäten aus der staatlichen Regu-

lierung. Die Transmission regulativer

Maßnahmen auf die Aktivitäten auf

dem M&A-Markt erfolgt über die ge-

änderte Organisation von Wertschöp-

fungsketten sowie über die Anpas-

sung der Unternehmensgrenzen. Re-

gulative Maßnahmen aller Art sind

ein Anlass für die Prüfung der Unter-

nehmensgrenzen und der Notwendig-

keit für entsprechende Transaktionen.

Umgekehrt sind Entwicklungen auf

dem Markt für Unternehmenskäufe

auch Auslöser für Regulierungsmaß-

nahmen, z. B. Regeln für die Fremdfi-

nanzierung von Unternehmenskäufen

oder solche wettbewerbsrechtlicher

Natur.

Externes Wachstum

M&A-Transaktionen als einzelwirt-

schaftliche Entscheidungen folgen

idealerweise einer Strategie der

Unternehmensentwicklung. Sie stel-

len Alternativen zu internem Wachs-

tum durch Investitionen oder organi-

satorische Veränderungen sowie zu

Partnerschaftsprojekten dar. Externes

Unternehmenswachstum verändert

die Struktur einer Industrie ebenso

wie jene der Volkswirtschaft. Hier

steht im Fokus, dass die Konzentra-

tion eines Wirtschaftsbereiches zu-

nehmen und wirtschaftliche Macht

mit Ausbeutungspotenzialen von

Kunden, Lieferanten, Konkurrenten

und Newcomern entstehen können.

Dies ist der dritte gesamtwirtschaftli-

che Aspekt, den es zu thematisieren

gilt. Die gesamtwirtschaftlichen Wir-

kungen sind also durch Agenten der

Gesellschaft – den Wettbewerbsbe-

hörden – auf der Grundlage der Fu-

sionskontrolle zu prüfen und die zu-

grundeliegende Transaktion mit oder

ohne Auflagen zu genehmigen oder

zu untersagen, um Machtmissbrauch

zu verhindern. Die Prinzipien der

Wettbewerbspolitik haben sich in den

vergangenen Jahrzehnten sukzessive

verändert, da mehr als in der Vergan-

genheit auch gesamtwirtschaftliche

Effizienzaspekte neben der Markt-

macht bei der wettbewerbsrechtlichen

Entscheidung zu berücksichtigen

sind. Umgesetzt wird dies im Rahmen

der Effizienzeinrede der Fusionskon-

trolle, die aus dem More Economic

Approach der Wettbewerbspolitik ab-

zuleiten ist (Williamson-Trade off).

Hier sind die gesamtwirtschaftlichen

Effekte einzelwirtschaftlicher Ent-

scheidungen der Unternehmen und

deren regulatorische Konsequenzen

sehr unmittelbar wirksam. Aus der an-

deren Richtung betrachtet, beeinflus-

sen die wettbewerbsrechtlichen Vor-

gaben das M&A-Geschehen, indem

sie Transaktionen verhindern oder

deren konkrete Ausgestaltung prägen.

Politische Dimensionen

Volkswirtschaftliche Auswirkungen

von Unternehmenstransaktionen ha -

ben sehr direkte Verbindungslinien

mit politischen und gesellschaftlichen

Entwicklungen, was den vierten As-

pekt darstellt, der neben den einzel-

wirtschaftlichen Wirkungen von Be-

deutung ist. Dies zeigt die Diskussion

von größeren Deals in der Öffentlich-

keit, der Politik und den Medien sehr

deutlich. Im Vordergrund solcher Dis-

kussionen stehen die Auswirkungen

auf Arbeitsplätze, die Veränderung

der Eigentumsverhältnisse bei als

strategisch bedeutsam eingeschätzten

Unternehmen, bei Unternehmen mit



Neues aus der Wissenschaft | Im Fokus

www.ifg-muenster.de 2-201466

einer langen Tradition sowie bei gro-

ßen und bekannten Konzernen, eben-

so bei Unternehmen mit staatlicher

Beteiligung und bei umfassenden

Sektorproblemen, z.B. im Bankwesen.

Besonders große Aufmerksamkeit er-

langen Transaktionen immer dann,

wenn Finanzinvestoren oder Pri vate

Equity-Gesellschaften als Käu fer auf-

treten. „Kasinokapitalis mus“, „Domi-

nanz der Heuschrecken“, „Ausver-

kauf von Unternehmenswerten“ prä-

gen dann die Diskussionen. Zahlrei-

che Beispiele können jedoch als

Beleg dafür angeführt werden, dass in

solchen Situationen nicht nur emotio-

nale Diskussionen geführt werden,

sondern auch politische Eingriffe und

der Versuch von Interventionen statt-

finden. Dies geschieht als Verzöge-

rung oder Behinderung internationa-

ler Transaktionen, durch die staatliche

Unterstützung oder Verhinderung von

Deals, aber auch als Organisation von

„Zwangsfusionen“ oder die politische

Suche geeigneter Partner. Diese Vor-

gangsweise wurde zuletzt im Zuge

der globalen Finanzmarktkrise 2007

ff im Bankensektor praktiziert, wobei

auch staatliche Beteiligungen einge-

gangen wurden. Bekannt sind in man-

chen Staaten poli tische Einflussnah-

men auf M&A-Trans aktionen aus in-

dustriepolitischen Motiven. Konkrete

Beispiele für die Bedeutung der poli-

tischen Dimension von M&A-Trans-

aktionen sind die intensiven Diskus-

sionen im Vorfeld der Übernahmen

von Hochtief durch ACS sowie die

gescheiterte Fusion zwischen EADS

und BAE Systems.

Finanzmärkte

Nicht nur die realwirtschaftlichen

Entwicklungen spiegeln sich auf dem

Markt für Unternehmenstransaktio-

nen, sondern auch die Entwicklungen

auf den Finanzmärkten und ihren De-

terminanten. Wiederum verlaufen die

Einflüsse in beide Richtungen. Fi-

nanzmarktentwicklungen sind nicht

selten Impulse für Unternehmenskäu-

fe, sie sind es aber auch, die häufig

Aufschwünge zu einem Ende ge-

bracht haben. Sie sind in der Lage,

Transaktionen in beide Richtungen zu

treiben. Zwei Beispiele dafür sind die

fünfte und die sechste Welle des

M&A-Geschehens. Die fünfte Welle

wurde durch die New Economy ge-

trieben und 2000 abrupt beendet,

während die sechste Welle die hohe

Risikobereitschaft auf den Finanz-

märkten als auch auf dem Markt für

Unternehmenstransaktionen zeigte

und ebenso das Ende 2007.

Verbindungslinien

Zahlreiche Verbindungslinien zwi-

schen Finanzmarkt und Unterneh-

mensmarkt können offen gelegt wer-

den. Im Vordergrund stehen die Fi-

nanzierungsmöglichkeiten für den

Unternehmenskauf, die durch die Li-

quidität auf den Finanzmärkten eben-

so beeinflusst werden wie die Ent-

wicklung von Instrumenten, die teils

gezielt zum Einsatz für den fremdka-

pitalfinanzierten Kauf von Unterneh-

men und Unternehmensteilen kon-

struiert wurden. Werden Kauf von

und Beteiligung an Unternehmen als

Vermögensanlage gehandhabt, so sind

die Anlageinstrumente des Finanz-

marktes als Alternativen in die Abwä-

gung einzubeziehen. Die Ausprägung

von Unsicherheit und der Risikoprä-

ferenz der Akteure auf dem Finanz-

markt überträgt sich ebenso auf den

M&A-Markt und die bereits ange-

sprochenen Verbindungen schlagen

sich auch in den Preisen nieder, die

für unternehmerische Zielobjekte be-

zahlt werden. Sie werden beeinflusst

von der Liquidität auf dem Finanz-

markt, den Möglichkeiten der Fremd-

kapitalfinanzierung, den Anlagealter-

nativen und der generellen Risiko-

wahrnehmung. Wird noch etwas tiefer

gegraben stellen sich als gemeinsame

Einflussfaktoren der beiden eng ver-

wandten Märkte die monetäre Politik

der Zentralbanken sowie die Inhalte

der Banken- und Finanzmarktaufsicht

und -regulierung heraus. Die aktuelle

Niedrigzinspolitik ist ebenso eine ein-

drucksvolle Demonstration dieser Zu-

sammenhänge wie die Unsicherheit,

die aktuell über die Perspektiven der

Europäischen Bankenunion und der

zukünftigen europäischen Bankenauf-

sicht herrschen.

Eigentumsrechte

M&A-Transaktionen sind mit einem

Eigentümerwechsel verbunden, im

Zuge der Transaktionen verändert

sich daher die Struktur der Verfü-

gungsrechte. Zwar wird dies, zumin-

dest implizit, ein Element des einzel-

wirtschaftlichen Motivportfolios sein,

doch im Vordergrund der Aufmerk-

samkeit stehen die verteilungspoliti-

schen Effekte von Transaktionen

nicht. Doch es sollte nicht vernachläs-

sigt werden, dass sie einen rechtlich
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zulässigen Anlass zur Veränderung

von expliziten oder impliziten Verträ-

gen darstellen. So können Arbeitneh-

mer, Lieferanten, Kunden oder Wett-

bewerber davon betroffen sein, über

die steuerlichen Konsequenzen eben-

so die Gesellschaft als Ganzes. Vertei-

lungspolitische Wirkungen entstehen

auch durch die Zunahme der Aktivitä-

ten von Finanzinvestoren sowie von

ausländischen Staatsfonds. Daraus

folgen nicht nur internationale Vertei-

lungswirkungen, sondern auch solche

zwischen unterschiedlichen Wirt-

schaftsbereichen und zwischen strate-

gisch und spekulativ interessierten

Akteursgruppen, auch zwischen Ei-

gentümern und Management. Treten

solche Verteilungswirkungen stärker

in den Fokus der politischen Diskus-

sion, bildet sich auch die Diskussion

über schutzwürdige Interessen und

die Forderung nach staatlichen Ein-

griffen heraus und es ergibt sich eine

Verbindungslinie zu den bereits auf-

gezeigten politischen Dimensionen

von M&A-Transaktionen.

Volkswirtschaftliche 
Arbeitsteilung

Der Kauf und Verkauf von Unterneh-

men, die Fusionen von Unternehmen

sowie die Beteiligung an Unterneh-

men ist jedoch nicht nur mit einer Ver-

änderung von Verfügungsrechten ver-

bunden, sondern ihnen liegen – zu-

mindest sollte es so sein – Unterneh-

mensentwicklungsstrategien zugrun-

de. Dies bedeutet, dass sich Unterneh-

mensgrenzen verschieben und im Er-

gebnis weniger oder mehr Unterneh-

men entstehen, dass also der Konzen-

trationsgrad einer Industrie sich än-

dert. Von zusätzlicher und herausra-

gender Bedeutung ist, dass sich die

Wertschöpfungsketten der Unterneh-

men und in Konsequenz die Organisa-

tion ihrer Transaktionen verändern.

Was eventuell vormals im Unterneh-

men organisiert und produziert wurde,

wird nun vom Markt beschafft; was

von externen Marktpartnern bezogen

wurde, wird nun im Unternehmen

oder im Konzern intern hergestellt.

Unternehmenstransaktionen sollen

also zu einer Optimierung von Wert-

schöpfungsketten führen, verändern

in diesem Prozess die Arbeitsteilung

in den Unternehmen, aber auch die

volkswirtschaftliche und die interna-

tionale Arbeitsteilung. In diesem an-

haltenden Prozess verändern sich die

Struktur von Unternehmen und die

Struktur von Ökonomien, ebenso die

Einschätzung von optimalen Größen

und Grenzen von Unternehmen. Es ist

naheliegend, dass mit dieser Verände-

rung des Wertschöpfungsmanage-

ments von Unternehmen, das längst

vor politischen Grenzen nicht Halt

macht, auch ein Druck auf Regulie-

rung und Politik entsteht, Hemmnisse,

die dem entgegenstehen, abzubauen.

Zusätzlich ist ein Fortschreiten der

Transformation der volkswirtschaft-

lichen Arbeitsteilung auch damit ver-

bunden, dass die Aussagen der mikro-

ökonomischen Theorie mit ihrer klar

konturierten Arbeitsteilung zu prüfen

sind.

Unternehmerische 
Anpassungsfähigkeit    

Unternehmen entscheiden sich für

Transaktionen, um schneller und bes-

ser auf neue Anforderungen reagieren

zu können. Sie optimieren ihre Unter-

nehmensgrenzen also, um ihre Flexi-

bilität und damit ihre dynamische Ef-

fizienz zu erhöhen. Sie hoffen, auf

diese Weise anpassungsfähiger zu

werden und ihre Wettbewerbsfähig-

keit zu erhalten oder zu erhöhen. Er-

greifen solche Entscheidungen eine

ganze Branche, so werden Branchen-

konsolidierungen und im Ergebnis der

volkswirtschaftliche Strukturwandel

erleichtert und beschleunigt. Anpas-

sungsfähige Unternehmen können auf

diese Weise zu einem Standortvorteil

im internationalen Wettbewerb wer-

den, der nicht nur den Unternehmen

Vorteile verschafft. Neuerlich können

daraus wirtschaftspolitische Konse-

quenzen abgeleitet werden, die eine

stärkere Berücksichtigung gesamt-

wirtschaftlicher Wirkungen einzel-

wirtschaftlicher Entscheidungen bein-

halten. Insgesamt ist der Zusammen-

hang der Wettbewerbsfähigkeit von

Unternehmen und der Wettbewerbsfä-

higkeit von Standorten sowie die

Rolle, die M&A-Transaktionen dabei

spielen können, bislang zu wenig aus-

gelotet. Dies könnte ein ertragreiches

Forschungsprojekt sein.

Fazit

Die Fusion von Unternehmen, ihre

Übernahme, der Kauf von Unterneh-

men und Unternehmensteilen sowie

Beteiligungen gewinnen zunehmend

wieder Aufmerksamkeit. Dabei ist es

so, dass im Vordergrund die Motive

und die einzelwirtschaftlichen Wir-

kungen stehen. Meist wird vernach-

lässigt, dass solche Transaktionen

auch eine Reaktion auf gesamtwirt-

schaftliche und gesellschaftliche Rah-



menbedingungen sind und dass sie

starke gesamtwirtschaftliche Wirkun-

gen nach sich ziehen. Diese sind nicht

selten Anlass für politische und wirt-

schaftspolitische Forderungen und

Maßnahmen. In diesem Beitrag wur-

den einige der wichtigsten Zu-

sammenhänge angerissen und aufge-

zeigt. Es liegt nahe, sich auf der

Grundlage dieser Überlegungen mit

ihnen grundlegender und umfassender

auseinanderzusetzen.            
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„Teilen statt haben“ oder „nutzen statt

besitzen“ sind inzwischen gebräuchli-

che und meist positiv assoziierte Be-

schreibungen von Konsumverhalten

geworden. Dabei hat unterschiedliche

Ausprägungen und zahlreiche Facet-

ten, was heute unter der Share Econo-

my, der Sharing Economy oder Shari-

ty subsumiert wird. Der über eine

Smartphone-App funktionierende

Fahrgastvermittler Uber oder Airbnb,

die Plattform für die Vermietung und

Buchung von privaten Unterkünften,

sind schnell bekannt gewordene

Unternehmen dieses Wirtschaftsseg-

ments: Erfolgreiche Startups, über

deren geplante Börsengänge gemun-

kelt wird. Crowdfunding, die Zu-

sammenführung vieler Kapitalgeber

oder Spender zur Finanzierung von

Projekten, meist wird dazu im World

Wide Web aufgerufen, ist eine andere

Ausprägung der Share Economy.

Nicht neu, aber in der Verbreitung zu-

nehmend sind Carsharing, Booksha-

ring, Kleider- und Schmucksharing,

Gardensharing, diverse Verleih- und

Verschenkbörsen. Auch die Maschi-

nenringe in der Landwirtschaft, die

gemeinsame Nutzung von Garten-

und Haushaltsgeräten sind Teil der

Share Economy.

Nachbarschaftlich bis 
global 

Eine ausgeprägte Vielfalt der Akti-

vitäten und konkreten Organisationen

fällt auf, wobei wesentliche Unter-

scheidungsmerkmerkmale darin be-

stehen, wie der Markt konkret organi-

siert ist und wie die Eigentumsrechte

ausgestaltet sind, womit zusammen-

hängt, wem entstehende Gewinne zu-

fließen. Die Share Economy kennt

ihre globalen Ausprägungen ebenso

wie die lokalen, manchmal ist sie

kommerziell orientiert, manchmal

dient sie lediglich dem nachbarschaft-

lichen Austausch. 

Nachhaltige 
Gesellschaftsordnung

Die Entwicklung der Share Economy

ist in gesellschaftliche Trends einge-

bunden, die zu beachten sind. So soll

die Share Economy Teil einer nach-

haltigen und ressourcenschonenden

Gesellschaftsordnung sein. Diese soll

durch „eine Revolution von unten“

entstehen, die nicht nur die Menschen

von der Abhängigkeit von großen

Unternehmen und Dienstleitern be-

freien, sondern mit gleichen Res sour -

cen mehr Wünsche erfüllen und ein

Aufbrechen der traditionellen Kon-

summuster ermöglichen soll. Wenn

aus Konsumenten Nutzer werden,

werden in diesem Prozess als unge-

recht eingeschätzte Geschäftsmodelle

zerstört und wird es möglich, sich von

Regeln zu befreien, die deren Bestand

schützen, so die kommunizierte Er-

wartung. Generell hat dies inzwischen

nicht nur dazu geführt, Regeln, die die

Selbstbestimmung der Individuen ein-

schränken, verstärkt auf den Prüf-

stand zu stellen, sondern auch das Ei-

gentum mit seinen Verpflichtungen

und Rechten zu hinterfragen, das

heute einen wesentlichen Pfeiler der

Wirtschafts- und der Gesellschafts-

ordnung darstellt.     

Digitale Plattformen

In diesem gesellschaftlichen Umfeld

der Sharing Economy sind deren neue

Praktiken entstanden. Trotz ihrer Viel-

Share Economy 

Eine Wiederentdeckung der Genossenschaften?  
Erörterungen über die Sharing Economy sind inzwischen sehr zahlreich. Nicht wenige
sehen in ihr bereits die überlegene Organisationsform wirtschaftlicher Transaktionen der
Zukunft, manche sogar ein neues Zeitalter. Das Time Magazin zählte diese Entwicklung be-
reits 2011 zu jenen, die die Welt verändern werden. Hier soll nicht den interessanten Fra-
gen nachgegangen werden, ob dies tatsächlich eine realistische Perspektive ist und wie
weit dieser Prozess gegebenenfalls fortgeschritten ist. Die Stoßrichtung ist vielmehr zu prü-
fen, ob in der Sharing Economy tatsächlich völlig neue Geschäftsmodelle entstehen, denn
näher betrachtet stellen sich interessante Verbindungslinien mit dem traditionsreichen ge-
nossenschaftlichen Geschäftsmodell heraus.
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falt zeichnen sie sich durch zwei ge-

meinsame Merkmale aus. Erstens bil-

den das Fundament der Share Econo-

my Aktivitäten einer besseren Auslas-

tung bestehender Kapazitäten. Wäh-

rend die Beschaffung der meist lang-

lebigen Güter wie Autos, Wohnungen,

Haushaltsgeräte, Werkzeuge etc. nach

Spitzenlastanforderungen erfolgt oder

eben nicht beliebig teilbar ist, stellt

die Share Economy Mechanismen be-

reit, die verfügbaren Kapazitäten bes-

ser zu nutzen und damit die Fixkosten

bei meist geringen variablen Kosten –

im Extremfall Grenzkosten von Null

– besser umzulegen. Die Senkung der

Durchschnittskosten erfolgt durch die

Nutzung von Skalenerträgen vor dem

Hintergrund unterschiedlicher indivi-

dueller Präferenzen. Dieser ökonomi-

sche Mechanismus ist nicht neu. Wohl

aber, dass dies heute vor allem – das

zweite Merkmal – mit Hilfe der mo-

dernen Informationstechnologie, die

den daraus folgenden Austausch er-

leichtert, geschieht. Sie ermöglicht

die Implementation von Plattformen

unterschiedlicher Ausgestaltung, die

Kapazitätsnachfrager und -anbieter

zusammenbringt und die eine Imple-

mentierung der neuen Geschäftsmo-

delle ermöglichen. 

Wettbewerbsprozesse

Die zugrunde liegenden technologi-

schen Innovationen, die die Ge-

schäftsmodelle der Sharing Economy

ermöglichen und ihre Durchsetzung

beschleunigen, führen zum Wettbe-

werb mit den bisher praktizierten For-

men des Leistungsaustausches. Dass

Regelungslücken genutzt werden

können oder branchenübliche Vor-

schriften als dem Neuen nicht adäquat

eingeschätzt, nicht akzeptiert werden

oder die Aktivitäten bislang unregu-

liert geblieben sind, beschleunigt die

Ausbreitung der Sharing-Modelle zu-

sätzlich. Marktzutrittsregeln, steuer-,

versicherungs- und arbeitsrechtliche

Vorgaben, Hygiene- und Brand-

schutzvorgaben, um nur einige zu

nennen, haben eine hohe Regelinten-

sität in der Non Share Economy, in

der streng zwischen Anbietern und

Nachfragern sowie zwischen Gewer-

be und Nicht-Gewerbe differenziert

wird, entstehen lassen, die nun zu dif-

ferenzierten Wettbewerbsbedingun-

gen geführt hat. Dies lässt nicht nur

positiven Druck entstehen, zu hinter-

fragen, ob manche Regulierungen vor

den aktuellen Rahmenbedingungen

noch angebracht sind, sondern auch

zu prüfen, welche Regeln für die Ak-

tivitäten der Share Economy notwen-

dig sind. Erst dann kann sich zeigen,

ob sich die organisatorischen Innova-

tionen im Wettbewerb tatsächlich

durchsetzen, wenn sie denselben Re-

geln unterliegen. Denn das Ignorieren

von bestehenden Regeln in der Share

Economy führt dazu, dass deren

Schutz wirkung gerade für sozial

Schwächere ausgehebelt wird, was

mit einer Umverteilung zugunsten der

Plattform organisatoren oder -eigentü-

mer verbunden ist. Die aktuellen Dis-

kussionen rund um die Uber-Aktivitä-

ten zeigen dies sehr deutlich. 

Naheliegende 
Kommerzialisierung

Aus diesen Gegebenheiten werden

heute zwei miteinander zusammen-

hängende Gefahren abgeleitet und

kontrovers diskutiert. Erstens wird die

totale Kommerzialisierung befürchtet,

indem die neu entstandenen Bewer-

tungsmöglichkeiten, digitale Märkte

mit einem ausgezeichnet funktionie-

renden Preismechanismus in Berei-

chen schaffen, die bislang anders or-

ganisiert wurden, so z.B. die Nachbar-

schaftshilfe. Die Marktkräfte sind

eben damit verbunden, dass manche

Nachfragen nicht (mehr) bedient wer-

den. Dies hat Konsequenzen für das

Zusammenleben in der Gesellschaft

und längst ist eine Ethik der Sharing

Economy entstanden, die letztlich auf

der Kritik an den neu geschaffenen

Märkten und ihren Anreizen aufbaut. 

Organisationsrenten als
Anreiz

Zweitens aber kommen die Vertei-

lungswirkungen der neuen Geschäfts-

modelle in den Fokus. Während meist

die Plattformnutzer und deren Sharing

im Vordergrund stehen, wenn von der

Share Economy geschwärmt wird,

bleibt im Dunkeln, dass das Zu-

sammenbringen eines hinreichenden

Ausmaßes von Nachfrage und Ange-

bot eine unternehmerische Leistung

darstellt, die von den Organisatoren

der Plattform erbracht wird. Die Platt-

form-Unternehmen sind es daher

auch, die die Renten des Geschäfts-

modells abschöpfen. Da die Vorteile

für Anbieter und Nachfrager mit der

Größe des Sharing-Netzwerkes stei-

gen und dessen Wachstum nur geringe

Grenzkosten verursacht, weisen die

Plattformen zudem eine Tendenz zur

Monopolisierung mit den bekannten

ökonomischen Konsequenzen auf, zu

denen zählt, dass die Betreiber der
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Plattform auch jene sind, die die Ge-

winne in Anspruch nehmen.

Kritisierter 
Plattform-Kapitalismus

Diese Erkenntnis hat inzwischen zu

einer gewissen Ernüchterung beige-

tragen und der Kritik, dass die Share

Economy weniger zu einer Transfor-

mation des Wirtschafts- und Gesell-

schaftssystems führt, sondern nur zu

dessen Anpassung an die digitalen

Rahmenbedingungen. Nicht überra-

schend haben sich für die Share Eco-

nomy nun auch Etiketten wie digitaler

Kapitalismus oder Plattform-Kapita-

lismus herausgebildet. Dies bezieht na-

türlich weniger den ehrenamtlich or -

ganisierten nachbarschaftlichen Aus -

tausch von Haushaltsgeräten ein als

die global, kommerziell und sehr pro-

fessionell organisierten Plattformen

wie Uber, Airbnb und andere. Die

Enttäuschung folgt dem Wiedererken-

nen der bekannten marktwirtschaft-

lichen Wirkungsmechanismen, die an

den Ansprüchen gemessen werden,

eine neue Gesellschaftsordnung zu

entwickeln.

Vernachlässigte 
Eigentumswirkungen

Die Ernüchterung folgt der vorange-

gangenen Vernachlässigung der Funk-

tionen von Eigentum und entspre-

chenden Verfügungsrechten. Konkret

geht es nun um das Eigentum oder die

Organisationsrechte an der Plattform,

die zum Bezug des Gewinns berechti-

gen, an dessen Entstehung Leistungs-

anbieter wie Nachfrager grundlegend

mitwirken. Dieser fließt eben wie in

jeder Marktwirtschaft jenen zu, die

die Plattform aufbauen und zur Verfü-

gung stellen, den Investoren. Es sind

Dritte, nicht die Anbieter und nicht

die Nachfrager, die die Renten der

Zusammenarbeit abschöpfen. In der

Sharing Economy wird eben das Ei-

gentum Anderer gemeinsam genutzt,

mit allen Verteilungskonsequenzen,

die privates Individualeigentum mit

sich bringt. Ein gemeinsames Eigen-

tum gibt es hingegen nicht. Auch tei-

len, auch nutzen, setzt Eigentum vor-

aus, entscheidend ist, wer es hat.

Organisatorische 
Innovationen

Es fällt auf, dass Genossenschaften

als eine institutionelle Innovation sei-

nerzeit in einer Epoche umfassender

gesellschaftlicher und wirtschaft-

licher Umwälzungen entstanden sind.

Sie sollten als Akt der Selbsthilfe die

Organisation und Verwirklichung von

Projekten ermöglichen, die für einzel-

ne Individuen nicht leistbar waren.

Die genossenschaftliche Zusammen-

arbeit konnte Skalen- und Bünde-

lungsvorteile nutzen und auf diese

Weise eine Kooperationsrente schaf-

fen. Das genossenschaftliche Ge-

schäftsmodell beruht auf einer Netz -

werkorganisation selbständiger Ak-

teure, die zusammen Gemeinschafts-

güter oder gemeinsam nutzbare Infra-

strukturen – z. B. eine Plattform – or-

ganisieren. Diese strukturelle Über-

einstimmung mit den Organisationen

der Share Economy ist eine sehr aus-

geprägte.

Nutzer als Eigentümer

Doch in der Umsetzung zeigt sich ein

markanter Unterschied. Die Nutzer

genossenschaftlicher Plattformen sind

gleichzeitig deren Eigentümer – die

genossenschaftlichen Mitglieder –

und auch dies mit allen ökonomischen

Konsequenzen. Konkret heißt dies,

dass die Ergebnisse der Zusammenar-

beit, die Kooperationsrente, vor allem

in Form der Gewinne, den nutzenden

Eigentümern zufließen. Es finden

keine Abflüsse an externe Investoren

statt, die selbst nicht unmittelbar an

den Plattformleistungen interessiert

sind. Diese finden sich also nicht in

ihrer Nutzenfunktion. Die Nachfrager

der Plattformleistungen organisieren

sich entweder das Angebot selbst oder

sie produzieren es selbst. Uber genos-

senschaftlich rekonfiguriert würde

also so aussehen, dass die Nachfrager

und die Anbieter entsprechender

Fahrdienstleistungen als Mitglieder

von der genossenschaftlichen Platt-

form koordiniert werden. Alternativ

könnten die Nachfrager nach Fahr-

dienstleistungen als Mitglieder der

Genossenschaft von dieser externe

Anbieter vermittelt bekommen, die

entsprechende Standards erfüllen oder

die Nachfrager könnten als Mitglieder

nicht nur in die Plattform, sondern

auch in die Fahrzeuge investieren,

was dann sehr nahe am Modell des

Car Sharing orientiert wäre.    

Gewinne den Nutzern

Im Ergebnis wird beim genossen-

schaftlichen Modell der Share Econo-

my aus dem ShareholderValue der In-

vestoren der digitalen Plattformen ein

MemberValue, ein Nutzerwert. Das

genossenschaftliche Eigentum ist kein

Individualeigentum, sondern ein kol-

lektives Nutzungseigentum. Mit dem

Eintritt in die Genossenschaft beginnt

das Recht der Nutzung der Plattform-

leistung und mit dem Austritt endet
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es. Der Leistungsbezug sowie eine

Verzinsung der Geschäftsanteile, falls

diese vorgesehen ist, für die Dauer der

Mitgliedschaft definieren die Mitglie-

derrechte neben dem Recht (und der

Pflicht) der Mitwirkung an strategi-

schen Entscheidungen und zwar mit

jeweils einer Stimme. Die Wertsteige-

rung des gemeinsamen Unternehmens

(hier der Plattform) zwischen Ein-

und Austritt wird bei einem Verlassen

der Genossenschaft nicht mitgenom-

men, sondern sie bleibt in dieser, um

ihre Entwicklung sicherzustellen, die

Leistungen zu verbessern etc. Wichtig

ist zu erkennen, dass Genossenschaf-

ten gewinnorientierte Unternehmen

sind. Gewinne entstehen durch die

Aktivitäten und im Interesse der Platt-

formnutzer. Das Sharing ermöglicht

eine bessere Kapazitätsauslastung

vorhandener Güter und ist daher nicht

nur im Interesse des Einzelnen, son-

dern auch der Gesellschaft. Daher

könnte die Sharing Economy in einer

genossenschaftlichen Ausgestaltung

auch ein Stück näher an die skizzier-

ten Gesellschaftsentwürfe kommen. 

Verbindliche Regeln

Das genossenschaftliche Geschäfts-

modell zeichnet sich durch eine be-

sondere Governance aus (Netzwerk-

strukturen, MemberValue, kapitalun-

abhängiges Stimmrecht), die gesetz-

lich verankert ist und auch klare Re-

geln der Gewinnentstehung, -verwen-

dung und -verteilung beinhaltet. Dies

bedeutet verbindliche Regeln, was für

Akteure der Sharing Economy auf

den ersten Blick befremdend wirken

mag. Doch berücksichtigt man die ge-

sellschaftlichen Wunschbilder und die

Ernüchterung, die durch die normati-

ve Kraft des Faktischen entstanden

ist, muss genau dies als Vorteil gese-

hen werden. Regeln für eine Sharing

Economy, die eine heterogene Gesell-

schaft in mühsamen Prozessen erst

entwickeln müsste, sind bereits for-

muliert und haben sich seit über 150

Jahren bewährt. Nicht überraschend

gibt es auch Beispiele für genossen-

schaftlich organisierte Aktivitäten der

Share Economy. Sie beginnen bei den

Maschinenringen, die längst ein um-

fangreiches Leistungsbündel für ihre

Mitglieder in ihrem Sortiment haben

und gehen über genossenschaftlich

organisiertes Carsharing und über Ta-

xigenossenschaften hinaus. Neueste

Ausprägungen sind genossenschaft-

lich organisierte Datenclouds.     
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Das neue Buch „The Euro Trap“ von

Hans-Werner Sinn sollte ursprünglich

die englische Übersetzung des Buches

„Die Target-Falle“ sein, welches be-

reits zwei Jahre zuvor in deutscher

Sprache erschienen ist. Das Ergebnis

ist jedoch ein Buch, das mehr Infor-

mationen liefert als die deutsche Fas-

sung. So passte Sinn, Präsident des ifo

Instituts für Wirtschaftsforschung in

München, das Buch den aktuellen

Entwicklungen in der Eurokrise an. In

seinem Buch stellt er die Geschichte

des Euros dar, indem er zuerst auf die

hohen Erwartungen an den Euro  ein-

geht. Hierbei betont Sinn neben den

ökonomischen Zielen des Euros auch

die politischen Zielsetzungen. An-

schließend zeigt Sinn die Rettungs-

maßnahmen auf, die als Konsequenz

der Eurokrise von der Europäischen

Zentralbank und den Euroländern er-

griffen wurden. Er sieht alle Staaten,

die den Euro als Währung eingeführt

haben, in der Euro-Falle: Zum einen

befinden sich die südlichen Länder,

wie Griechenland, in der Euro-Falle,

da die Einführung des Euros zu einer

Konvergenz der Zinsen in den Nord-

und Südländern führte, sodass die

Zinsen in den südlichen Ländern san-

ken. Es kam zu einer inflationären

Kreditblase in diesen Ländern. Als

Konsequenz büßten die südlichen

Länder ihre Wettbewerbsfähigkeit

ein. Zum anderen sind ebenfalls die

Nordländer, zu denen Deutschland

zählt, in der Euro-Falle, da sie sich in

der „Haftungsspirale“ befinden und

für die Schulden der Südländer haften

müssen. Hierbei verdeutlicht Sinn,

dass die durchgeführten Rettungs-

maßnahmen nicht geeignet sind, um

das Problem der mangelnden Wettbe-

werbsfähigkeit in den südlichen Län-

dern zu beheben. Stattdessen plädiert

er für eine Überarbeitung der Regeln

in der Eurozone und schlägt Alternati-

ven zur aktuellen Währungsunion vor.

Hierfür zieht er einen Vergleich zu

den USA, wo jeder Bundesstaat selbst

für seine Schulden haften muss, so-

dass es zu keiner Vergemeinschaftung

der Schulden kommt. Gleichzeitig

wurden in den USA härtere Budget-

restriktionen eingeführt. Zudem

schlägt Sinn eine offene Währungs-

union vor, die ebenfalls den Austritt

mit Wiedereintrittsoption vorsieht. So

sollten die Südländer, die unter der

mangelnden Wettbewerbsfähigkeit

leiden, temporär aus der Eurozone

austreten. Die daraus folgende Ab-

wertung ihrer Währungen würde es

diesen Ländern erleichtern eine neue

fiskalische Ordnung herzustellen und

ihre Wettbewerbsfähigkeit wieder zu

gewinnen.

Sinn gibt einen Einblick die Eurokri-

se, der durch zahlreiche Grafiken

untermauert wird. Diese stammen aus

der deutschen Fassung, wurden je-

doch mit Daten aus dem Jahr 2013 ak-

tualisiert. Die detaillierten Ausführun-

gen umfassen alle relevanten Fakten

zur Eurokrise, dennoch ist das Buch

einfach zu lesen. Interessant ist dieses

Buch sowohl für Wirtschaftsstudenten

als auch für Ökonomen aus allen Be-

reichen sowie für Vertreter der Bank-

enwirtschaft. 

Ü Sandra Swoboda

( (0251) 83-2 28 96

* sandra.swoboda@

ifg-muenster.de

Oxford: Oxford University Press, 2014, ISBN: 978-0-19-870213-9, 416 Seiten, 32,25 €

Hans-Werner Sinn: The Euro Trap. On Bursting Bubbles, Budgets,
and Beliefs
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Für den englischen Wirtschaftshisto-

riker Niall Ferguson sind die Sympto-

me des Niederganges der westlichen

Welt klar ersichtlich: die ausufernden

Staatsschulden, das geringe Wirt-

schaftswachstum, die demographi-

sche Entwicklung, das auseinander-

brechende Sozialgefüge. In seinem

Buch „Der Niedergang des Westens:

Wie Institutionen verfallen und Öko-

nomien sterben“ führt er diese Ent-

wicklung auf den Verfall der Institu-

tionen der westlichen Wertegesell-

schaft zurück, auf die Institutionen,

die den Aufstieg und die Dominanz

der letzten Jahrhunderte begründet

haben. Diese Säulen der Erfolgsge-

schichte des Westens sind die reprä-

sentative Demokratie, die freie

Marktwirtschaft, Rechtsstaatlichkeit

und eine funktionierende Zivilgesell-

schaft. Ferguson sieht diese jedoch als

zunehmend verfallend und vernach-

lässigt an, ohne dass dieses durch die

Gesellschaft und Entscheidungsträger

zur Kenntnis genommen wird. Eine

der größten Herausforderungen für

die westlichen demokratischen Ge-

sellschaften sei die Erneuerung des

Gesellschaftsvertrages der Generatio-

nen. Dieser wird durch die immen se

Staatsverschuldung erschüttert, was

eine faktische Aufkündigung des Ge-

nerationenvertrages bedeutet. Grund -

legende Bemühungen zur Begren-

zung und Reduzierung der Staats-

schulden kann er nicht erkennen. Als

zweiten Aspekt beleuchtet er die zu-

nehmende Regulierung, welche zu

einer Bedrohung der freien Markt-

wirtschaft und ihrer Dynamik führe.

In einer zu starken Regulierung sieht

er die Ursache der 2007 begonnenen

Finanzkrise und plädiert daher für

einfachere Vorschriften für das Fi-

nanzsystem, um dieses weniger fragil

zu machen. Im dritten Teil arbeitet

Ferguson die Bedeutung der Rechts-

staatlichkeit, insbesondere des engli-

schen Rechtssystems, für die wirt-

schaftliche Entwicklung einer Gesell-

schaft heraus. Für die USA zeichnet

er hier ein düsteres Bild auf, in dem

anstelle der „Herrschaft des Rechts“

eine „Herrschaft der Rechtsanwälte“

drängen würde. Abschließend geht er

auf die Zivilgesellschaft der west-

lichen Länder ein und arbeitet deren

Bedeutung heraus. Jedoch sei ein

Rückgang des gesellschaftlichen En-

gagements in den USA und Großbri-

tannien zu beobachten, welches auf

ein immer tiefergehendes Eindringen

des Staates in die Zivilgesellschaft zu-

rückzuführen ist. Um die Erosion der

westlichen Länder zu verhindern, for-

dert er eine Rückbesinnung und Stär-

kung der Institutionen, welche die

Vorherrschaft begründet haben. Wie

dieser Schritt erfolgen kann zeigt er

jedoch nicht auf. Fergusons Ausfüh-

rungen zeichnen sich hierbei durch

eine sachliche Sprache und Verständ-

lichkeit aus, seine Kritik am Zustand

der westlichen Welt kann er fundiert

unterlegen. Mit seinen formulierten

Thesen muss man nicht übereinstim-

men, jedoch liefert sein Buch neue,

interessante Aspekte zu der Diskus-

sion um den Niedergang der west-

lichen Gesellschaft. Die Frage, ob die

womöglich entstehende Lücke durch

den Rest der Welt, insbesondere

China, gefüllt wird, vermag auch er

nicht zu beantworten.

Neues aus der Wissenschaft | Für Sie gelesen

Berlin: Propyläen, 2013, 978-3-549-07442-8, 208 Seiten, 18,00 €.

Niall Ferguson: Der Niedergang des Westens: Wie Institutionen
verfallen und Ökonomien sterben
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Der Bankenmarkt unterlag in der ver-

gangenen Zeit einem umfangreichen

Wandel vom Verkäufer- hin zum

transparenten Käufermarkt, wobei die

Lage und das Marktumfeld für die

einzelnen Banken sowohl durch sin-

kende Margen als auch durch kriti-

scher werdende Bankkunden eher er-

schwert werden. Als weiteren Faktor

bedingt die Digitalisierung zudem

einen weiterführenden und tief grei-

fenden Wandel und bildet somit für

die ohnehin schon mit vielen Anfor-

derungen konfrontierten Banken

ebenfalls eine weiterführende Heraus-

forderung. Die Autoren Stefanie

Auge-Dickhut, Bernhard Koye, Axel

Liebetrau und Charlotte Götz (letztere

mit einem Gastbeitrag) verfügen laut

eigener Angaben über umfassende Er-

fahrungen bzw. Expertisen im Bera-

tungs-, Finance-, Banking- und bzw.

oder Change-Management-Bereich

sowie in weiteren relevanten Berei-

chen.

Ausgehend von möglichen falschen

Sichtweisen – im Buch „Denkfallen“

genannt – der jeweiligen Banken auf

ihre Kunden und deren Verhalten

sowie auf die neuen Player (Anbieter)

im Bankenmarkt gehen die Autoren in

ihrem Buch auf die Rahmenbedingun-

gen des Bankings im digitalen Zeital-

ter, auf klassische und moderne Bank-

geschäftsmodelle sowie auf ein In-

strumentarium von Steuerungsele-

menten ein. Bei eben diesen neuen

Playern unterscheiden sie sowohl An-

bieter mit einer als auch solche ohne

eine Banklizenz und greifen dort

somit neueste Entwicklungen auf.

Dabei stützen sich die Autoren auf das

Modell der St. Galler Management -

schule (im Buch „St. Galler Manage-

ment Modell“ genannt) und wenden

es auf die thematisierte Bankenbran-

che an.

Um die Beziehung zwischen Bank-

kunden und Bank weiter zu vertiefen,

setzen sich die Autoren dann sowohl

genauer mit dieser Beziehung in der

digitalisierten Zeit als auch einer Win-

Win-Situation zwischen den Bank-

kunden und deren Bank auseinander.

Dabei berücksichtigen sie auch die

Elemente der Kundenzufriedenheit

und -bindung. Gegen Ende des Bu-

ches bildet sich schließlich ein be-

gründetes Modell heraus, welches den

Banken in Bezug auf die Architektur

der Banken und des Bankings ent-

sprechende Pfade formuliert und be-

gründet. Das Buch zeigt somit als Er-

gänzung zum St. Galler Management

Modell einen möglichen begründeten

Pfad der Banken für die Zukunft auf

und stellt insgesamt eine stark auf den

Kunden fokussierte bankseitige Aus-

richtung bzw. Zentrierung dar. So

sollten Banken hier folglich interes-

sante Ansätze vor aktuellem Hinter-

grund für ihre jeweilige Bankenarchi-

tektur finden können.

Dabei umfasst das Buch „Client Value

Generation: Das Züricher Modell der

kundenzentrierten Bankarchitektur“

insgesamt zahlreiche teils farbliche

Graphiken zum besseren Verständnis

und es werden mehrfach strukturiert

einzelne Aspekte wieder zusammen-

gefasst, wodurch dem Leser das

grundlegende Verständnis vereinfacht

wird und er einen klaren Überblick

über die wesentlichen Elemente ge-

winnt. 
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Stefanie Auge-Dickhut/Bernhard Koye/Axel Liebetrau: 
Client Value Generation: Das Züricher Modell der 

kundenzentrierten Bankarchitektur

Wiesbaden, Springer Gabler, 2014, ISBN: 978-3-658-01523-7, 204 Seiten, 39,99 €.
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Daniel Stelters Buch ist als eine Re-

plik auf das zuletzt weltweit beachtet

Buch „Das Kapital im 21. Jahrhun-

dert“ des Franzosen Thomas Piketty

zu verstehen. Dieses verschaffte der

Debatte um die Notwendigkeit von

ge sellschaftlicher Umverteilung neu -

en Schwung. Piketty zeigt mit Hilfe

historischer Zeitreihen eine Zunahme

der Vermögensungleichheit seit den

1980 er Jahren und führt dies auf die

nach ihm geltende Ungleichung r > g

(Kapitalverzinsung > Wirtschafts-

wachstum) zurück, die verstärkt wird

durch eine zunehmende Spreizung der

Arbeitseinkommen. Die Schlussfol-

gerungen hieraus, dass eine spürbare

Umverteilung notwendig sein liefert

seitdem Unterstützern einer solchen

Politik neue Argumente. 

Das Buch von Daniel Stelter befasst

sich dezidiert mit dem Modell von Pi-

ketty und hinterfragt dessen Annah-

men, logische Herleitungen und poli-

tischen Schlussfolgerungen. Dabei

verwirft er die Thesen Pikettys nicht

grundsätzlich, sondern stellt fest, dass

eine wesentliche Variable zur Erklä-

rung der zunehmenden Ungleichheit

von Piketty vernachlässigt wurde: die

Verschuldung von Staaten, dem Fi-

nanzsektor und den Haushalten. Diese

sei, so Stelter weiter, verantwortlich

dafür, dass die Vermögensungleich-

heit über die letzten Dekaden statis-

tisch angestiegen ist. Er argumentiert,

dass die  deutlichen Wertzuwächse bei

Immobilien, Aktien und anderen Ver-

mögensanlagen durch eine schulden-

basierte Zusatznachfrage künstlich

aufgebläht wurden. Dieser schulden-

basierte Boom sei damit auch verant-

wortlich für Pikettys Beobachtung,

dass die Kapitalrendite trotz rückgän-

gigem Wirtschaftswachstum bei vier

bis fünf Prozent verharrte. Stelter

sieht damit die von Piketty als beina-

he zum Gesetz erhobene Ungleichung

r > g vielmehr als Folge einer aus-

ufernden Verschuldung, die gezwun-

genermaßen zu einem Ende kommen

muss. Die hierdurch ausgelöste Auf-

blähung von Vermögenswerten sei

daher auch mitverantwortlich für eine

Verzerrung der Vermögensstatistik.  

Daher verwundert es auch nicht, dass

bei der Analyse der aktuellen Situa-

tion Stelter weniger die statistische

Ungleichheit als Problem thematisiert

als vielmehr die Notwendigkeit be-

tont, zu einem Ende der Verschuldung

zu kommen und eine Umkehr in der

derzeitigen Geld- und Wirtschaftspo-

litik zu vollziehen. Denn diese ver-

schärfe mit historisch geringen Zinsen

und schuldenfinanziertem Wachstum

das Problem vielmehr, als es zu lösen. 

Bei den Schlussfolgerungen nähert

sich Stelter dann Piketty wieder an.

Beide sehen die Notwendigkeit einer

Umverteilung der Vermögen als un-

ausweichlich an, wenn auch aus

unterschiedlichen Motiven. Während

Piketty die Umverteilung aus Grün-

den der gesellschaftlichen Stabilität

und der Sicherung gleicher demokra-

tischer Teilhabe aller postuliert, resul-

tiert die Umverteilung bei Stelter

zwangsläufig aus der Restrukturie-

rung von Schulden, deren Erlass oder

Abbau (z.B. durch eine Vermögensab-

gabe zur Reduktion der Staatsschul-

den). Stelter geht darüber hinaus und

übt Fundamentalkritik an einem aus-

ufernden Finanzsektor und fordert in

Abgrenzung dazu eine stärker auf die

Realwirtschaft ausgerichtet Politik.

Damit reiht er sich ein in die Serie

jüngster Veröffentlichungen des IWF

und anderer Institutionen, die die

Rolle des Staates wieder ins Zentrum

rücken und dabei wachstumsfördern-

de  Umverteilungsmechanismen (z.B.

durch eine stärkere Finanzierung des

Bildungswesens) befürworten.

Daniel Stelter: Die Schulden im 21. Jahrhundert

Frankfurt am Main, Frankfurter Societäts-Medien GmbH, 2014, 

ISBN: 978-3-95601-077-4, 156 Seiten, 14,90 €.
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Neu auf dem Büchermarkt
Richter, Alexander (Hrsg.):,
Vernetzte Organisation
München, de Gruyter Oldenbourg,
2014, ISBN: 978-3-486-74728-7,
365 Seiten, 39,95 €.  

Der technologische Fortschritt sorgt

für immer stärkere Vernetzung der

Menschen, auch in der Unterneh-

menswelt. Diese Vernetzung hat Vor-

teile. So kann Wissen effizienter

transferiert werden und die funktions-

übergreifende Zusammenarbeit wird

leichter. Sie führt allerdings ebenso zu

Problemen. Mitarbeiter müssen sich

stärker denn je mit der Entgrenzung

zwischen Arbeits- und Privatleben

auseinandersetzen. Sie müssen ent-

scheiden, welche der diversen Kom-

munikationskanäle für welche Pro-

blemstellung heranzuziehen sind. Die

Bedeutung von Medienkompetenz

steigt also und muss von der Organi-

sation aktiv gefördert werden. Auch

die Rolle der Führungskräfte ändert

sich, da sich Informationshierarchien

auflösen und die Arbeitsweisen zu-

nehmend dynamischer werden.

Das Buch „Vernetzte Organisation“

umfasst eine Vielzahl an Beiträgen

von Experten unterschiedlicher wis-

senschaftlicher Disziplinen und Orga-

nisationsbereiche zu diesem Themen-

komplex. Die technologische Ent-

wicklung und ihre Auswirkung auf

sozialer, organisatorischer und techni-

scher Ebene werden aus verschiede-

nen Blickwinkeln dargestellt und kon-

krete Möglichkeiten des Umgangs mit

diesen Entwicklungen aufgezeigt. Die

Beiträge sollen dabei nicht nebenein-

anderstehen, sondern in Beziehung

zueinander gebracht werden. Insge-

samt ist somit ein Werk entstanden,

welches sowohl konkrete Handlungs-

empfehlungen für Praktiker aufweist,

als auch Anregungen zum Finden ei-

gener Lösungen gibt.

Dresner, Steven, Crowdfun-
ding: A Guide to Raising Ca-
pital on the Internet
Hoboken, NJ, Wiley, 2014, ISBN:

978-1-118-49297-0, 272 Seiten,

55,90 €. 

Crowdfunding, das Finanzieren von

Projekten über eine Vielzahl von Ka-

pitalgebern, findet in der Regel über

das Internet beziehungsweise über so-

ziale Netzwerke statt. Hier können

kostengünstig und schnell viele po-

tenzielle Investoren erreicht werden.

Auch Projekte, die sich sonst nicht

oder nur schwer realisieren ließen,

sind dank internetbasiertem Crowd-

funding durchführbar.

Dieses Buch beginnt mit Hintergrund-

informationen über Crowdfunding.

Die Entwicklung von Crowdfunding

wird beschrieben und diese spezielle

Form der Finanzierung wird in das

heutige Wirtschaftsgeschehen einge-

ordnet. Die Ausführungen werden um

Informationen über die „Crowd“ und

um aktuelle Statistiken ergänzt. Der

zweite Teil beschäftigt sich mit der

Vorbereitung einer konkreten Crowd-

funding-Aktion: Wie stelle ich einen

Business-Plan für Crowdfunding auf?

Wie schütze ich mein intellektuelles

Eigentum? Wie sind die verschiede-

nen Möglichkeiten der Unterstützung

durch Crowdfunding einzuschätzen?

Wie kommuniziere ich mit meinen In-

vestoren? Auch auf Alternativen zum

Crowdfunding wird eingegangen.

Schließlich werden rechtliche Rah-

menbedingungen in den USA und

weltweit beleuchtet. 

Dieses Wissen kann Unternehmer bei

der Entscheidung unterstützen, ob

Crowdfunding für ein spezielles Pro-

jekt sinnvoll ist und wie es konkret

durchgeführt werden kann. Auch an-
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deren Personenkreisen, etwa Kapital-

gebern, bietet es einen interessanten

Einblick in die Welt des Crowdfun-

ding. 

Kaplow, Louis: Competition
Policy and Price Fixing
Princeton, NJ, Princeton University

Press, 2013, ISBN: 978-0-691-

15862-4, 512 Seiten, 39,44 €. 

Das Wettbewerbsrecht bietet viele

Ansatzpunkte für Diskussionen.

Kaum umstritten ist die Idee, Preisab-

sprachen zu unterbinden. Anders sieht

es aus bei der Frage, wie diese Preis-

absprachen verhindert werden kön-

nen. 

Der Autor des Buches „Competition

Policy and Price Fixing“, Louis Ka-

plow, ist Professor für Recht und

Wirtschaft an der Harvard University

und arbeitet für das National Bureau

of Economic Research in den USA.

Kaplow spricht sich für ein Umden-

ken in der Wettbewerbspolitik beim

Thema Aufdeckung und Sanktionie-

rung von Preisabsprachen aus. Seiner

Meinung nach besteht ein Konflikt

zwischen dem allgemeinen Verständ-

nis von Preisabsprachen und den oli-

gopolistischen Theorien, die dem mo-

dernen Wettbewerbsrecht vermeint-

lich zugrundeliegen. Kaplow leitet

systematisch eine alternative Heran-

gehensweise zur Vermeidung von

Preisabsprachen her. Er führt eine

Kosten-Nutzen-Analyse möglicher

Lösungen durch, untersucht, wie ko-

ordinierte Preiserhöhungen am besten

aufgedeckt werden können und über-

prüft verschiedene Sanktionsmöglich-

keiten. Im Ergebnis entsteht das Bild

einer direkten Herangehensweise bei

der Vermeidung von Preisabsprachen.

Diese direkte Herangehensweise wird

mit den derzeitigen Regelungen ver-

glichen. Kaplow zeigt dabei auf, dass

die direkte Herangehensweise nicht

nur besser Wohlfahrtsverluste vermei-

den kann und weniger stark er-

wünschtes Verhalten hemmt, sondern

auch einfacher anzuwenden ist. 

Richard A. Posner von der University

of Chicago Law School sagt zu die-

sem Buch: „Kaplow has produced

what is likely to be recognized as the

definitive work on price fixing. His

analysis is rigorous, comprehensive,

lucid, and convincing.“ 

Horn, Karen: Die Mühsal mit
dem Liberalismus: Wenn Si-
cherheit und «soziale Ge-
rechtigkeit» der Freiheit den
Rang ablaufen 
Zürich, Verl. Neue Zürcher Zei-

tung, 2014, ISBN: 978-3-03823-

875-1, 182 Seiten, 28,00 €. 

Karen Horn ist Wirtschaftsjournalistin

und eine überzeugte Anhängerin des

Liberalismus: „Mit der Freiheit steht

und fällt alles. Von ihr hängt die indi-

viduelle Selbstverwirklichung ab, der

Wohlstand, die Ermöglichung von

Moral.“ Sie sieht den Liberalismus je-

doch durch das menschliche Bedürf-

nis nach Sicherheit und die Idee der

sozialen Gerechtigkeit gefährdet.

Daher hat sie in diesem Buch Texte

verschiedener Persönlichkeiten zu-

sammengestellt, die den Wert der

Freiheit verdeutlichen sollen. 

Es geht um Hemmnisse liberaler Aus-

richtung, Werte und Probleme im Zu-

sammenhang mit Liberalismus, Poli-

tik, Widerstände und die Zukunft des

Liberalismus. Zu Wort kommen unter

anderem Bundespräsident Joachim

Gauck mit seiner dritten Berliner

Rede zur Freiheit und James M.

Buchanan mit dem Aufsatz „Resto-

ring the Spirit of Classical Libera-

lism“. Das Schlusswort hat Wilhelm

von Humboldt (1767-1835), ein

preussischer Gelehrter, Staatsmann

und Mitbegründer der Berliner Uni-

versität. Er rundet das Buch mit einem

eindringlichen Plädoyer für Freiheit

und, damit verbunden, die Achtung

vor der Würde des Menschen ab.

Ü Susanne Noelle
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26. Januar 2015

Wissenschaft und Praxis im Gespräch: IT im Verbund

2020 – Grundlage für den Erfolg der genossenschaft-

lichen FinanzGruppe

Die IT hat in den vergangenen Jahren erheblich an Bedeu-

tung für den Erfolg im Bankgeschäft gewonnen. Sie muss

dabei einerseits den Anforderungen der Banken anderer-

seits aber auch zunehmend den Vorgaben von Regulierung

genügen. Außerdem ist sie unerlässlich um Prozesse und

Compliance-Vorschriften korrekt abzubilden. 

Die Veranstaltung „Wissenschaft und Praxis im Gespräch“

diskutiert wie die IT der genossenschaftlichen Finanz-

Gruppe in Zukunft aussehen muss und wie sie den Anfor-

derungen an sie gerecht werden kann.

Das ausführliche Programm mit allen Referenten und The-

men findet sich auf der nächsten Seite.

27. Januar 2015

Vortrag: Prof. Dr. Christoph Schmidt: Mehr Vertrauen

in Marktprozesse

Prof. Dr. Christoph Schmidt, Präsident des Rheinisch-

Westfälischen Wirtschaftsforschungsinstituts (RWI) und

Vorsitzender des Sachverständigenrates zur Begutachtung

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, wird das Jahres-

gutachten 2014/15 des Sachverständigenrates „Mehr Ver-

trauen in Marktprozesse“ vorstellen und die darin geäußer-

te Kritik an der aktuellen Wirtschaftspolitik verdeutlichen.

13. März 2015

Öffentlicher Vortrag anlässlich der Mitgliederver-

sammlung der Forschungsgesellschaft für Genossen-

schaftswesen

Prof. Dieter Kempf: Vom Grundsatz der Datensparsamkeit

zu Big Data Analytics – Wo bleiben Datenschutz und Da-

tensicherheit?

Anlässlich ihrer Mitgliederversammlung lädt die For-

schungsgesellschaft zu einem öffentlichen Vortrag. Prof.

Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzender der DATEV eG und

Präsident des Branchenverbandes BITKOM, setzt sich mit

den Themen des Datenschutzes und der Datensicherheit in

der Zeit von Big Data auseinander.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen, eine Anmel-

dung ist erforderlich.

13. März 2015

Mitgliederversammlung der Forschungsgesellschaft

für Genossenschaftswesen Münster

Die Mitgliederversammlung der Forschungsgesellschaft

für Genossenschaftswesen Münster wird in der Niederlas-

sung der WGZ BANK AG in Münster stattfinden. Weitere

Informationen erhalten die Mitglieder Anfang Januar

2015.

20./21. März 2015

13. Jahrestreffen der IfG-Alumni

Zu ihrem 13. Jahrestreffen finden sich die IfG-Alumni am

20. und 21. März in Münster ein.

Aus dem Kreise der IfG-Alumni wird Dr. Hendrik Nie-

baum zum Thema „Energiemarkt – quo vadis“ referieren

und Dr. Dieter W. Benecke zum Thema „Soziale Markt-

wirtschaft – Zwischen Adam Smith und Karl Marx“ spre-

chen. Die Einladung wird wie gewohnt gegen Jahresende

versandt.

24. März 2015

25. Symposium: Perspektiven für Wohnungsgenossen-

schaften

Das Jubiläumssymposium „Perspektiven für Wohnungsge-

nossenschaften“ behandelt wieder zentrale Managemen-

therausforderungen für Wohnungsgenossenschaften und

stellt Handlungsbeispiele vor, die Wohnungsgenossen-

schaften anregen sollen, selbst solche Projekte in Angriff

zu nehmen. Eine Einladung wird zu Beginn des Jahres ver-

sandt.

8. Juni 2015

Wissenschaft und Praxis im Gespräch

Die Veranstaltung „Wissenschaft und Praxis im Gespräch“

greift ein aktuelles Thema der genossenschaftlichen Fi-

nanzGruppe auf. Eine Einladung wird rechtzeitig im Früh-

jahr versandt.

Terminkalender
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Wissenschaft und Praxis im Gespräch

IT im Verbund 2020 – Grundlage für den Erfolg der 
genossenschaftlichen FinanzGruppe
26. Januar 2015, 15.30 bis 19.30 Uhr 
Aula im Schloss der Universität Münster
Eine schlanke Gestaltung der Prozesse, Multikanalbanking, Da ten an forderungen von Regulierungsbehörden – die
effi ziente und zielgerichtete Ausgestaltung der Informationstechnologie ist für Banken zu einem entscheidenden
Wettbewerbsfaktor geworden. Entsprechend werden hierfür immer mehr Mittel verwendet. Die IT muss einerseits
den Informations- und Prozessanforderungen der Genossenschaftsbanken unterschiedlichster Größe genügen, sie
muss aber auch die An sprüche der Zentralbanken und der Verbundunternehmen befriedigen können. Anderer-
seits besteht  auch ein Anspruch darauf, dass dies kosten effizient zu geschehen hat. Schließlich ist die Ban ken-IT
auch Teil der Innovationskraft der genossenschaft lichen FinanzGruppe, um neue Kundengruppen zu identifizieren,
sie ansprechen zu können und neue Vertriebswege zu entwickeln.
In der genossenschaftlichen FinanzGruppe steht eine Fusion der beiden IT-Anbieter bevor. Was kann ein neues ge-
meinsames Unternehmen leisten? Welche He raus forderungen resultieren hieraus für die Genossenschaftsbanken?
Wie sieht die zukünftige IT-Struktur der Gruppe aus und was kann von ihr erwartet werden?
Die Veranstaltung „Wissenschaft und Praxis im Gespräch“ will diese Fragen diskutieren und Handlungsoptionen für
Genossenschaftsbanken aufzeigen.

Alle Interessenten sind herzlich eingeladen.

Vorträge 16.00 – 18.00 Uhr

Auf dem Weg zur IT 2020 
– Was leistet DIE Rechenzentrale?
Klaus-Peter Bruns
Vorstandsvorsitzender, FIDUCIA IT AG, Karlsruhe
Claus-Dieter Toben
Vorstandsvorsitzender, GAD eG, Münster

Kosten senken: Welchen Beitrag leistet die 
Banken-IT? 
Wolfgang Klotz
Vorstandsvorsitzender, Vereinigte Volksbank AG, 
Sindelfingen

Migration der Banken-IT – Herausforderungen und
Perspektiven
André Kasten
Vorstand, Raiffeisen-Volksbank eG, Aurich 

Anforderungen der DZ BANK Gruppe an die Ban-
ken-IT für eine erfolgreiche Zusammenarbeit in
der genossenschaftlichen FinanzGruppe
Thomas Ullrich 
Vorstand, DZ BANK AG, Frankfurt am Main

18.00-18.30 Uhr Pause

Programm
Anschließende Podiumsdiskussion:

Banken-IT in der genossenschaftlichen FinanzGruppe:
Zwischen Kosten, Regulatorik und technischem Fort-
schritt

Diskussionsteilnehmer:
Hans-Heinrich Bernhardt
Vorstand, Volksbank Mittelhessen eG, Gießen

Dr. Christian Brauckmann
Vorstand, WGZ BANK AG, Düsseldorf 

Dr. Andreas Martin
Vorstand, Bundesverband der Deutschen Volks-
banken und Raiffeisenbanken e.V., Berlin

Werner Termersch
Vorstandsvorsitzender, Volksbank Baumberge eG, 
Billerbeck  

Thomas Ullrich 
Vorstand, DZ BANK AG, Frankfurt am Main

Moderation: 
Prof. Dr. Theresia Theurl
Geschäftsführende Direktorin, Institut für Genossen-
schaftswesen der Universität Münster
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Gedankensplitter (Inflation)
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Kumulierte Inflation über/unter dem Zielwert von 2 %

Addiert man für die einzelnen Länder die Zielerreichung, so zeigt sich, dass einige Länder vor dem Ausbruch

der Finanzkrise erheblich höhere Preissteigerungen hatten als das das EZB-Ziel vorgab, dieses betrifft insb.

Portugal, Spanien, Griechenland und Irland. Selbst nach der Krise liegt die kumulierte Preissteigerung im Zei-

traum von 2008 bis 2013 noch oberhalb des EZB-Ziels von 2 % (Spanien, Griechenland). Die notwendige An-

passung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit, die die übermäßigen Vorkrisen-Preissteigerungen ausgleichen

müsste, hat also noch nicht stattgefunden.

Inflation und Kerninflation in der Eurozone seit 2000

Die EZB zeigt sich besorgt über die niedrige Inflation in der Eurozone. Tatsächlich lag die Inflationsrate der

Eurozone seit dem Jahr 2000 fast immer oberhalb des genannten Ziels, während die Kerninflation sich recht

stabil in einem Korridor zwischen 1 und 2 % bewegte.


